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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Aussage des 

Blumenfeld Bundesministers im Bundeskanzleramt, Dr. 

Ehmke, abgegeben während der Fragestunde 
der 183. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 27. April 1972, wonach die Bundesregie- 
rung keinen Grund zu der Annahme hat, daß 
die Ausreise des griechischen Staatsangehöri- 
gen Mangakis nicht im Einklang mit den Nor- 
men des Völkerrechts steht, aufrechtzuerhal- 
ten, oder trifft es vielmehr zu, daß wenige 
Tage vor der Haftentlassung des Herrn Man- 
gakis Bundesminister Ehmke selbst oder sein 
beauftragter Beamter des Bundeskanzleramts 
einen griechischen Staatsbürger, der als Ver- 
teidiger von Mangakis amtierte, aufforderte, 
für Mangakis Ausreisepapiere zu beschaffen, 
und als dieser - über ein solches Ansinnen in 
hohem Maße verwundert - die Frage ver- 
neinte, zur Antwort bekam, daß dieses dann 
von Bonn gemacht würde? 


2. Abgeordneter Entspricht es den Tatsachen, daß, nachdem der 
Blumenfeld griechische Staatsangehörige und Prozeßver- 

teidiger des Herrn Mangakis, Dr. Tsatsos, 
wegen Beihilfe zur illegalen Ausreise des 
Herrn Mangakis durch eine Bundeswehr- 
maschine von der griechischen Staatsanwalt- 
schaft unter Anklage gestellt worden war, 
Bundesminister Ehmke den sich um Hilfe- und 
Richtigstellung bezüglich der Klageerhebung 
an ihn wendenden Dr. Tsatsos in sehr unhöf- 
licher Weise abgewiesen hat, u. a. mit der Be- 
gründung, daß es der Bundesregierung nicht 
möglich sei, ihn hinsichtlich seiner Tätigkeit 
für Mangakis in Griechenland von jedem 
Risiko freizustellen? 

Antwort des Bundesministers Dr. Ehmke 
vom 11. August 1972 

Die Bundesregierung hat von ihren früheren Äußerungen in der 
Angelegenheit Mangakis nichts zurückzunehmen. Sie hält es auch, 
im Interesse von Herrn Professor Tsatsos für geboten, ihren 
Äußerungen nichts hinzuzufügen. 


3. Abgeordneter Hat es zwischen dem Bundesminister Professor 
Cantzier Dr. Ehmke und dem Staatsanwalt Winkelmann 

beziehungsweise dessen Beschäftigungsbehör- 
de einen Briefwechsel gegeben, wie der Quick- 
Redakteur Nouhuys nach den „Nürnberger 
Nachrichten" vom 16. August 1972 behauptet 
haben soll, und wenn ja, wann war dies und 
welchem Ziele diente der Briefwechsel jeweils? 
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Antwort des Staatssekretärs Bahr 
vom 24. August 1972 

Die Behauptung von Herrn Nouhuys ist falsch. Zwischen Bun- 
desminister Professor Dr. Ehmke und dem Staatsanwalt Winkel- 
mann hat es im Zusammenhang mit den Vorgängen um die 
Illustrierte „Quick" keinen Briefwechsel gegeben. Der Minister 
und der Staatsanwalt haben nie miteinander gesprochen und 
haben sich nie gesehen. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


4. Abgeordneter Treffen Nachrichten zu, nach denen 95°/o der 
Picard Bediensteten des Goethe-Instituts tur den 

Herbst dieses Jahres einen Streik beabsichti- 
gen sollen, und was ist der Anlaß für diese 
Absicht? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank 
vom 17. August 1972 

Die Gewerkschaft Eiziehung und Wissenschaft (GEW) hat für 
den Herbst mit Kampfmaßnahmen im Bereich des Goethe-Insti- 
tuts gedroht, sofern ihre Forderungen nicht erfüllt würden. An- 
laß und Art der Forderungen ergeben sich aus den Leitsätzen 
der GEW, die am 19. Juli 1972 der Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestags übergeben wurden, ferner aus der Num- 
mer 2/72 vom 12. Mai 1972 der Zeitschrift „GEW-Informationen 
für Angehörige des Goethe-Instituts". 

Es kann allerdings vorhergesagt werden, daß wohl kaum 95% 
der Bediensteten des Goethe-Instituts in Streik treten werden, 
da einmal von den etwa 2800 Bediensteten nur 500 gewerkschaft- 
lich organisiert sind, zum anderen ein ungekündigter Tarifver- 
trag lür die entsandten Kräfte besteht, der diese an die Friedens- 
pflicht bindet. Tarifliche Regelungen bestehen bisher nicht hin- 
sichtlich der Arbeitsbedingungen für die nicht entsandten, d. h. 
die sogenannten Ortskräfte deutscher oder fremder Staatsan- 
hörigkeit. 


5. Abgeordneter W r elche Auswirkungen würde ein solcher 

Picard Streik haben, besonders im Ausland, und 

durch welche Maßnahmen könnte er gegebe- 
nenfalls verhindert werden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank 
vom 17. August 1972 

Durch einen Streik der ca. 1175 Ortskräfte im Ausland könnten 
die Kulturinstitute in ihrer Funktion behindert oder auch gänz- 
lich lahmgelegt werden. 

Zu dem dabei zu beachtenden politischen Aspekt ist zu sagen, 
daß die Bundesrepublik Deutschland im allgemeinen als ein 
streikarmes Land gilt. In der Mehrzahl der Gastländer wird ein 
Streik als ein bekanntes und anerkanntes Mittel des Arbeits- 
kampfes angesehen und verstanden werden. Das Bild einer de- 
mokratischen Bundesrepublik wird also dadurch nicht leiden. 
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Von den in den Leitsätzen der GEW vorgetragenen Forderungen 
will die GEW entsprechend einer Äußerung gegenüber dem 
Goethe-Institut augenblicklich die Behandlung der Fragen der 
Abfindung unkündbarer Angestellter im Falle der Auflösung des 
Goethe-Instituts und die der Änderung der Auslandszulage aus- 
klammern. 

In einer Ressortbesprechung zwischen dem Bundesministerium 
des Innern, dem Auswärtigen Amt und dem Bundesministerium 
für Wirtschaft und Finanzen vom 10. August 1972 hatte das 
Goethe-Institut Gelegenheit, seine Situation und seinen Stand- 
punkt nochmals darzulegen. Anläßlich dieser Besprechung haben 
die beteiligten Ressorts ihre Auffassungen wie folgt präzisiert: 

a) Ortskräftevergütung 

Eine tarifvertragliche Regelung für die deutschen Ortskräfte bei 
den Zweigstellen des Goethe-Instituts kann erst dann in Betracht 
kommen, wenn Verhandlungen über einen Tarifvertrag mit der 
ÖTV und der DAG für die im Dienste des Bundes bei den diplo- 
matischen und berufskonsularischen Auslandsvertretungen ste- 
henden deutschen Ortskräfte zum Erfolg geführt haben. Die Situ- 
ation der Ortskräfte fremder Staatsangehörigkeit, und zwar bei 
den Auslandsvertretungen wie beim Goethe-Institut, wird dann 
ebenfalls zu überprüfen sein. Unabhängig von den Tarifverhand- 
lungen kann in Anwendung der bestehenden Bestimmungen in 
jedem Einzelfall das Vorliegen oder Fehlen der Ortsüblichkeit 
der Entlohnung überprüft werden. Mangelt es an der Ortsüblich- 
keit, so wäre diese herzustellen nach Vorlage entsprechendem 
Materials über das Auswärtige Amt an das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Finanzen. Das Goethe-Institut wird diesen 
Weg beschreiten. 

b) Vergütung der entsandten Kräfte 

Eine allgemeine Anhebung von Stellen ist auf Grund des einer 
solchen Maßnahme entgegenstehenden Kabinettsbeschlusses un- 
möglich. Im Rahmen des geltenden Tarifrechts können nur Ein- 
ordnung und Bewertung von Stellen überprüft werden. 

Sofern es im Einzelfalle an tarifgerechter Einstufung fehlt, ist 
dies anhand von Arbeitsplatzbeschreibungen nachzuweisen. Das 
Bundesministei ium für Wirtschaft und Finanzen wird diese Fälle 
nach Vorlage entsprechender Unterlagen durch das Goethe-In- 
stitut alsbald prüfen. 

Das Goethe-Institut hat sich mit diesen Verfahren einverstanden 
erklärt und wird seine Angehörigen entsprechend unterrichten. 


6. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung getan bzw. ge- 

Kiechle denkt sie zu tun, um der drohenden einseiti- 

gen Anerkennung des Pankower Regimes 
durch Finnland entgegenzuwirken, insbeson- 
dere um den finnischen Eindruck zu beseitigen, 
es gäbe „so viele Nachrichten" mit verschiede- 
nen Nuancen über die Meinung in Bonn, und 
wird die Bundesregierung notfalls zusammen 
mit ihren nordatlantischen Verbündeten ihre 
Zustimmung zur Abhaltung der für Ende No- 
vember geplanten Vorkonferenz zur gesamt- 
europäischen Sicherheitskonferenz zurückzie- 
hen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank 
vom 17. August 1972 

Auf Seiten der finnischen Regierung bestehen keine Unklarhei- 
ten über die Haltung, die die Bundesregierung in bezug auf Finn- 
lands Verhältnis zur DDR einnimmt. Auf Grund ständiger Kon- 
takte zwischen Helsinki und Bonn kennt die finnische Regierung 
unsere Präferenz, wonach wir es begrüßen würden, wenn Finn- 
land seine Beziehungen zur DDR zu deren Gunsten erst nach 
Abschluß des von uns angestrebten Grundvertrages mit der DDR 
modifizieren würde. Als Ergebnis der Beratungen des Bundes- 
kabinetts über die jüngsten finnischen Vorschläge ist der Regie- 
rung in Helsinki mitgeteilt worden, daß die Bundesregierung 
die finnische Initiative vom 10. September 1971 und ihre Erneue- 
rung durch das Memorandum vom 10. Juli 1972 im Gesamtzu- 
sammenhang ihrer Politik — und dazu gehört auch das Problem 
der internationalen Stellung der DDR — * beurteilt. Dafür hat 
Außenminister Sorsa in seiner Erklärung vom 9. August 1972 
Verständnis gezeigt. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß Finnland am 31. Juli 1972 
mit der DDR in Verhandlungen eingetreten ist. Zu dieser souve- 
ränen finnischen Entscheidung nimmt die Bundesregierung nicht 
Stellung. Sie hat aber mit Interesse vermerkt, daß die finnische 
Regierung nach der Bekanntgabe des Beschlusses des Bundes- 
kabinetts zur finnischen Initiative den Grundsatz der bisher 
geübten Neutralität in der Deutschlandfrage bekräftigt hat. 
Außenminister Sorsa hat erklärt, die finnische Regierung werde 
ihre Bemühungen zur Regelung der Beziehungen mit beiden 
deutschen Staaten unter Beachtung unbedingter Unparteilichkeit 
fortsetzen. 

Was den Tagungsort für die multilaterale Vorbereitung einer 
Konferenz über Sicherheit, und Zusammenarbeit in Europa an- 
geht, so haben sich die NATO-Staaten anläßlich der Frühjahrs- 
tagung des Ministerrates am 30./31. Mai 1972 in Bonn für Hel- 
sinki ausgesprochen. Die Allianz hat bei ihrer Entscheidung die 
neutrale Haltung Finnlands in der Deutschlandfrage ausdrücklich 
in Rechnung gestellt. Dies ergibt sich aus der in Ziffer 8 des 
Schlußkommuniques enthaltenen Bezugnahme auf das finnische 
Aide-memoire vom 24. November 1970. Dieses Aide-memoire 
nimmt seinerseits auf das finnische Memorandum vom 5. Mai 
1969 Bezug, in dem Finnland für die Kandidatur Helsinkis als 
Tagungsort vor allem die neutrale Haltung Finnlands in der 
Deutschlandfrage angeführt hatte. Die vorzitierte Äußerung des 
finnischen Außenministers Sorsa erlaubt den Schluß, daß die fin- 
nische Regierung nicht beabsichtigt, von ihrem bisher geübten 
Grundsatz der Neutralität und Gleichbehandlung beider deut- 
scher Staaten abzugehen. Die Ausgangslage für die Entschei- 
dung der Allianz ist insoweit unverändert. 


7. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die kürzlich 
Dr. Riedl in der Öffentlichkeit bekanntgewordene Auf- 

München) forderung, „konsequenter als bisher" Schritte 

für das Verschwinden der Rundfunksender 
„Radio Free Europe" und „Radio Liberty" 
einzuleiten, und hat sie ggf. Schritte in dieser 
Richtung unternommen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank 
vom 15. August 1972 

Die Bundesregierung hat keine derartigen Schritte unternommen. 
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8. Abgeordneter Vertritt die Bundesregierung angesichts der 
Gewandt von mir festgestellten zunehmenden Schwie- 

rigkeiten und Schikanen, die sich gegen alle 
deutschstämmigen Bewohner Polens richten, 
die ihre Umsiedlung in die Bundesrepublik 
beantragen wollen, immer noch die am 13. Juli 
1972 vom Bundesminister Franke geäußerte 
Auffassung, daß nach der Ratifizierung der 
Ostverträge bei der Familienzusammenfüh- 
rung auf polnischer Seite „eine freundlichere 
Bereitschaft gegenüber der früheren Zeit'' fest- 
zustellen sei, und ist die Bundesregierung in 
der Lage, die weitere Feststellung Bundes- 
minister Frankes vom 13. Juli 1972 zahlen- 
mäßig zu belegen, wonach sich der Strom der 
Übersiedler aus Polen „verstärkt" habe? 


9. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, erneut mit der 
Gewandt Volksrepublik Polen in Verhandlungen einzu- 

treten mit dem Ziel, die offensichtlich noch 
offenen Fragen zu klären? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Frank 
vom 23. August 1972 

Bundesminister Franke hat sich in dem von Ihnen zitierten 
Interview offensichtlich auf die Tatsache bezogen,, daß die Ge- 
samtzahl der im Jahre 1971 aus Polen eingetroffenen Umsiedler 
erheblich hoher lag als die Zahlen für die Jahre vor Unterzeich- 
nung des Vertrages und daß insgesamt die Zahlen der seit Ver- 
tragsunterzeichnung eingetroffenen Umsiedler erheblich über 
dem Durchschnitt der Jahre seit 1960 liegen. 

Die Bundesregierung hat jedoch weder der polnischen Regierung 
noch dem Bundestag verhehlt, daß sie den seit Herbst 1971 ein- 
getretenen Rückgang der Umsiedlerzahlen und in Verbindung 
damit die Schwierigkeiten, die Umsiedlungsbewerbern von den 
örtlich zuständigen polnischen Stellen bereitet werden, mit Be- 
sorgnis beobachtet. Ich darf Sie hierzu auf die von der Bundes- 
regierung erteilten Antworten auf entsprechende Fragen in den 
Fragestunden des Bundestages verweisen. 

Die Bundesregierung wird die Klärung von Fragen, die sich im 
Zusammenhang mit der „Information der Regierung der Volks- 
republik Polen" ergeben, auch weiterhin gegenüber der polni- 
schen Seite in sachdienlich und geeignet erscheinender Weise 
verfolgen. 


10. Abgeordneter 
Mursdi 

(Soltau-Harburg) 


Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
um den Klagen über unzureichende konsula- 
rische Betreuung im Ausland - z. B. in Spanien 
- zu entsprechen, die darauf beruhen, daß Tou- 
risten, die an Sonnabenden Hilfe benötigen, 
sogar in der Hauptreisezeit bis Montag warten 
müssen, weil selbst bei Generalkonsulaten 
kein Wochenenddienst besteht? 
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Trifft es zu, daß das deutsche Generalkonsulat 
Barcelona, die von einem in der Provinz Tarra- 
gona lebenden Deutschen erbetene Weiterlei- 
tung einer Lebensbescheinigung an die deut- 
sche Rentenstelle ablehnte, weil der Antrag- 
steller - versehentlich - eine Peseta (ca. 
5 Pfennig) zu wenig frankiert hatte, obwohl 
der Antwortbrief des Generalkonsulats ein 
Mehrfaches kostete, und wie beurteilt die 
Bundesregierung dieses Verhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 6. September 1972 

Der Bundesregierung sind in letzter Zeit kaum Klagen über 
unzureichende konsularische Betreuung von Deutschen im Aus- 
land infolge ungenügender Regelung des Bereitschaftsdienstes 
unserer Vertretungen an Wochenenden bekannt geworden. Nach 
§ 35 der Geschäftsordnung für die Vertretungen der Bundes- 
republik Deutschland im Ausland bestimmt der Leiter der Ver- 
tretung nach den dienstlichen Erfordernissen und den örtlichen 
Verhältnissen, ob und inwieweit an Sonn- und Feiertagen, dienst- 
freien Nachmittagen ein Bereitschaftsdienst und nach Dienst- 
schluß ein Spätdienst eingerichtet wird. Nach dieser Weisung 
verfahren alle Auslandsvertretungen. Ein weitergehender Aus- 
bau des Bereitschaftsdienstes, der jedoch aufgrund der Erfahrun- 
gen nicht erforderlich erscheint, wäre nur bei personeller Ver- 
stärkung unserer Vertretungen möglich. 

Die Bundesregierung hält die bei unseren Vertretungen in 
Spanien getroffene Regelung für ausreichend. Sie wird z. Z. wie 
folgt praktiziert: 

Bei der Botschaft Madrid Sonnabend und Sonntag von 11 bis 
13 Uhr in der Botschaft durch einen Beamten des höheren oder 
gehobenen Dienstes und eine Sekretärin, von 17 bis 19 Uhr die 
gleiche Besetzung zu Hause. Außerdem ist die Botschaft Tag und 
Nacht durch einen zweisprachigen Pförtner besetzt, der je nach 
Bedeutung des Falles den im Dienstgebäude wohnenden Kanzler, 
den zuständigen Referenten, den ständigen Vertreter oder den 
Botschafter einschalten kann. 

Bei dem Generalkonsulat Barcelona Sonnabend von 8 bis 13 Uhr 
durch die Hälfte der verfügbaren Mitarbeiter in der Kanzlei. 
An spanischen und deutschen Feiertagen besteht Telephonbereit- 
schaftsdienst von 9 bis 12 Uhr. In Notfällen sind auch Anrufe an 
Wochenenden und während der Nacht in den Privatwohnungen 
des Leiters der Vertretung und seiner Mitarbeiter möglich. 

Bei der Außenstelle Palma de Mallorca des Generalkonsulats 
Barcelona an Sonnabenden von 9 bis 12 Uhr. 

Bei dem Generalkonsulat Bilbao an Sonnabenden von 9 bis 
13 Uhr. Außerdem sind Bedienstete an Wochenenden jederzeit 
telephonisch erreichbar. 

Zu berücksichtigen ist überdies, daß auch die ausländischen 
Dienststellen über das Wochenende geschlossen sind und manche 
Fälle bis Montag daher nur provisorisch oder nicht geregelt wer- 
den können. 

Von dem erwähnten Fall ist dem Generalkonsulat Barcelona 
nichts bekannt. Beglaubigte Lebensbescheinigungen werden vom 
Generalkonsulat stets ohne Portoberechnung weitergeleitet. Ein 
anderes Verfahren wäre zu mißbilligen. Ohne Namensangabe 
kann dem genannten Fall jedoch nicht weiter nachgegangen 
werden. 


11. Abgeordneter 
Mursch 

(Soltau-Harburg) 
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12. Abgeordneter Wenn die Bundesregierung ihre Antworten 
Springorum für wirklich nicht flüchtig hält, wird um An- 

gabe gebeten, an welcher Stelle des EGKS- 
Vertrags das Rechtsinstitut des Gemeinsamen 
Unternehmens zu finden ist, das nach dem vor- 
letzten Absatz der Antwort vom 23. Mai 1972 
(Drucksache VI/3454) in diesem Vertrag ent- 
halten sein soll? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersdi 
vom 6. September 1972 

Der Hinweis auf den EGKS-Vertrag anstatt auf den EAG-Ver- 
trag im vorletzten Absatz der Antwort vom 23. Mai 1972 (Druck- 
sache VI/3454) beruht offenbar auf einem bedauerlichen Schreib- 
versehen. 

Das Rechtsinstitut des Gemeinsamen Unternehmens ist in Ka- 
pitel V (Artikel 45 bis 51) EAG-Vertrag geregelt. 


13. Abgeordneter 
Dr. Czaja 


Ist die Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages zu den Vertragsgesetzen der beiden 
Ostverträge vom 17. Mai 1972’ der Regierung 
der Volksrepublik Polen vor Abschluß der 
Ratifizierung in gleicher Weise wie dem be- 
vollmächtigten Vertreter der UdSSR förmlich 
übermittelt, notifiziert oder durch ein völker- 
rechtlich relevantes Verfahren offiziell - ohne 
Widerspruch des Empfängers - als rechts- 
erhebliche Tatsache übergeben worden oder 
wurde die Regierung der Volksrepublik Polen 
trotz bestehender regelrechter Kontakte an- 
ders als die Regierung der UdSSR über die 
Entschließung nur informiert bzw. unterrich- 
tet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 8. September 1972 

Die Umstände, unter denen die gemeinsame Entschließung zu 
den Vertragsgesetzen der beiden Ostverträge den Regierungen 
der UdSSR und der Volksrepublik Polen zur Kenntnis gebracht 
worden sind, habe ich in der Antwort der Bundesregierung auf 
die Kleine Anfrage der Abgeordneten Stücklen, Strauß, Dr. Marx 
(Kaiserslautern) u. a. (Drucksache VI/3540) in allen Einzelheiten 
dargestellt. Ich erlaube mir daher, auf die Antwort zu verwei- 
sen. 


14. Abgeordneter Gibt es in Form und Rang der Notifizierung 
Dr. Czaja der Entschließung des Bundestages zu den bei- 

den Ostverträgen gegenüber der UdSSR und 
der Volksrepublik Polen einen sonstigen Un- 
terschied, worin besteht dieser gegebenen- 
falls, und wurde dabei eine unterschiedliche 
völkerrechtliche Bedeutung der Entschließung 
gegenüber den beiden Vertragspartnern, der 
UdSSR und der Volksrepublik Polen, ausge- 
schlossen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 8. September 1972 

Außer den in der Antwort auf die Kleine Anfrage (Drucksache 
VI/3540) geschilderten Modalitäten gibt es keinen sonstigen 
Unterschied bei der Behandlung der Entschließung im Verhältnis 
zur UdSSR und zur Volksrepublik Polen. Die Entschließung ge- 
hört, ungeachtet der genannten formalen Modalitäten, bei beiden 
Verträgen zu den Umständen des Vertragsabschlusses; sie hat 
daher in beiden Fällen den Charakter eines zusätzlichen Aus- 
legungsmittels im Sinne von Artikel 32 der Wiener Vertrags- 
rechtskonvention erlangt. 


15. Abgeordneter Hat die Bundesregierung vor der Schlußab- 
Dr, Czaja Stimmung zum Warschauer Vertrag den Bun- 

destag oder den Bundesrat davon in Kenntnis 
gesetzt, daß angeblich eine Notifizierung der 
Entschließung des Bundestages an die Regie- 
rung der Volksrepublik Polen vor Abschluß 
des Ratifikationsverfahrens nicht beabsichtigt 
sei, weil durch die Ostverträge nur im Hin- 
blick auf die Rechte und Pflichten der Sieger- 
mächte keine Rechtsgrundlagen für Grenzen in 
Deutschland geschaffen werden sollen, wohl 
aber Rechtsgrundlagen bezüglich der Verant- 
wortlichkeit der Bundesrepublik Deutschland 
im Hinblick auf ganz Deutschland? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 8. September 1972 

Zu diesem Punkt erlaube ich mir, auf das Ihnen, sehr geehrter 
Herr Kollege, zugängliche Protokoll der vertraulichen Sitzung 
des Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten des Bundes- 
rates vom 18. Mai 1972 und die in dieser Sitzung abgegebene 
Erklärung über Behandlung und Charakter der Entschließung 
hinzuweisen. Darüber hinaus wiederhole ich, was auch in dieser 
Sitzung gesagt wurde, nämlich daß die völkerrechtliche Stellung 
der Entschließung, so wie ich sie in der Antwort auf die Frage 14 
dargestellt habe, gegenüber beiden Vertragspartnern die gleiche 


16. Abgeordneter Vertritt die Bundesregierung auch nach der 
Dr. Czaja Ratifizierung des Warschauer Vertrags weiter- 

hin die in der Antwort auf die Große Anfrage 
der CDU/CSU zur Deutschland- und Ostpolitik 
geäußerte, mit dem Bundesverfassungsgericht 
übereinstimmende Auffassung, daß die Bun- 
desrepublik Deutschland dazu berufen ist, die 
rechtlichen Positionen des Deutschen Reichs 
auszufüllen, und vertritt sie diese Auffassung 
auch bezüglich der Wahrung . territorialer In- 
tegrität und Souveränität Deutschlands in je- 
nen Grenzen, die dem Deutschlandbegriff des 
Grundgesetzes entsprechen und die in dem 
nach der Note der Westmächte vom 11. August 
1970 durch die Ostverträge nicht berührten 
Londoner Übereinkommen vom 14. November 
1944 bei Einbeziehung des Übereinkommens 


9 



Drucksache VI/3816 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


vom 12. September 1944 ihren Niederschlag 
gefunden haben, in denen auch nach der glei- 
chermaßen unberührten Vierer-Erklärung vom 
5. Juni 1945 deutsches Gebiet nicht annektiert 
werden sollte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 8. September 1972 

Die Bundesregierung vertritt auch weiterhin die Auffassung, daß 
die Bundesrepublik Deutschland dazu berufen bleibt, die recht- 
lichen Positionen des Deutschen Reiches auszufüllen, wo das 
möglich ist und soweit das möglich ist. Der Deutschlandbegriff 
des Grundgesetzes ist nicht auf bestimmte Grenzen bezogen. 

In der von Ihnen erwähnten „Erklärung in Anbetracht der 
Niederlage Deutschlands" vom 5. Juni 1945 haben die Vier 
Mächte betont, daß die Übernahme der obersten Regierungs- 
gewalt in Deutschland durch sie nicht die Annektierung Deutsch- 
lands bewirke und daß sie die Grenzen Deutschlands oder 
irgendeines Gebietes, das damals einen Teil deutschen Ge- 
bietes bildete, später festlegen würden. Eine Zusage für die 
territoriale Integrität Deutschlands in bestimmten Grenzen haben 
die Vier Mächte weder in dieser Erklärung noch später gemacht. 
Die Beschlüsse der Potsdamer Konferenz vom 2. August 1945 
zeigen vielmehr, daß territoriale Veränderungen nicht ausge- 
schlossen waren und zum Teil auch tatsächlich vorbereitet wur- 
den, wenngleich die endgültige Regelung dieser Fragen gegen- 
über Gesamtdeutschland in einem Friedensvertrag bis heute 
nicht erfolgt ist. 


17. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die beab- 
Dr. Wittmann sichtigten Massenausweisungen von Asiaten 
(München) aus Uganda, und welche Maßnahmen wird sie 

auf Grund ihrer Verpflichtung, auf die Wah- 
rung der Menschenrechte in aller Welt zu 
achten, ergreifen, um Uganda und evtl, auch 
andere Staaten, die ähnliche Ausweisungen 
beabsichtigen, von ihren menschenrechts- 
widrigen Vorhaben abzubringen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Moersch 
vom 11. September 1972 

Die Ausweisung von ausländischen Staatsangehörigen aus Ugan- 
da ist zunächst einmal unter dem Aspekt des Ausländerrechts zu 
beurteilen und damit, wie in allen anderen Ländern, eine Frage 
der inneren Angelegenheiten Ugandas. Eingriffe der Bundes- 
regierung in die inneren Angelegenheiten anderer Länder sind 
völkerrechtlich unzulässig. 

Darüber hinaus hat die Ausweisung der Asiaten aus Uganda 
eine humanitäre Seite, da nach Lage der Dinge eine ganze Bevöl- 
kerungsgruppe das Land verlassen muß, die jahrzehntelang im 
Lande gelebt hat und jetzt entwurzelt wird. Die Bundesregierung 
teilt ihre Besorgnis über die Notlage der betroffenen Bevölke- 
rungsgruppe. Sie hält engen Kontakt mit der besonders betrof- 
fenen britischen Regierung und den Regierungen anderer be- 
freundeter Länder und prüft zur Zeit sorgfältig, welchen eige- 
nen Beitrag zur Linderung der Not der von der Ausweisung 
betroffenen asiatischen Bevölkerung sie leisten kann. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


18. Abgeordneter Welche Stellung bezieht die Bundesregierung 

Ott zu der Äußerung von Bundesminister Ertl, 

wonach er den für den Sport zuständigen 
Bundesinnenminister Genscher bitten wolle, 
darauf hinzuwirken, daß die nächsten Olympi- 
schen Winterspiele nach Garmisch-Partenkir- 
chen vergeben werden? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 21. August 1972 

Mit seiner Äußerung wollte Bundesminister Ertl zum Ausdruck 
bringen, daß im Falle einer Vergabe der Olympischen Winter- 
spiele in die Bundesrepublik Deutschland die Marktgemeinde 
Garmisch-Partenkirchen die günstigsten Voraussetzungen für die 
Durchführung der Spiele bieten würde. Bundesminister Ertl stützt 
diese Aulfassung vor allem darauf, daß Garmisch-Partenkirchen 
eine Vielzahl geeigneter Sportanlagen besitzt und hierdurch In- 
vestitionskosten eingespart werden können. 

Der Bundesminister des Innern kann nicht darauf hinwirken, daß 
die nächsten Olympischen Winterspiele — d. h. die Winterspiele 
1980 — nach Garmisch-Partenkirchen vergeben werden. Ge- 
sprächspartner des Internationalen Olympischen Komitees, das 
über die Vergabe entscheidet, sind allein die Nationalen Olym- 
pischen Komitees. Die IOC-Statuten sehen vor, daß das in Be- 
tracht kommende NOK die Bewerbung einer auf seinem Territo- 
rium gelegenen Stadt für die Ausrichtung der Sommer- oder 
Winterspiele befürwortet weitergibt. 

Die Anregung von Herrn Bundesminister Ertl ist auch nicht im 
Sinne eines Einwirkens der Bundesregierung auf die Entschei- 
dung über die Vergabe der Olympischen Winterspiele 1980 zu 
verstehen. Vielmehr soll damit erreicht werden, daß die Bundes- 
regierung die Frage ihrer finanziellen Beteiligung prüft, da eine 
Bewerbung Garmisch-Partenkirchens die finanzielle Unterstüt- 
zung des Bundes voraussetzen wurde. 

Zuin gegenwärtigen Zeitpunkt wäre eine Prüfung dieser Frage 
verfrüht. Bewerbungen für die Olympischen Winterspiele 1980 
müssen beim Internationalen Olympischen Komitee erst Ende 
des Jahres 1973 eingereicht werden. Bis dahin sind auch die nähe- 
ren Umstande überschaubar, die für oder gegen Garmisch-Par- 
tenkirchen als Austragungsort sprechen könnten. Eine gewisse 
Vorklärung wird durch die nächstjährigen lOC-Sitzungen in 
Sofia und Lausanne erwartet. Bisher sind für die Olympischen 
Winterspiele 1980 noch von keiner Seite Bewerbungen einge- 
gangen. 


19. Abgeordneter Mit welchem Defizit müßte in einem solchen 

Ott Fall gerechnet werden, und wer soll das be- 

zahlen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 21. August 1972 

über die Kosten der Olympischen Winterspiele in Garmisch- 
Partenkirchen läßt sich zur Zeit nichts sagen. Das gleiche gilt 
selbstverständlich für ein etwaiges Defizit. 


11 



Drucksache VI/3816 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


20. Abgeordneter 
Gerladi 
(Obernau) 


Ist die Bundesregierung bereit, der Ostberliner 
Behauptung entgegenzutreten, eine „Aktivie- 
rung provokatorischer Störmaßnahmen" sei- 
tens der Bundesrepublik Deutschland in Ge- 
stalt von Seegrenzverletzungen durch west- 
deutsche Handelsschiffe, Sportboote und Fi- 
schereifahrzeuge sei ursächlich für ein schär- 
feres Vorgehen der Grenzsicherungsorgane 
der „DDR", wobei die Anwendung von Waf- 
fengewalt und die Verfolgung auch in inter- 
nationalen Gewässern ausdrücklich angekün- 
digt werden, und wird Staatssekretär Bahr in 
seinen Verhandlungen mit Staatssekretär Kohl 
darauf bestehen, daß diese Maßnahmen, die 
allein die Flucht von Mitteldeutschen verhin- 
dern sollen, rückgängig gemacht werden? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 31. August 1972 

Die von Ihnen genannten Zitate sind von der Presse aus einem 
kürzlich erschienenen Aufsatz über das sogenannte Recht auf 
Nachteile in der DDR-Zeitschrift „Militärwesen" hergeleitet wor- 
den. Zu Beginn dieses Artikels wird behauptet, die Bundesregie- 
rung strebe eine Veränderung des maritimen Kräfteverhältnisses 
im Ostseeraum durch eine „Aktivierung der provokatorischen 
Störmaßnahmen im Küstenvorfeld der DDR" an. Im Zusammen- 
hang hiermit wird auf eine Zunahme angeblicher Verletzungen 
der Gewässer der DDR durch Handelsschiffe, Sportboote und 
Fischereifahrzeuge aus der Bundesrepublik Deutschland hinge- 
wiesen. Es wird schließlich behauptet, daß hiermit die Zuver- 
lässigkeit und Standfestigkeit der DDR-Grenzsicherung getestet 
werden solle. 

Diese Behauptung weist die Bundesregierung mit Nachdruck 
zurück. Zwar hat die Zahl der von den DDR-Küstenwachbooten 
in der Ostsee aufgebrachten Sport- und Fischereifahrzeuge ge- 
genüber dem Vorjahr deutlich zugenommen. Diese Zunahme 
könnte auf die größere Zahl der in der Lübecker Bucht fahrenden 
Sportboote und auf eine gewisse Sorglosigkeit der oft ortsun- 
kundigen Schiffsführer zurückzuführen sein. Es ist jedoch völlig 
verfehlt, hieraus zu folgern, es handle sich um provokatorische 
Störmaßnahmen. Die DDR-Küstenwachboote wissen aus eigener 
Anschauung, daß den in der Ostsee fahrenden Booten provozie- 
rende Absichten fernliegen. 

Eine Drohung mit verschärftem Vorgehen gegenüber Sport- und 
Fischereibooten ist in dem zitierten Artikel allerdings nicht 
enthalten. Er untersucht vielmehr die Rechtsvoraussetzungen 
des gegenüber Handelsschiffen als Ausnahme anwendbaren 
Rechts auf Nachteile über den eigenen Hoheitsbereich hinaus 
und bejaht hierbei den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der 
einzusetzenden Mittel; bei Waffengebrauch spricht sich der Auf- 
satz für äußerste Zurückhaltung aus. 

Auch die tatsächlich in der Ostsee gegebene Situation spricht 
nicht für eine Verschärfung der Lage. Im vergangenen Jahr hat- 
ten die DDR-Küstenwachboote zahlreiche Sport- und Fischerei- 
fahrzeuge aus der Bundesrepublik Deutschland, die die von der 
DDR festgelegte Drei-Seemeilen-Zone an der Ostseeküste be- 
fahren hatten, nicht nur gewaltsam gestoppt und durchsucht, 
sondern in den meisten Fällen auch in DDR-Häfen abgeschleppt, 
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die Bootsfahrer verhört und ihnen Geldstrafen auferlegt. In die- 
sem Jahr ist der Bundesregierung trotz der Zunahme der Zwi- 
schenfälle kein Fall bekanntgeworden, daß Bootsfahrer gegen 
ihren Willen in DDR-Häfen eingeschleppt worden wären. Die 
Schiffe der DDR haben sich vielmehr darauf beschränkt, die Boote 
aus der Bundesrepublik Deutschland zu stoppen, in den meisten 
Fällen auch zu durchsuchen, und anschließend auszuweisen. Eine 
Verfolgung der Boote über die Drei-Seemeilen-Zone hinaus in 
internationale Gewässer ist der Bundesregierung in keinem Falle 
bekanntgeworden. Ebenso ist eine verschärfte Bewachung des 
Küstenstreifens der DDR nicht erkennbar; die DDR-Boote über- 
wachen die Küste z. Z. in gleichem Umfang wie im Vorjahre. 

Das Grenzschutzkommando Küste hat zu Beginn der diesjährigen 
Wassersportsaison in einer Presseverlautbarung alle Fischer und 
Wassersportler vor dem Befahren des Küstenstreifens vor der 
DDR gewarnt. Diese Warnung hat das Grenzschutzkommando 
Anfang Juli erneuert. Gegenwärtig verteilt der BGS eine War- 
nung in Form von Handzetteln an alle Jachtclubs im Küstenbe- 
reich. Die Bundesregierung geht davon aus, daß mit solchen 
Maßnahmen am ehesten die Zahl der Zwischenfälle eingeschränkt 
werden kann. 


21. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Meldung der 
Schlee „Welt" vom 2. August 1972 bestätigen, daß 

in Deutschland lebende junge Polen und Deut- 
sche polnischer Abstammung während der Fe- 
rien in Lagern der polnischen Armee im Parti- 
sanenkampf ausgebildet werden, und was tut 
die Bundesregierung — bejahendenfalls — , 
um möglichen Gefahren für die Bundesrepublik 
Deutschland, die daraus erwachsen können, zu 
begegnen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 23. August 1972 

Die Bundesregierung kann auf Grund der ihr vorliegenden Er- 
kenntnisse die von Ihnen sinngemäß zitierten Behauptungen in 
der Zeitung „Die Welt" vom 2. August 1972 nicht bestätigen. 
Eine Antwort auf den zweiten Teil Ihrer Frage entfällt damit. 


22. Abgeordneter Trifft es zu, daß ein in einem Mainzer Verlag 
Hanz soeben erschienenes Buch Material aus amt- 

lichen Unterlagen des Bundeskriminalamts 
über die Baader-Meinhof-Bande enthält? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 23. August 1972 

Für das kürzlich im Verlag von Hase und Köhler, Mainz, er- 
schienene Buch „Der Baader-Meinhof-Report" sind verschiedene 
amtliche Unterlagen ganz oder teilweise verwendet worden. 
Dazu gehört Material, das im Bundeskriminalamt erarbeitet und 
von ihm anderen beteiligten Stellen in Bund und Ländern zu- 
gänglich gemacht worden ist, wie auch Material, das Behörden 
oder Dienststellen der Länder dem Bundeskriminalamt über- 
mittelt haben. Zum Teil werden in dem Buch bereits veröffent- 
lichte Einzelheiten wiedergegeben. 
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23. Abgeordneter Wenn ja, welche Maßnahmen gedenkt die 
Hanz Bundesregierung zu ergreifen, um zu verhin- 

dern, daß weiterhin amtliche Ermittlungsunter- 
lagen an Unbefugte gelangen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 23. August 1972 

Die Bundesregierung teilt die in Ihrer Frage zum Ausdruck kom- 
mende Besorgnis über die Verantwortungslosigkeit, mit der 
durch Veröffentlichungen dieser Art die polizeiliche Ermittlungs- 
tätigkeit gegen die Baader-Meinhof-Bande erschwert wird und 
gleichzeitig die loyal ihre Pflicht erfüllenden Angehörigen des 
Bundeskriminalamtes mit einem schwerwiegenden Verdacht be- 
lastet werden. 

Die Bundesregierung ist ständig bemüht, den Schutz von Amts- 
geheimnissen zu verbessern. Die hierzu getroffenen Anordnun- 
gen werden laufend auf ihre Wirksamkeit überprüft. Die Bundes- 
regierung würde nicht zögern, in ihrem Zuständigkeitsbereich die 
gesetzlich zulässigen Maßnahmen zu ergreifen, wenn sich inso- 
weit eine Dienstpflichtverletzung eines Bundesbediensteten her- 
ausstellen sollte. 


24. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Meister daß Dienstvorschriften, die sog. Bummelstreiks 

als Dienst nach Vorschrift zulassen, dringend 
einer Neugestaltung bedürfen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 11. September 1972 

Die den Dienst- und Betriebsablauf regelnden Vorschriften sind 
grundsätzlich so gestaltet, daß sie bei einer sinn- und zweck- 
entsprechenden Anwendung, die einen entsprechenden Willen 
voraussetzt, in aller Regel einen ordnungsgemäßen rationellen 
und störungsfreien Dienstbetrieb gewährleisten. Die unter den 
Bezeichnung „Dienst nach Vorschrift", „Dienst nach Recht und 
Gesetz" und dergleichen betriebenen Aktionen, bei denen die 
Dienstvorschriften zum Zwecke einer Verzögerung oder Störung 
des Dienst- und Betriebsablaufs bewußt sinnwidrig angewendet 
werden, stellen, wie die Bundesregierung mehrfach betont hat, 
eine Pflichtverletzung dar. Wenn der Wille zu einer ordnungsge- 
mäßen Durchführung der übertragenen Aufgaben nicht vorhanden 
ist, bleibt auch eine Neugestaltung von Dienstvorschriften wir- 
kungslos. 

25. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, in ihrem Zu- 

Meister ständigkeitsbereich alle Dienstvorschriften 

- z. B. auch die der beamteten Flugleiter - 
sinngemäß zu überprüfen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 11. September 1972 

Die Bundesregierung sieht es als eine Daueraufgabe an, ohne daß 
es dazu pflichtwidriger Aktionen bedürfte, bestehende Dienst- 
vorschriften dahin gehend zu überprüfen, ob sie den Anforderun- 
gen, die an sie gestellt werden, gerecht werden oder ob zur opti- 
malen Durchführung der Verwaltungsaufgaben eine Änderung 
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der Organisationsstruktur und des Ablaufs oder die Einführung 
von neuen Planungs-, Führungs- und Organisationstechniken 
notwendig werden. Welche Bedeutung die Bundesregierung die- 
sem Problem beimißt, kann daraus ersehen werden, daß sie 
zur Zeit ein Rationalisierungsprogramm vorbereitet, dessen Ziel 
eine zweckmäßige, wirtschaftliche und moderne Organisation 
der Bundesverwaltung ist. 


26. Abgeordneter Ergeben sich nach Ansicht der Bundesregie- 
Dr. Gatzen rung Konsequenzen für den Bundesminister im 

Bundeskanzleramt, Professor Dr. Ehmke, in 
seiner Stellung als oberster Chef des BND 
aus der Tatsache, daß nächste Angehörige von 
ihm in der CSSR leben, vergleichbar mit den 
Konsequenzen, die seinerzeit gegenüber hohen 
Beamten gezogen wurden, deren Angehörige 
z. B. in der „DDR" ansässig waren? 


27. Abgeordneter Hält die Bundesregierung Vorkehrungen für 
Dr. Gatzen erforderlich, um den Bundesminister im Bun- 

deskanzleramt in seiner Eigenschaft als hohen 
Geheimnisträger wirksam vor Pressionen zu 
schützen und damit ein mögliches Sicherheits- 
risiko auszuschließen? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 17. August 1972 

Die schon vor der Eheschließung des Bundesministers Professor 
Dr. Ehmke angestellten Erwägungen und vorgenommenen Über- 
prüfungen haben zu dem Ergebnis geführt, daß aus der Ehe- 
schließung und aus der Tatsache, daß die Eltern und der Bruder 
der Ehefrau von Bundesminister Ehmke in der CSSR leben, kein 
Sicherheitsrisiko erwächst. 

Es ist selbstverständlich, daß für den Chef des Bundeskanzler- 
amts im Hinblick auf Sicherheitsfragen alle jene Vorkehrungen 
bestehen, die für Geheimnisträger in entsprechender Stellung 
maßgebend sind. 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen ihres 1970 vorgelegten Sofortpro- 
gramms zur Modernisierung und Intensivie- 
rung der Verbrechensbekämpfung angesichts 
der Tatsache eines weiteren Ansteigens der 
Gewalt- und Eigentumskriminalität in der 
Bundesrepublik Deutschland bis heute, und 
welche wirksamen Gegenmaßnahmen gedenkt 
sie zu ergreifen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 31. August 1972 

Die vorbeugende Verbrechensbekämpfung und die Verfolgung 
strafbarer Handlungen ist in der Bundesrepublik Deutschland 
grundsätzlich Sache der Länder. Das Bundeskriminalamt hat als 
Zentralstelle des Bundes in erster Linie die Aufgabe, die Länder 
bei der kriminalpolizeilichen Verbrechensbekämpfung zu unter- 
stützen. Zu diesem Zweck hat es [§ 2 des Gesetzes über die Ein- 
richtung eines Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminal- 
amtes) - BKA-Gesetz] 


28. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 
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— die einschlägigen Nachrichten zu sammeln und auszuwerten, 

— die Behörden der Länder über die sie betreffenden Nach- 
richten und Zusammenhänge zu unterrichten, 

— erkennungsdienstliche sowie kriminaltechnische Einrichtun- 
gen zu unterhalten. 

Nur in einzelnen besonderen Fällen kann das BKA die polizei- 
lichen Aufgaben auf dem Gebiet der Strafverfolgung selbst wahr- 
nehmen (§ 4 BKA-Gesetz). 

Das Sofortprogramm der Bundesregierung zur Modernisierung 
und Intensivierung der Verbrechensbekämpfung vom 4. Novem- 
ber 1970 baut auf dieser gesetzlichen Grundlage auf. Sein Ziel 
war und ist es in erster Linie, durch Verstärkung des Haushalts 
des BKA sowie durch gezielte personelle, bauliche, technische 
und organisatorische Maßnahmen das BKA in die Lage zu ver- 
setzen, die ihm vom Gesetzgeber übertragenen - für die wirk- 
same Verbrechensbekämpfung im modernen Industriestaat ent- 
scheidend wichtigen - Aufgaben in einer dem Stand der Wissen- 
schaft und Technik entsprechenden Weise effektiv zu erfüllen. 
Dazu war das BKA im Jahre 1969 nicht durchweg in der Lage. 

Es liegt auf der Hand, daß die Verwirklichung der mit dem 
Sofortprogramm angekündigten Maßnahmen auf eine struk- 
turelle Verbesserung der Situation der polizeilichen Verbrechens- 
bekämpfung zielt und daß sie sich nicht kurzfristig in den Zahlen 
der polizeilichen Kriminalstatistik niederschlagen kann. Es ist 
auch schwer, die hypothetische Entwicklung der Kriminalität zu 
beurteilen, die möglicherweise ohne das Sofortprogramm der 
Bundesregierung eingetreten wäre. Die Bundesregierung ist je- 
denfalls davon überzeugt, daß das Sofortprogramm schon jetzt 
dazu beigetragen hat, die in den westlichen Industrienationen 
allgemein ansteigende Entwicklung der Kriminalität, besonders 
der Gewalt- und Eigentumskriminalität, zu verlangsamen und zu 
bremsen. Diese Wirkung wird noch deutlicher werden, wenn das 
Bundeskriminalamt ab Oktober dieses Jahres in der Lage sein 
wird, seine Aufgabe als Zentralstelle für den elektronischen 
Datenverbund der Polizeien des Bundes und der Länder wahr- 
zunehmen. 

Die Bundesregierung hat sich nicht mit der Verwirklichung des 
Sofortprogramms zur Modernisierung und Intensivierung der 
Verbrechensbekämpfung begnügt. Sie hat am 22. März 1972 das 
„Schwerpunktprogramm Innere Sicherheit" beschlossen, das u. a. 
eine Aufstockung der Haushaltsmittel für das BKA von 75,2 Mil- 
lionen DM im Jahre 1972 auf 122 Millionen DM für 1973 vor- 
sieht. Außerdem habe ich als Bundesminister des Innern dem 
von der Ständigen Konferenz der Innenminister/-senatoren des 
Bundes und der Länder am 17. Juni 1972 beschlossenen Teil I 
des „Programms für die Innere Sicherheit in der Bundesrepublik 
Deutschland" zugestimmt, in dem im Einvernehmen mit den 
Ländern 

— die Aufgaben des BKA als Zentralstelle neu umschrieben und 

— neue originäre Ermittlungszuständigkeiten für das BKA und 

— eine Verbesserung der Zusammenarbeit des BKA mit den 
Polizeien der Länder bei der polizeilichen Verbrechensbe- 
kämpfung 

vorgeschlagen wird. 

Einen Gesetzentwurf zur Verwirklichung dieser Vorschläge der 
Innenministerkonferenz hoffe ich in Kürze vorlegen zu können. 
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29. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Mitteilung darüber 
Hussing machen, inwieweit Fachverbände des deut- 

schen Sports auf Grund der Sparmaßnahmen 
im Haushalt 1972 mit der Kürzung von Geld- 
mitteln rechnen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dorn 
vom 29. August 1972 

Mittel für Zuwendungen an die Fachverbände des Deutschen 
Sports sind im Entwurf des Bundeshaushaltsplans 1972 bei Kap. 
06 02 Tit. 684 61 („Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des 
Sports und der Leibesübungen") vorgesehen. Trotz der Beschrän- 
kungen durch die vorläufige Haushaltsführung werde ich mich 
dafür einsetzen, daß die im Haushaltsentwurf für diesen Titel 
in Ansatz gebrachten Mittel in Höhe von 23 554 000 DM voll be- 
reitgestellt werden. Ich muß dazu entsprechende Beschränkungen 
an anderer Stelle im Haushalt des Bundesinnenministeriums hin- 
nehmen, um den Verfügungsrahmen nach der vorläufigen Haus- 
haltsführung einzuhalten. 


30. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 


Treffen Zeitungsberichte zu, in denen unter 
Berufung auf westliche Geheimdienstberichte 
behauptet wird, daß Mitglieder des in Bochum 
ansässigen Verbands polnischer Emigranten in 
der Bundesrepublik „Zgoda" („Zwiazek Pola- 
kow Zgoda Niemczech") während der Ferien 
in Militärlagern der polnischen Armee im Par- 
tisanenkampf ausgebildet werden? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 23. August 1972 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die „Zgoda" seit vielen 
Jahren im Rahmen der von ihr vermittelten Reisen nach Polen 
jeweils in der Zeit der Sommerferien auch Jugendlager durch- 
führt. Es liegen jedoch keine Erkenntnisse darüber vor, daß diese 
Kinder oder andere Teilnehmer der von der „Zgoda" veranstal- 
teten Reisen in Militärlagern der polnischen Armee im Parti- 
sanenkampf ausgebildet oder in ähnlicher Weise militärisch ge- 
schult werden. 


31. Abgeordneter Welche Schritte wird die Bundesregierung ge- 
Freiherr gen den Zgoda-Verband unternehmen, wenn 

von Fircks sich herausstellt, daß dieser angeblich aus- 

schließlich kulturellen und folkloristischen 
Zielen dienende und deswegen von den Be- 
hörden geförderte Verein es zuläßt, daß seine 
Mitglieder, junge deutsche Staatsangehörige, 
in Militärlagern einer östlichen Macht mili- 
tärisch geschult werden? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 23. August 1972 

Auf Grund der Antwort zu Frage 30 entfällt eine Beantwortung 
dieser Frage. 
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32. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den am 

Schirmer 5. August 1972 von Professor Josef Keul im 

ZDF-Sportstudio erhobenen Vorwurf, der Bund 
habe für die sportärztliche Betreuung der 
Sportler keine ausreichend wirksame Förde- 
rung ermöglicht und versäumt, trotz der hohen 
finanziellen Aufwendungen von mehr als 30 
Millionen DM für den Bau von Bundeslei- 
stungszentren dort die personelle und sach- 
liche Ausstattung für die sportärztliche Ver- 
sorgung zu sichern? 


33. Abgeordneter Welche Anträge oder Vorschläge wurden der 

Schirmer Bundesregierung vom Deutschen Sportärzte- 
bund, vom Deutschen Sportbund, von dessen 

Bundesausschuß zur Förderung des Leistungs- 
sports oder von den Bundessportfachverbän- 
den zur Förderung der sportärztlichen Vorsor- 
geuntersuchungen und Betreuung gegeben? 


34. Abgeordneter Welche Aufgaben erfüllen die mit der Förde- 
Schirmer rung des Bundes inzwischen eingerichteten 14 

sportmedizinischen Zentren, und ist gesichert, 
daß besonders alle Leistungssportler ständig 
medizinisch betreut werden, um Schäden vor- 
zubeugen oder entgegenzuwirken, wie sie u. a. 
vom Nachrichtenmagazin „Der Spiegel" in Nr. 
32/72 vom 31. Juli 1972 im Artikel „Vorolym- 
pische Leiden" veröffentlicht wurden? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 11. September 1972 

1. Der Bund fördert die Sportmedizin seit dem Jahre 1955. 

Er hat Mittel für die Grundlagen- und Zweckforschung zur 
Verfügung gestellt. Die Zweckforschung wird vornehmlich 
in den fünf sogenannten sportmedizinischen Forschungs- 
zentren (Köln, Hamburg, Berlin, Freiburg, Leverkusen) betrie- 
ben. Die Forschungszentren sind räumlich und funktionell 
mit Universitätsinstituten oder Kliniken verbunden. Im Jahre 
1971 sind für die sportmedizinische Forschung insgesamt 
rd. 1,5 Millionen DM zur Verfügung gestellt worden. Im 
Haushaltsentwurf 1972 sind Mittel in Höhe von 1,6 Millionen 
DM vorgesehen. 

2. Um die sportärztliche Versorgung der Spitzensportler der 
A-, B- und C-Kader zu sichern, gewährt der Bund seit dem 
Jahre 1971 auf der Grundlage eines vom DSB erarbeiteten 
Systems Zuwendungen für sportmedizinische Untersuchungen 
(1971: rd. 176 000 DM; Haushaltsansatz 1972: 570 000 DM). 
Dem zu untersuchenden Kreis der Sportler gehören rd. 
2000 Sportler an. Nach den vorliegenden Untersuchungs- 
plänen sollen diese Sportler jährlich zweimal untersucht 
werden. Neben den Untersuchungskosten trägt der Bund 
auch die Fahrkosten der Sportler. 
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Für die Untersuchung stehen zwölf sportmedizinische Zentren 
bzw. sportmedizinische Untersuchungsstellen zur Verfügung. 
Sie sind überwiegend an Instituten für Sportmedizin oder 
Universitäten eingerichtet, da eine gute personelle Aus- 
stattung dort in jedem Fall gewährleistet ist. Die Unter- 
suchungsstellen, die im Regelfall einem Bundesleistungs- 
zentrum zugeordnet sind (soweit sie nicht wie in Heidel- 
berg oder Ratzeburg unmittelbar zum Bundesleistungszen- 
trum gehören), wurden vom Deutschen Sportbund - Bundes- 
ausschuß zur Förderung des Leistungssports - im Zusam- 
menwirken mit den Bundessportfachverbänden lizenziert. Bei 
der Lizenzierung der Untersuchungsstellen hat sich der Bun- 
desausschuß zur Förderung des Leistungssports bemüht, eine 
ausreichende apparative und personelle Ausstattung sicher- 
zustellen und die Untersuchungen Ärzten zu übertragen, die 
sich dem Leistungssport besonders verpflichtet fühlen. 

Das System der Lizenzierung hat sich bewährt. Entsprechen 
die Untersudiungsstellen nicht mehr den an sie gestellten 
Anforderungen, wird die Lizenzierung zurückgezogen. Darauf 
ist es zurückzuführen, daß zwischenzeitlich die Gesamtzahl 
von 14 Untersuchungsstellen auf 12 vermindert worden ist. 


3. Die zur Verfügung stehenden Untersuchungsstellen wurden 
im Vorjahr nicht voll ausgelastet, da die Verbände nur zö- 
gernd von dem Angebot der sportmedizinischen Untersuchun- 
gen Gebrauch gemacht haben. Es wird damit gerechnet, 
daß erstmals in diesem Jahr annähernd die volle Kapazität 
(insgesamt 4000 Untersuchungen im Jahr an den 12 Unter- 
suchungsstellen) ausgeschöpft wird. 


4. Untersuchungsstellen, die wegen der sportmedizinischen 
Untersuchungen einen zusätzlichen Personalbedarf haben, 
erhalten neben den Sachkosten seit diesem Haushaltsjahr 
auch Mittel für die Bezahlung von Vergütungen für Ärzte 
und ärztliches Hilfspersonal. 


5. In jüngster Zeit sind weitere Vorkehrungen für eine optimale 
sportärztliche Versorgung der Leistungssportler getroffen 
worden. So hat sich das Bundesministerium des Innern grund- 
sätzlich bereit erklärt, einen Untersuchungstrakt, der im 
Gelände der Universität Freiburg errichtet werden soll, mit 
70 v. H. der Investitionskosten mitzufinanzieren. Damit sollen 
insbesondere die sachlichen Voraussetzungen für die sport- 
ärztliche Versorgung in Freiburg noch weiter verbessert 
werden. Der Bundesminister des Innern hat unter Einschaltung 
des Bundesinstituts für Sportwissenschaft überdies dazu 
beigetragen, daß ein moderner Labormeßwagen für die sport- 
medizinische Betreuung zur Verfügung steht. Der Labor- 
meßwagen ist in der von Ihnen erwähnten ZDF-Sendung 
der Öffentlichkeit vorgestellt worden und wird schon in 
München anläßlich der Olympischen Spiele eingesetzt werden. 

6. Eine erhebliche Bedeutung für die sportärztliche Versorgung 
der Leistungssportler hat schließlich auch die Betreuung der 
A-, B- und C-Kader bei der Durchführung zentraler Maßnah- 
men (Training und Veranstaltung). Hierfür werden den 
Verbänden im Rahmen der Zuwendungen für die Jahres- 
planungen jeweils auch besondere Mittel für medizinisch 
geschultes Personal bereitgestellt. 
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7. Daß die Kosten für Bundesleistungszentren (Mittelwert der 
Gesamtkosten je Zentrum nicht 30 Millionen DM, sondern 
weniger als 10 Millionen DM) wesentlich höher liegen als 
die für die sportmedizinische Betreuung, ist unerheblich. 
Entscheidend kann nur der tatsächliche Bedarf sein, für den 
der Bund nach seiner Finanzierungskompetenz aufzukommen 
hat. 

Eine andere Frage ist es, ob der Deutsche Sportbund und die 
beteiligte Ärzteschaft im Zusammenwirken mit dem Bundes- 
institut für Sportwissenschaft noch effektivere Strukturen 
und Systeme im Bereich der Vorsorgemedizin erarbeiten 
sollten. Ich habe den Eindruck, daß dies notwendig ist und 
möchte hierbei insbesondere auf die sporttraumatologische 
Vorsorgung hinweisen. Es ist auch erforderlich, die 
Vorsorgemedizin für Sportler insgesamt - also auch für 
Sportler, deren Betreuung den Ländern oder Kommunen 
obliegt - noch zu verbessern. Aus diesem Grund bemüht 
sich das Bundesministeriuin des Innern durch Initiativen 
dazu beizutragen, daß außer den Angehörigen der A-, B- und 
C-Kader auch Sportler niedrigerer Leistungsklassen und Per- 
sonen, bei denen die Sportausübung mit besonderer körper- 
licher Beanspruchung verbunden ist, in die sportärztlichen 
Untersuchungen mit einbezogen werden. Ich habe die zustän- 
dige Abteilung meines Hauses deshalb schon vor längerer 
Zeit angewiesen, diese Problematik auf die Tagesordnung 
der nächsten Sitzung der Sportreferenten des Bundes und der 
Länder zu setzen. 

Ihre Frage, ob gesichert ist, daß besonders alle Leistungssportler 
ständig medizinisch betreut werden, um Schäden vorzubeugen 
oder entgegenzuwirken, kann für den Verantwortungsbereich 
des Bundes (A-, B- und C-Kader) und hinsichtlich der an den 
Bund gestellten Anforderungen nach allem uneingeschränkt be- 
jaht werden. 


35. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die vom damaligen 
Flämig Parlamentarischen Staatssekretär Benda in der 

Fragestunde vom 8. Dezember 1968 erwähnten 
Bemühungen ihrer Vorgängerin aufgegriffen 
und fortgesetzt, die in fast allen Ländern 
unseres Kulturkreises übliche gemäßigte Klein- 
schreibung einzuführen, um das Erlernen 
der deutschen Rechtschreibung zu erleichtern 
und damit wertvolle Unterrichtszeit für ande- 
ren Wissensstoff zu gewinnen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 5. September 1972 

Im Einvernehmen mit mir wurde der Arbeitskreis für Recht- 
schreiberegelung im Juni 1970 von der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister der Länder nochmals gebeten, sich erneut mit 
den Vertretern der anderen deutschsprachigen Gebiete ins 
Benehmen zu setzen, um zu erfahren, ob dort jetzt eine Bereit- 
schaft zu einer Reform der deutschen Rechtschreibung im Sinne 
„Der Wiesbadener Empfehlungen" vorhanden ist. 

Die vom geschäftsführenden Vorsitzenden des Arbeitskreises 
unternommenen Schritte haben jedoch leider bisher noch zu 
keinen bedeutsamen Ergebnissen geführt. 
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Es ist aber zu erwarten, daß in Auswirkung der Verhandlun- 
gen der Bundesregierung mit der DDR eher als bisher auch auf 
dem Gebiet der Rechtschreibereform eine Verständigung erzielt 
werden kann. 


36. Abgeordneter Wäre die Bundesregierung für den Fall, daß 

Flämig die DDR, Österreich und die Schweiz eine 

Änderung der Rechtschreibung zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt ablehnten, bereit, die 
gemäßigte Kleinschreibung in der Bundesre- 
publik Deutschland einzuführen, um damit ein 
Beispiel für andere Länder unseres Sprach- 
raums zu geben? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 5. September 1972 


Sollten auf dem Gebiet der auch von der Bundesregierung für 
dringlich gehaltenen Rechtschreibereform weiterhin keine für 
den gesamten deutschsprachigen Bereich geltenden Ergebnisse 
zu erzielen sein, beabsichtigt die Bundesregierung, die Kultus- 
minister der Länder zu bitten, gemeinsam zu prüfen, ob eine 
nur für Teilgebiete des deutschen Sprachraums geltende Recht- 
schreibereform zu verantworten wäre. 


37. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Dr. Haack rung, aus den Mitteln der Heimkehrerstiftung 

jährlich mehr als bisher 3 Millionen DM zu 
entnehmen, um den vorliegenden Darlehns- 
anträgen schneller entsprechen zu können? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 11. September 1972 


Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeiten, aus dem Stamm- 
vermögen der Heimkehrerstiftung jährlich mehr als 3 Millionen 
DM für die Gewährung von Darlehen und einmaligen Unterstüt- 
zungen sowie für wissenschaftliche Forschungsaufträge zuzüg- 
lich der jährlichen Zinserträgnisse des Stammvermögens zu 
entnehmen. Diese Begrenzung für die jährliche Mittelverwen- 
dung ist durch § 46 Abs. 4 des Kriegsgefangenenentschädigungs- 
gesetzes (KgfEG) bestimmt. 

Soweit die Heimkehrerstiftung außerdem über die ihr von den 
Ländern überlassenen „Zertifikatsmittel" für ehemalige Kriegs- 
gefangene verfügt, regelt der Stiftungsrat die jährliche Ver- 
wendung dieser Mittel (§ 48 Abs. 4 KgfEG). Er bestimmt auch 
den anteiligen Einsatz aller jährlich verfügbaren Mittel für Unter- 
stützungen einerseits und für Darlehen andererseits. 


Die für 1972 vom Stiftungsrat für Darlehen bereitgestellten 
Mittel sind verbraucht, so daß zur Zeit keinem Darlehensantrag 
entsprochen werden kann. 
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38. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem 
Dr. Haack Umfang in der Bundesrepublik Deutschland 

von ausländischen Studenten Sicherheitslei- 
stungen in Höhe der voraussichtlichen Rüde- 
reisekosten vor Erteilung der Aufenthalts- 
erlaubnis verlangt werden, und ist die Bundes- 
regierung bereit, auf die Länderbehörden da- 
hin gehend einzuwirken, daß bei ausländischen 
Studenten, die an einer deutschen Hochschule 
immatrikuliert sind, grundsätzlich von der nach 
§ 7 Abs. 3 des Ausländergesetzes möglichen 
Sicherheitsleistung abgesehen wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rutschke 
vom 29. August 1972 

Die zuständigen Behörden (Ausländerbehörden und Auslands- 
vertretungen) können bei der Erteilung einer Aufenthaltserlaub- 
nis nach § 7 Abs. 3 des Ausländergesetzes (AuslG) verlangen, 
daß der Ausländer eine Sicherheitsleistung in Höhe der voraus- 
sichtlichen Rückreisekosten erbringt. Es liegt im pflichtmäßigen 
Ermessen der zuständigen Behörde, ob im Einzelfall eine Sicher- 
heitsleistung verlangt wird. Der Bundesregierung ist der zahlen- 
mäßige Umfang der von ausländischen Studenten erbrachten 
Sicherheitsleistungen nicht bekannt. Von der nach § 7 Abs. 3 
AuslG gegebenen Möglichkeit wird jedoch allgemein in verhält- 
nismäßig geringem Umfang Gebrauch gemacht. 

Die Rückkehr der ausländischen Studenten in die Heimat nach 
Beendigung ihrer Ausbildung in der Bundesrepublik Deutschland 
ist aus entwicklungspolitischen Gründen geboten. Durch die 
Sicherheitshinterlegung soll ausgeschlossen werden, daß im 
Einzelfall die öffentliche Hand mit den Rückreisekosten belastet 
wird. Da die ausländerrechtlichen Vorschriften von den Behörden 
der Länder durchgeführt werden, würde für den Fall, daß wegen 
des Verzichts auf an sich gebotene Sicherheitsleistungen von 
deutscher Seite Rückreisekosten übernommen werden müßten, 
eine Belastung der Haushalte der Bundesländer oder der Landes- 
behörden auf der Kreisebene eintreten. 

Unter diesen Umständen möchte ich davon absehen, an die Her- 
ren Innenminister (-Senatoren) der Länder mit der Bitte heran- 
zutreten, daß von der Hinterlegung einer Sicherheit generell oder 
zugunsten eines bestimmten Personenkreises abgesehen wird. 


39. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Konrad rung, daß sich unsachgemäße und gefährliche 

Lagerungen von Giften des höchsten Wirksam- 
keitsgrads, wie sie jetzt in Bad Bramstedt fest- 
gestellt worden sind und die vermutlich fast 
15 Jahre eine Gefahrenquelle unvorstellbaren 
Ausmaßes dargestellt haben, nicht wieder- 
holen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 8. September 1972 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß nach Inkrafttreten 
des Abfallbeseitigungsgesetzes am 8. Juni 1972 die in der Ver- 
gangenheit aufgetretenen Mißstände weitgehend ausgeschlossen 
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werden können. Nach den Bestimmungen des Abfallbeseitigungs- 
gesetzes wird die gesamte Abfallbeseitigung durch staatliche 
Behörden überwacht. Für giftige Abfälle werden besonders 
strenge Anforderungen gestellt. Im einzelnen schreibt das Gesetz 
vor, daß bereits das Aufkommen von Abfällen anzuzeigen ist 
und auch ein Nachweis über deren Art, Menge und Beseitigung 
verlangt werden kann. Außerdem dürfen Abfälle gewerbsmäßig 
oder im Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen nur mit Genehmi- 
gung der zuständigen Behörde eingesammelt und befördert wer- 
den. Damit ist künftig eine unkontrollierte Beseitigung giftiger 
Abfälle ausgeschlossen. 

Außerdem gewährleistet die im Gesetz nicht nur für die Errich- 
tung, sondern auch für den Betrieb von Abfallbeseitigungsan- 
lagen vorgeschriebene Planfeststellung, daß auch bei der Be- 
handlung giftiger Abfälle das Wohl der Allgemeinheit nicht 
beeinträchtigt wird. 

Schließlich ist Vorsorge getroffen worden,, daß schon bei der 
Aufstellung der überörtlichen Abfallbeseitigungspläne Anlagen 
für die Beseitigung giftiger Abfälle besonders ausgewiesen 
werden müssen. Die praktische Durchführung wird erfordern, 
daß bei der Ermittlung und Verwirklichung der unschädlichen 
Beseitigung über Landesgrenzen hinweg nach einheitlichen Ge- 
sichtspunkten verfahren wird. 


40. Abgeordneter Kann die Bundesregierung eine Erklärung 
Konrad darüber abgeben, daß die unschädliche Besei- 

tigung der Vorgefundenen Gifte gewährleistet 
ist? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Hartkopf 
vom 8. September 1972 

Nach Mitteilung des Minister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten des Landes Schleswig-Holstein handelt es sich bei den in 
Bad Bramstedt aufgefundenen Abfällen um den Laborbedarf 
eines mittleren chemischen Betriebs. Die Abfälle sind zunächst 
auf dem Gelände der Kläranlage Bad Bramstedt und, soweit sie 
als hochgiftig erkannt wurden, in der dortigen Polizeistation 
so lange unter Verschluß genommen worden, bis der Eigentümer 
ermittelt und eine Möglichkeit der schadlosen Beseitigung nach- 
gewiesen worden ist. 


41. Abgeordneter Bei welchen Stellen, in welcher Form und aus 
Dichgans welchen Gründen haben Bundesminister oder 

Bundesbeamte interveniert, um den Wider- 
stand schwarzafrikanischer Staaten gegen die 
Beteiligung rhodesischer Sportler an den Olym- 
pischen Spielen zu unterstützen? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 21. September 1972 

Ihre Frage beantworte ich im Einvernehmen mit dem Bundes- 
kanzleramt und dem Auswärtigen Amt wie folgt: 

Bundesminister oder Bundesbeamte haben bei keiner Stelle 
interveniert, um den Widerstand afrikanischer Staaten gegen 
die Beteiligung rhodesischer Sportler an den Olympischen 
Spielen zu unterstützen. 
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Die Bundesregierung hat das Organisationskomitee für die 
Spiele der XX. Olympiade und das Internationale Olympische 
Komitee auf schwerwiegende Bedenken des Auswärtigen Amtes 
aufmerksam gemacht und darum gebeten, eine Lösung zu finden, 
die es den afrikanischen Sportlern ermöglicht, an den Olym- 
pischen Spielen teilzunehmen. 

Die Bedenken des Auswärtigen Amtes stützten sich auf Berichte 
der Auslandsvertretungen und auf die Problematik der manda- 
torischen Resolution des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen 
Nr. 253 (1968), nach der die Einreise von Personen untersagt 
ist, die mit rhodesischen Pässen reisen oder das illegale rhode- 
sische Regime unterstützen. 

Die Bundesregierung hat nie Zweifel daran gelassen, daß das 
Internationale Olympische Komitee der alleinverantwortliche 
Veranstalter der Olympischen Spiele ist und eine Entscheidung 
darüber welche Nationalen Olympischen Komitees an den Spie- 
len teilnehmen, nur vom Internationalen Olympischen Komitee 
getroffen werden kann. 


42. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, nach der 
Engholm Vorlage eines Presserechtsrahmengesetzes zur 

Erfüllung des Verfassungsauftrages aus Arti- 
kel 75 des Grundgesetzes, auch „die allgemei- 
nen Rechtsverhältnisse . . . des Films" zu re- 
geln? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rutschke 
vom 8. September 1972 

Die Bundesregierung hat gegenwärtig nicht die Absicht, einen 
Gesetzentwurf über die allgemeinen Rechtsverhältnisse des 
Films beim Bundestag einzubringen, da für sie ein Bedürfnis 
nach bundesgesetzlicher Regelung derzeit nicht erkennbar ist. 


43. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, den Bereich der 
Engholm AV-Produktionen im Rahmen des Presse-, des 

Filmrechts bzw. wo sonst zu regeln? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Rutschke 
vom 8. September 1972 

Mit Interesse verfolgt die Bundesregierung die weitere Ent- 
wicklung der audio-visuellen Aufzeichnungs- und Wiedergabe- 
systeme (AV-Produktion). Eine besondere gesetzliche Regelung 
ist vorerst jedoch nicht beabsichtigt. Sowohl die Landespresse- 
gesetze als auch das Filmurheberrecht enthalten ausreichende 
Regelungen. 


44. Abgeordneter Welche Gründe veranlaßten „ wissenschaft- 
Dr. Hauser liehe Institutionen" - falls die Meldung der 

(Sasbach) Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 16. Au- 

gust 1972 zutrifft — , plötzlich einer Versen- 
kung der 2500 Fässer zyanidhaltiger Giftstoffe, 
die im letzten Jahr in einem Müllteich bei 
Bochum gefunden wurden, im Atlantik zuzu- 
stimmen, obwohl deren Vertreter noch vor 
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wenigen Monaten in der Projektgruppe für 
das Umweltprogramm gegen eine solche Ver- 
nichtung Bedenken angemeldet hatten, und 
welcher Art waren damals zunächst diese 
Vorbehalte? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 15. September 1972 

Die Ausführungen im Bericht der Projektgruppe „Hohe See und 
Küstengewässer“ über cyanidhaltige Abfälle von 1971 und das 
Einverständnis zum Einbringen einer abgegrenzten Menge dieser 
Abfälle auf große Wassertiefen im Nordatlantik vom Juli 1972 
stehen nicht im Widerspruch. 

Die Projektgruppe hat nicht schlechthin Bedenken gegen jeg- 
liches Einbringen von cyanidhaltigen Abfällen angemeldet, 
sondern die Bedingungen erläutert, unter denen ein Einbringen 
in das Meer zulässig ist. Nach Meinung der Projektgruppe wird 
die erforderliche unschädliche Verdünnung u. a. dadurch erreicht, 
daß die Abfälle in Behältern auf Wassertiefen von mehr als 
3000 m gebracht werden. Die Projektgruppe hat im übrigen 
eine weitgehende Unterbindung des Einleitens cyanidhaltiger 
Stoffe in die Flüsse sowie in die Atmosphäre über dem Bundes- 
gebiet gefordert. 

Nachdem die Stadt Bochum trotz einjährigen Bemühens keine 
praktischen Möglichkeiten zur Endlagerung oder zur Aufberei- 
tung der vermischten Härtesalzrückstände im Bundesgebiet 
gefunden hat, ist sie an den Bundesminister für Verkehr heran- 
getreten. 

Die Stadt hat zuvor erklärt, daß eine Beseitigung dieser aus der 
Bundesrepublik und sieben weiteren Nachbarländern stammenden 
Abfälle an Land unvermeidbare Gefahren für die Oberflächen- 
und Grundgewässer hervorrufen würde. 

Auf Veranlassung des Bundesministers des Innern haben die 
zuständigen Ministerien aller Bundesländer geprüft, ob die 
Salze an Land entgiftet oder abgelagert werden können. Alle 
Länder haben inzwischen solche Möglichkeiten eindeutig ver- 
neint. 

Bevor der Verkehrsminister eine abschließende Äußerung abgab, 
hat er selbstverständlich fachkundigen Rat von kompetenten 
Stellen eingeholt. Die im Deutschen Hydrographischen Institut 
und in der Bundesforschungsanstalt für Fischerei seit langem 
im maritimen Umweltschutz tätigen Meeres- und Fischereifor- 
scher haben den Bundesminister für Verkehr dahin beraten, daß 
die in den Härtesalzrückständen befindlichen Stoffe Alkali- 
nitrit und Alkalicyanid im Meer verhältnismäßig schnell zu 
ungiftigen Stoffben abgebaut (Nitrate bzw. Ameisensäure und 
Ammoniak) bzw. bis zur Unschädlichkeit verdünnt werden und 
daß aus der Sicht der Fischerei keine Bedenken bestehen, wenn 
eine abgegrenzte Menge derartiger Industrieabfälle im Nord- 
atlantik in Wassertiefen von mehr als 3000 m eingebracht würde. 
Außerdem würden die in Frage stehenden Härtesalzrückstände 
keine Gefahren durch biologische Anreicherung in maritimen 
Lebewesen und durch Weitergabe über die maritime Nahrungs- 
kette verursachen. 
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Eine Beseitigung von cyanidhaltigen Abfällen im Meer sieht das 
Übereinkommen der Anliegerstaaten des Nordatlantik über die 
Verhütung der Verunreinigung der See durch Industrieabfälle, 
gezeichnet in Oslo am 15. Februar 1972, ausdrücklich vor. Cyanid- 
haltige Abfälle gehören dort zu denjenigen Abfällen, die unter 
bestimmten Voraussetzungen ins Meer eingebracht werden dür- 
fen. 

Der Bundesminister für Verkehr hat sein Einverständnis mit der 
Auflage verbunden, die Härtesalze in einer Tiefe von mehr als 
3000 m einzubringen. Damit hat er die Empfehlung der Projekt- 
gruppe „Hohe See und Küstengewässer" nicht nur eingehalten, 
sondern ist weit über die im Oslo-Übereinkommen festgelegte 
Mindesttiefe von 2000 m hinausgegangen. 

Die Bundesregierung drängt seit langem die Industrie, entweder 
Techniken anzuwenden oder zu entwickeln, bei denen keine gif- 
tigen Abfälle entstehen, oder unverzüglich Wiederaufbereitungs- 
und Entgiftungsverfahren zu schaffen. Für sortenreine, d. h. nicht 
verunreinigte Härtesalzrückstände werden gegenwärtig indu- 
strielle Verfahren entwickelt. 


45. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
über die EWG zu erreichen, daß die Anrainer- 
staaten des Rheins, insbesondere Frankreich, 
dieselben Vorschriften zur Reinerhaltung des 
Rheins in Anwendung bringen wie die Bundes- 
republik Deutschland? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 19. September 1972 

1. Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt die Bemühun- 
gen sowohl des Europarats als auch der Europäischen Gemein- 
schaften zu harmonisierten Vorschriften zur Reinhaltung der 
Gewässer zu kommen. 

a) Der Entwurf der Europäischen Gewässerschutzkonvention sieht 
vor, für alle internationalen und grenzüberschreitenden Ge- 
wässer einen Gewässergütestandard einzuführen. Auf Vor- 
schlag der Deutschen Delegation, der von der Mehrzahl der 
Delegierten unterstützt wird, soll dieser Gewässergütestand 
möglichst der zweitbesten von vier Güteklassen entsprechen. 
Im Zusammenhang mit diesem Gütestandard sollen auch 
Bestimmungen über die Einleitung schädlicher Stoffe in die 
Konvention aufgenommen werden. 

Der Entwurf der Europäischen Gewässerschutzkonvention 
sieht im übrigen vor, den internationalen Gewässerschutz- 
kommissionen mehr Kompetenzen zu geben, u. a. sollen diese 
für ihr Einzugsgebiet noch weitgehende Anforderungen stel- 
len und den Mitgliedstaaten vorschlagen können. Auf der 
Grundlage der Konvention wird die Internationale Kommis- 
sion zum Schutz des Rheines gegen Verunreinigung den für 
die Reinhaltung des Rheins erforderlichen Gütestand festle- 
gen. Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß mit 
Rücksicht auf den weiter ansteigenden Bedarf an Rohwasser 
aus dem Rhein ein auf die Trinkwasserversorgung ausge- 
richteter Gütestandard festgelegt wird. Alle Rheinanlieger- 
staaten werden ihre Vorschriften zur Reinhaltung des Rheins 
darauf auszurichten haben. 
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b) Die Europäischen Gemeinschaften entwickeln zur Zeit ein 
Europäisches Umweltprogramm, das u. a. ebenfalls darauf 
abzielt, Gewässergütestandards und Anforderungen an Ab- 
wassereinleitungen zu vereinheitlichen. Hierbei wird neben 
den aus der Sicht des Umweltschutzes zu stellenden Anfor- 
derungen auch den Fragen des Wettbewerbs Beachtung 
geschenkt werden. Regelungen der EG werden sich deshalb 
auf alle Gewässer, nicht nur auf die internationalen und 
grenzüberschreitenden Flüsse erstrecken. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Reinhaltung 
des Rheins Angelegenheit der Rheinanliegerstaaten bleiben 
soll. Die Ende Oktober in Den Haag stattfindende Minister- 
konferenz der Rheinanliegerstaaten wird darüber beraten, wie 
die Arbeit der Internationalen Kommission zum Schutz des 
Rheins gegen Verunreinigung aktiviert und ob eine Betei- 
ligung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
an dieser Arbeit ermöglicht werden kann. 

2. Die Bemühungen der Bundesregierung um einheitliche inter- 
nationale Bestimmungen zur Reinhaltung der Gewässer werden 
allerdings dadurch erschwert, daß es für das Bundesgebiet noch 
keine einheitlichen Bestimmungen über Gewässergütestandards 
und über Anforderungen an die Einleitung schädlicher Stoffe 
gibt. Solche Regelungen sieht der von der Bundesregierung vor- 
gelegte Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Was- 
serhaushaltsgesetzes vor (vgl. Bundesratsdrucksache 310/72). 
Die Bundesregierung hofft, daß diese Vorschläge trotz der ab- 
lehnenden Haltung des Bundesrates vom Bundestag beschlossen 
werden und dann auch die Zustimmung des Bundesrates finden. 


46. Abgeordneter Welche Maßnahmen zur Unterbringung oder 
Dr. Schmitt- sinnvollen Nutzung von Schlamm, der bei der 

Vockenhausen Ausbaggerung von Altarmen von Flüssen und 
von Häfen laufend in großen Mengen anfällt 
und dessen Unterbringung vielfach auf große 
Schwierigkeiten (Erschöpfung der Aufspülmög- 
lichkeiten im Uferbereich, Landschaftsschutz) 
stößt, sind nach Auffassung der Bundesregie- 
rung gegeben? 


Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 18, September 1972 

Für die Ausbaggerung von Alt-Armen von Flüssen und von 
Häfen ist der Bund lediglich im Zusammenhang mit dem Eigen- 
tum an den Bundeswasserstraßen und mit der Verantwortlich- 
keit für die Erhaltung der Vorflut und Schiffbarkeit in den Bun- 
deswasserstraßen zuständig. Die Dienststellen der Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung bemühen sich seit Jahren um die Unter- 
bringung oder sinnvolle Nutzung des ausgebaggerten Schlam- 
mes. Dafür sind große Ablagerungsflächen im Vorlandbereich 
erforderlich, die nicht überall vorhanden sind. Zusätzliche Flä- 
chen können nur mit Unterstützung des jeweiligen Landes 
beschafft werden. 

Da sich die Ablagerung größerer Aushubmassen auf zahlreiche 
Anrainer auswirken kann, wurden die einzuhaltenden Bedin- 
gungen und Auflagen in Interesse der Wasserwirtschaft, des 
Landschaftsschutzes, des Verkehrs und anderer Interessenten 
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häufig in Planfeststellungsverfahren einer Bundes- oder Landes- 
behörde geregelt. Die Unterbringung von Schlamm erfordert 
beträchtliche Mittel. 

Eine wichtige Vorbeugemaßnahme gegen den Schlammanfall 
in Alt-Armen und Häfen ist die Reinhaltung nicht nur dieser 
Gewässer, sondern aller einmündenden Wasserläufe. Hierfür 
sind ebenfalls die Länder zuständig. Seitens des Bundes wird 
im strombaulichen Interesse laufend der Geschiebehaushalt 
der Bundeswasserstraßen untersucht. Hierzu führt die Bundesan- 
stalt für Gewässerkunde in Koblenz Schwebstoffmessungen an 
den Bundeswasserstraßen durch. 

Der ausgebaggerte Schlamm ist - ähnlich dem Erdaushub - Ab- 
fall im Sinne des Abfallbeseitigungsgesetzes des Bundes vom 
7. Juni 1972. Für seine Beseitigung sind jetzt die nach Landes- 
recht zu bestimmenden Gebietskörperschaften öffentlichen Rechts 
zuständig. Darüber hinaus verpflichtet das Abfallbeseitigungsge- 
setz die Länder, Abfallbeseitigungspläne nach überörtlichen 
Gesichtspunkten aufzustellen. Den Ländern ist es nunmehr mög- 
lich, die Beseitigung des bisher nur mit Schwierigkeiten unterzu- 
bringenden Schlammes im Rahmen der überörtlichen Abfallbe- 
seitigungspläne vorzusehen. 

Die Bundesregierung geht somit davon aus, daß durch das Abfall- 
beseitigungsgesetz den Ländern die Möglichkeit gegeben ist, 
die Maßnahmen zu treffen, die für die Beseitigung des ausge- 
baggerten Schlammes erforderlich sind. 


47. Abgeordneter Trifft es zu, daß das seit Jahren angekündigte 
Dr. Evers Bundesraumordnungsprogramm, das bis Ende 

1972 fertiggestellt und dem Bundestag vorge- 
legt werden soll, für das südliche Oberrheinge- 
biet neben der Nord-Süd-Achse Karlsruhe — 
Basel die Ost-West-Achsen Straßburg — Kehl — 
Offenburg — Freudenstadt und Basel — Lör- 
rach — Waldshut — Konstanz, jedoch keine 

Achse (Colmar — Neubreisach) Breisach — Frei- 
burg — Donaueschingen — Villingen/Schwennin- 
gen ausweist, wie sie im Landesentwicklungs- 
plan Baden-Württemberg und im Gebietsent- 
wicklungsplan für das südliche Oberrheinge- 
biet als wichtiger Bestandteil der Landes- und 
Regionalplanung vorgesehen sind und auch die 
volle Unterstützung der französischen Landes- 
und Regionalplanung findet? 


48. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine von 
Dr. Evers den bisherigen landesplanerischen Zielsetzun- 

gen stark abweichende Einstufung einschnei- 
dende nachteilige Konsequenzen für die Stadt 
Freiburg und für den Breisgau nach sich ziehen 
würde und daß eine Hinwegsetzung des Bun- 
desraumordnungsprogramms über den Landes- 
entwicklungsplan und den Gebietsentwick- 
lungsplan außerordentlich problematisch auch 
im Hinblick darauf ist, daß sich die Bundesre- 
gierung damit über die parlamentarisch gebil- 
ligten Vorstellungen der Landes- und Regio- 
nalplanung hinwegsetzen würde? 
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Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 18. September 1972 

Verbindliche Aussagen über konkrete Inhalte des Bundesraum- 
ordnungsprogramms lassen sich bei dem derzeitigen Stand der 
Bearbeitung nicht machen. Ich kann Ihnen jedoch mitteilen, daß in 
dem zur Zeit vorliegenden Entwurf zu dem Abschnitt „Ziel- 
system" eine Achse „französische Grenze" - Freiburg i. Breisgau - 
Villingen/Schwenningen ausgewiesen ist. Da gemäß § 8 des 
Raumordnungsgesetzes grundsätzliche Fragen der Raumordnung- 
und Landesplanung sowie Zweifelsfragen von der Bundesregie- 
rung und den Landesregierungen gemeinsam beraten werden, 
besteht zu Besorgnissen, wie sie in Ihren Fragen zum Ausdruck 
kommen, meines Erachtens kein Anlaß. 

49. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Um* 

Biechele weltgefahren durch das explosionsartige 

Wachstum des Bestands der Dreikantmuschel 
(Dreissena polymorpha Pallas) in unsern Ge- 
wässern, und wie ist vor allem diese Gefahr 
für den Bodensee zu bewerten, dessen zuneh- 
mende Eutrophierung große Sorgen bereitet, 
weil die Dreikantmuscheln viel Sauerstoff ver- 
brauchen und gleichzeitig das umgebende Was- 
ser durch Ausscheidungen und Verwesungs- 
rückstände stark belasten? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 18. September 1972 

Wie in anderen mitteleuropäischen Seen hat sich die Dreikant- 
muschel auch im Bodensee sprunghaft vermehrt. Ihr massen- 
haftes Auftreten steht jedoch nicht in unmittelbarem Zusammen- 
hang mit der zunehmenden Eutrophierung des Sees, denn die 
Muschel kommt ebenso auch in nährstoffarmen Seen vor. Als 
Indikator für die Eutrophierung kann sie deshalb nicht gesehen 
werden. 

Der Anteil an der Sauerstoffzehrung im See durch die Dreikant- 
muschel wird vom Staatlichen Institut für Seenforschung und See- 
bewirtschaftung in Langenargen mit weit unter einem Prozent 
angegeben. Dadurch, daß die Muschel mehr organische sauer- 
stoffzehrende Substanz (in der Hauptsache Mikroorganismen 
wie Bakterien und Blaualgen) als Nahrung aufnimmt, als sie 
durch Ausscheidung an sauerstoffzehrender Restsubstanz abgibt, 
kann ihr Vorkommen für die Beurteilung des Sauerstoffhaus- 
haltes des Sees vernachlässigt werden. Das gilt vor allem für die 
meist sauerstoffgesättigten ufernahen Bereiche der Flachwasser- 
zonen, in denen sie am häufigsten auftritt, aber auch für die tiefe- 
ren Zonen des Sees. 

Insgesamt führte das Massenauftreten der Dreikantmuschel nicht 
zu einer Verschlechterung des biologisch-chemischen Gütezustan- 
des des Bodensees; durch Ausscheidungen und Verwesungsrück- 
stände ist es nicht zu einer Mehrbelastung des umgebenden 
Wassers gekommen. 

Bei den Wasserwerken, die ihr Rohwasser unmittelbar aus dem 
See entnehmen, hat die Dreikantmuschel in den zurückliegenden 
Jahren jedoch verschiedentlich zu betrieblichen Störungen ge- 
führt, z. B. durch starken Ansatz der Muschel in den Entnahme- 
leitungen. Der Zweckverband Bodenseewasserversorgung unter- 
sucht auch in diesem Jahr wieder mit Einsatz von Tauchern seine 
Entnahmeanlagen in Sipplingen am Bodensee. Wenn auch die 
diesjährigen Untersuchungen noch nicht abgeschlossen sind, so 
verstärkt sich doch der Eindruck, daß gegenüber den Vorjahren 
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ein Rückgang der Besiedlung von Dreikantmuscheln festzustel- 
len ist. Besondere Schwierigkeiten sind bei der dortigen Wasser- 
versorgung nach Auskunft des Verbandes nicht aufgetreten. 
Zeitweilige Behinderungen bei anderen Wasserentnahmen konn- 
te durch den Einsatz geeigneter Mittel zur Bekämpfung der 
Larven und Muscheln in Rohrleitungen erfolgreich begegnet 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 

50. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß insbe- 
Riedel sondere auf dem Nahrungsmittelsektor Käu- 

(Frankfurt) fer durch Warenhäuser, Supermärkte und Le- 

bensmittelketten mit Unterpreis- Angeboten (so 
werden z. B. 10 Brötchen für 10 Pfennig ange- 
boten und solche Lockvogelangebote, sofern 
dagegen vorgegangen wird, als Sonderange- 
bote deklariert) in die Märkte und Geschäfte 
gelockt werden, und was gedenkt die Bundes- 
regierung dagegen zu unternehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 28. Juli 1972 

Klagen über eine Zunahme irreführender Lockvogelpraktiken 
sind der Bundesregierung bisher nicht bekannt geworden. Zur 
rechtlichen Beurteilung derartiger Werbemaßnahmen darf ich auf 
folgendes hinweisen: 

Die Frage eines Verbots der sogenannten „Lockvogel- Werbung" 
im Rahmen des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
(UWG) ist bei den Beratungen zur Novelle vom 26. Juni 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 633) eingehend geprüft worden. Der Gesetz- 
geber ist seinerzeit in Übereinstimmung mit der Auffassung der 
beteiligten Wirtschaftsverbände zu dem Ergebnis gelangt, daß 
ein solches gesetzliches Verbot nicht an andere Merkmale als 
an die Irreführung des Verbrauchers anknüpfen kann. Andern- 
falls wäre eine Abgrenzung insbesondere zu den im Handel üb- 
lichen und im Interesse des Verbrauchers zu begrüßenden Son- 
derangeboten nicht möglich. Andere Maßstäbe, etwa Kalkula- 
tionsmerkmale wie den Einstandspreis oder den Selbstkosten- 
preis, hat der Gesetzgeber als für die Abgrenzung zum zulässi- 
gen Sonderangebot ungeeignet angesehen, weil auch Fälle des 
Verkaufs unter dem Einstandspreis wirtschaftlich sinnvoll sein 
können und der Begriff des Selbstkostenpreises darüber hinaus 
betriebswirtschaftlich nicht hinreichend geklärt und daher nicht 
justiziabel ist (Schriftlicher Bericht des Rechtsaussdiusses, Druck- 
sache V/4035 S. 2 f.). 

Durch die Neufassung des § 3 UWG durch das Gesetz vom 
26. Juni 1969 sind daher nur irreführende Angaben „über die 
Preisbemessung des gesamten Angebots" in das Verbot des 
§ 3 UWG einbezogen worden. Dieser Tatbestand ist dann er- 
füllt, wenn mit der besonders günstigen Preisstellung einer Ware 
geworben und damit zu Unrecht der Eindruck hevorgerufen wird, 
daß auch das übrige Sortiment des Werbenden ähnlich preisgün- 
stig kalkuliert sei. Diese dem Willen des Gesetzgebers entspre- 
chende Auslegung hat der Bundesgerichtshof in der Entscheidung 
vom 17. September 1969 (Gewerblicher Rechtsschutz und Urheber- 
recht 1970 S. 33/34) ausdrücklich bestätigt. Sofern also Angebote 
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mit besonders günstigen Preisen den Verbraucher über die Preis- 
bemessung des gesamten Angebots des werbenden Unterneh- 
mens irreführen, sind sie auch nach der Rechtsprechung des BGH 
stets zu untersagen. 

Der Rückschluß des Verbrauchers von der Preisbemessung einer 
Ware auf die Preisstellung des gesamten Angebots kann aber 
regelmäßig durch die ausdrückliche Kennzeichnung als „Sonder- 
angebot" ausgeschlossen werden (vgl. BGH a. a. O.), da diese 
Kennzeichnung den Verbraucher darauf hinweist, daß es sich um 
ein zeitlich begrenztes preisgünstiges Angebot einer bestimmten 
Ware handelt und ihn davon abhält, die Preisgünstigkeit dieser 
Ware auf das gesamte Angebot zu beziehen. 

Da jedoch § 3 UWG generell jede den Verbraucher irreführende 
Angabe im geschäftlichen Verkehr untersagt, kann diese Vor- 
schrift auch dann eingreifen, wenn die Bezeichnung als „Sonder- 
angebot" geeignet ist, den Kunden über die Preisstellung der so 
gekennzeichneten Ware irrezuführen. Unter einem „Sonderange- 
bot" versteht der Verbraucher grundsätzlich, daß er eine be- 
stimmte Ware für eine begrenzte Zeit besonders preiswert kau- 
fen kann (Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses a. a. O. S. 3). 
Wird die Ware ständig zu dem günstigen Preis angeboten, so 
kann die Bezeichnung „Sonderangebot" beim Kunden den unrich- 
tigen Anschein eines gegenüber dem Normalpreis dieses Händ- 
lers besonders günstigen Angebots erwecken, das ihn wegen 
seiner zeitlichen Begrenzung zum sofortigen Kauf anlockt. Einer 
Anwendung des § 3 UWG auf solche Fälle steht die erwähnte 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 17. September 1959 
nicht entgegen. 

Ob die Verbraucher in dem von Ihnen erwähnten Fall über die 
Preisbemessung des gesamten Angebots oder über die Preisbe- 
messung der angebotenen Brötchen irregeführt werden können, 
vermag ich nicht zu beurteilen, da es auf die Umstände des 
Einzelfalles ankommt. Letztlich können diese Fragen nur die 
Gerichte beantworten. 

Insgesamt gesehen hält die Bundesregierung die reformierte 
Regelung in § 3 UWG tür ausreichend, um den Verbraucher und 
die Mitbewerber vor irreführender Werbung mit Angeboten zu 
besonders niedrigen Preisen zu schützen. 


51. Abgeordneter 

Riedel 

(Frankfurt) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Werbung mit derartigen Unterpreis-Ange- 
boten zu einer Marktbehinderung der Bäcke- 
reibetriebe führt, die sich auf die Herstellung 
und den Vertrieb von Brot und Brötchen spe- 
zialisiert haben, und daß diese Betriebe im 
Hinblick auf den geringeren Umfang ihres 
Warenangebots nicht in der Lage sind, die 
selbst hergestellten Waren unter Selbstkosten 
anzubieten, und welche Schritte gedenkt die 
Bundesregierung dagegen zu unternehmen 
oder ist sie gewillt, diese Mißstände zu akzep- 
tieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 28. Juli 1972 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß kurzfristige Ange- 
bote zu besonders günstigen Preisen zwar zu einer Verschlechte- 
rung der Wettbewerbsstellung der betroffenen Bäckereibetriebe 
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führen können, daß jedoch derartige Werbemaßnahmen im Rah- 
men der marktwirtschaftlichen Ordnung hingenommen werden 
müssen, sofern sie nicht gegen das UWG oder andere gesetzliche 
Vorschriften verstoßen. Diese Feststellung gilt im übrigen nicht 
nur für Bäckereibetriebe sondern auch für Betriebe anderer Bran- 
chen. Eine unzulässige Marktbehinderung für einzelne Bäckerei- 
betriebe kann jedoch eintreten, wenn — wie oben zu Frage 50 
ausgeführt — für Angebote zu besonders günstigen Preisen, die 
sich über einen längeren Zeitraum hinweg erstrecken, irreführen- 
derweise mit dem Begriff des Sonderangebots geworben wird. 
Aber auch dann, wenn für die Werbemaßnahmen die Kennzeich- 
nung „Sonderangebot" unterbleibt, ist in vielen Fällen eine Irre- 
führung über die Preisbemessung des gesamten Angebots mit 
den sich daraus ergebenden rechtlichen Folgen nicht auszuschlies- 
sen. Es ist Sache der Betroffenen und ihrer Verbände, gegen der- 
artige unzulässige Werbemaßnahmen gerichtlich vorzugehen. Die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß die gesetzlichen Vor- 
schriften ausreichen, um etwaigen Mißständen wirksam zu be- 
gegnen; sie kann grundsätzlich erst dann tätig werden, wenn 
sich — wofür bisher keine Anhaltspunkte vorliegen — die be- 
stehenden gesetzlichen Bestimmungen zur Verhinderung unlau- 
teren Wettbewerbs als unzureichend erweisen. 


52. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, entspre- 
Bremer chend den Plänen des Bundesjustizministers, 

das Steuergeheimnis bei Wirtschaftsstraftaten 
zu lockern (Handelsblatt vom 31. Juli 1972)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 29. August 1972 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen und ich prüfen 
zur Zeit mit den Landesfinanz- und Landesjustizverwaltungen die 
Frage, ob zwischen den Finanzbehörden und den Staatsanwalt- 
schaften in Wirtschaftsstrafsachen eine bessere Zusammenarbeit 
möglich ist. 

Dabei ist nicht daran gedacht, das Steuergeheimnis zu lockern. 
Es soll vielmehr überprüft werden, ob das geltende Recht unter 
Abwägung der widerstreitenden Interessen, die bei der Abgren- 
zung des Steuergeheimnisses zu berücksichtigen sind, in der 
Praxis eine besser befriedigende Handhabung zuläßt. So stellt 
sich z. B. die Frage, ob die Finanzbehörden der Staatsanwalt- 
schaft über Tatsachen, die sonst dem Steuergeheimnis unter- 
liegen, im Rahmen des § 96 StPO Auskunft zu erteilen haben, 
wenn der Betroffene die Finanzbehörden von der Pflicht zur 
Verschwiegenheit befreit. 

Anlaß für diese Überprüfung ist eine Entschließung, die Ende 
Mai 1972 anläßlich eines Erfahrungsaustausches der für Wirt- 
schaftsstrafsachen zuständigen Staatsanwaltschaften aus dem ge- 
samten Bundesgebiet einstimmig gefaßt worden ist. In dieser 
Entschließung werden die Justiz- und Finanzministerien des Bun- 
des und der Länder gebeten, zur Vermeidung von Schwierig- 
keiten einheitliche Richtlinien über die Reichweite des Steuer- 
geheimnisses zu erlassen. 

Die hierauf eingeleitete Überprüfung ist noch nicht abgeschlos- 
sen. 
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53. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß die 

Bremer Vorstellungen des Bundesjustizministers den 

Begriff des zwingenden öffentlichen Interesses, 
der bisher auch nach der Rechtssprechung eng 
auszulegen ist, erheblich ausweiten und auch 
nicht mit dem Entwurf einer neuen Abgaben- 
ordnung in Einklang stehen würden (Druck- 
sache VI/1982, § 5 Abs. 2 Nr. 6 in Verbindung 
mit § 377 Abs. 2 des Entwurfs)? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 29. August 1972 

In § 428 Abs. 2 Satz 3 der Abgabenordnung, der sachlich dem 
§ 377 Abs. 2 Satz 3 des Entwurfs einer Abgabenordnung ent- 
spricht, sind bestimmte Straftaten beispielhaft aufgeführt, bei 
deren Vorliegen ein zwingendes öffentliches Interesse an der 
Offenbarung von Tatsachen gegeben ist, die sonst dem Steuer- 
geheimnis unterliegen. 

Auf meine Anregung hin wird zur Zeit geprüft, ob nach dem 
Wertkatalog der in dieser Vorschrift nur beispielhaft genannten 
Fälle auch bei gemeinschädlichen Wirtschaftsstraftaten ein zwin- 
gendes öffentliches Interesse zu bejahen ist. Auch diese Prüfung 
ist noch nicht abgeschlossen. 

Von einer mit dem Entwurf einer neuen Abgabenordnung nicht 
im Einklang stehenden erheblichen Ausweitung des Begriffs des 
zwingenden öffentlichen Interesses kann hiernach nicht gespro- 
chen werden. 

54. Abgeordneter War die Ermittlungs- und Durchsuchungs- 

Niegel aktion gegen Redaktion, Redakteure und Ver- 

lag der Illustrierten „Quick" ohne Kenntnis, 
Billigung bzw. Auftrag der Bundesregierung, 
einzelner Kabinettsmitglieder oder Ressorts 
konzipiert, eingeleitet und durchgeführt wor- 
den, oder gaben die Bundesregierung bzw. 
einzelne Kabinettsmitglieder oder Ressorts 
Veranlassung, auch im weitesten Sinne, und 
warum, für diese Aktion? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 17. August 1972 

Weder die Bundesregierung noch einzelne Kabinettmitglieder 
oder Ressorts haben Veranlassung zu den erwähnten Ermittlun- 
gen und Durchsuchungsmaßnahmen gegeben. Die Bundesregie- 
rung hat von den eingeleiteten Maßnahmen jeweils erst nach- 
träglich Kenntnis erhalten. 


55. Abgeordneter Billigt die Bundesregierung das Vorgehen bei 
Niegel der Aktion gegen Redaktion und Redakteure 

und Verlag der Illustrierten „Quick" unter 
dem Vorwand „Steuerfahndung", um dann 
wegen „Verwahrungsbruchs" umfassende 
Durchsuchungsaktionen vorzunehmen, und wie 
vereinbart sich das ganze Vorgehen überhaupt 
mit den Prinzipien eines Rechtsstaats, sowie 
mit den Zielsetzungen der Regierungserklä- 
rung vom 22. Oktober 1969, mehr Demokratie 
wagen zu wollen, und dem garantierten 
Grundrecht der Pressefreiheit? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 17. August 1972 

Nach dem Prinzip der Gewaltenteilung steht es der Bundes- 
regierung nicht zu ( richterlich angeordnete Maßnahmen in lau- 
fenden Verfahren zu billigen oder zu mißbilligen. Dies entspricht 
den Prinzipien des Rechtsstaats. 

Im übrigen liegt nach den Auskünften der zuständigen Länder- 
instanzen kein Anhaltspunkt dafür vor, daß die Durchsuchungs- 
aktion lediglich unter dem „Vorwand" der Steuerfahndung vor- 
genommen worden seien. 


56. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Welche Stellen der Bundesregierung haben 
die Aktionen gegen den Bauer-Verlag ausge- 
löst oder waren daran vorbereitend beteiligt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 17. August 1972 

Keine 


57. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Zu welchen Erkenntnissen führten bisher die 
von der Bundesregierung bereits früher veran- 
laßten Serien-Vernehmungen zahlreicher Jour- 
nalisten als Beschuldigte? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 17. August 1972 

Diese Frage bezieht sich offenbar auf Vernehmungen im Laufe 
von Strafverfahren nach den §§ 353 b ( 353 c des StGB, die nicht 
im Zusammenhang mit dem Ermittlungsverfahren gegen den 
Journalisten Paul Limbach stehen. Insoweit ist darauf hinzu- 
weisen, daß die Bundesregierung in jenen Verfahren lediglich 
die von der Staatsanwaltschaft erbetenen Strafverfolgungser- 
mächtigungen erteilt hat. Sie hat keinerlei Einfluß auf den 
Gang der Ermittlungen, auch nicht auf einzelne Vernehmungen; 
diese werden vielmehr ausschließlich in der Verantwortung der 
zuständigen Länderstaatsanwaltschaft geführt, so daß die Bun- 
desregierung nicht in der Lage ist, Auskunft über laufende Er- 
mittlungsverfahren zu erteilen. 


58. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 
Vorberg 


Hat die Bundesregierung bedacht und wie ist 
gesichert, daß die Maßnahmen gegen Journa- 
listen und Verleger nicht zu einer Umgehung 
des vom Grundgesetz aufgestellten Zensur- 
verbots einer Verletzung des Redaktionsge- 
heimnisses sowie einer Behinderung oder 
Unterbindung der publizistischen Aufgabe der 
Presse oder pressegewer,blicher Funktionen 
von Verlegern führen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 17. August 1972 

Die Bundesregierung bekennt sich zur Wahrung der Pressefrei- 
heit und dem Zeugnisverweigerungsrecht der Presse. Sie ist der 
Auffassung, daß die geltenden Vorschriften des Grundgesetzes 
und der Strafprozeßordnung diese Rechte - auch international 
gesehen - rechtsstaatlich einwandfrei sichern und eine Zensur 
ausschließen. 


59. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Übersicht über 
Dr. Arndt die Rechtsordnung auch ohne die Verabschie- 

(Hamburg) düng eines das Verkündungswesen besonders 

regelnden Gesetzes gegenwärtig noch für ge- 
währleistet? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 25. August 1972 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die Übersicht über 
die Rechtsordnung auch ohne die Verabschiedung eines das Ver- 
kündungswesen besonders regelnden Gesetzes gewährleistet ist. 

Alle Gesetze werden, wie dies Artikel 82 Abs. 1 Satz 1 des 
Grundgesetzes vorsieht, im Bundesgesetzblatt verkündet. Die Ein- 
teilung des Bundesgesetzblatts in zwei Teile nach Sachgebieten 
fördert die Übersichtlichkeit. 

Rechtsverordnungen werden gemäß Artikel 82 Abs. 1 Satz 2 in 
Verbindung mit § 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Verkündung 
von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 (BGBl. S. 23) im 
Bundesgesetzblatt oder im Bundesanzeiger verkündet. Um dem 
Leser des Teils 1 des Bundesgesetzblatts einen vollständigen 
Überblick zu geben, wird dort auf alle Gesetze und Rechtsver- 
ordnungen hingewiesen, die im Bundesgesetzblatt Teil II und 
im Bundesanzeiger veröffentlicht worden sind. Bezüglich des 
Bundesanzeigers schreibt dies das Gesetz über die Verkün- 
dung von Rechtsverordnungen ausdrücklich vor (§ 1 Abs. 2). Fer- 
ner enthält das Bundesgesetzblatt Teil I Hinweise auf alle 
Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, die mit 
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften unmittelbare Rechtswirksamkeit in der Bundesrepublik 
Deutschland erlangt haben. Bei allen Hinweisen sind die genauen 
Fundstellen angegeben. 

Sämtliche oben angesprochenen Vorschriften werden darüber 
hinaus erfaßt von den vom Bundesrninisterium der Justiz heraus- 
gegebenen, jährlich erscheinenden Fundstellennachweisen. Der 
Fundstellennachweis A enthält - von völkerrechtlichen Ver- 
einbarungen abgesehen - alle nach dem 31. Dezember 1963 im 
Bundesgesetzblatt (Teile I und II) sowie im Bundesanzeiger 
verkündeten Vorschriften, darüber hinaus die im Bundesgesetz- 
blatt Teil III aufgeführten und noch geltenden Vorschriften mit 
den inzwischen eingetretenen Änderungen. Der Fundstellen- 
nachweis B umfaßt die von der Bundesrepublik Deutschland und 
ihren ReChtsvorgängern abgeschlossenen völkerrechtlichen Ver- 
einbarungen, die im Bundesgesetzblatt, Bundesanzeiger und 
deren Vorgängern veröffentlicht wurden und die noch in Kraft 
sind oder sonst noch praktische Bedeutung haben können. 
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Lediglich die Verkehrstarife, für die § 2 des Gesetzes über die 
Verkündung von Rechtsverordnungen eine Sonderregelung ent- 
hält, werden von den erwähnten Fundstellen nicht erfaßt. Der 
besondere Charakter der Verkehrstarife rechtfertigt eine solche 
Ausnahmestellung. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Auffassung, daß irgend- 
welche Maßnahmen, die möglicherweise eine noch bessere Über- 
sicht über die Rechtsverordnung gestatten, kein das Verkün- 
dungswesen besonders regelndes Gesetz bedingen, sondern auf 
administrativem Wege herbeigeführt werden können (z. B. Ein- 
beziehung der Verkehrstarife in die Hinweise des Bundes- 
setzblatts Teil I und die Fundstellennachweise, Erstellung eines 
gemeinsamen Sachverzeichnisses für alle verkündeten Vorschrif- 
ten usw.). 


60. Abgeordneter Wie groß ist die Zahl der Rechtsanwälte, die 
Weigl in Zusammenarbeit mit der Baader-Meinhof- 

Gruppe strafbarer Handlungen bezichtigt wer- 
den? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 12. September 1972 

Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof führt im Rah- 
men der Ermittlungen gegen die Baader-Mahler-Meinhof-Gruppe 
zur Zeit Ermittlungsverfahren gegen vier Rechtsanwälte. Soweit 
hier bekannt ist, werden von den Staatsanwaltschaften der Län- 
der derzeit keine Ermittlungsverfahren gegen weitere Rechts- 
anwälte geführt. 


61. Abgeordneter Hatten die Bundesregierung oder nachgeord- 
Lenzer nete Dienststellen Kenntnis von der polizeili- 

chen Durchsuchungsaktion bei der Illustrierten 
„Quidc" am 9. bzw. 10. August 1972 in Mün- 
chen und Hamburg, und welche Gründe führ- 
ten danach zu dieser Aktion? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 15. September 1972 

Die Bundesregierung hat inzwischen selbstverständlich Kenntnis 
von den erwähnten Aktionen erlangt; der Wortlaut der richter- 
lichen Durchsuchungsanordnung ist ihr jedoch nicht mitgeteilt 
worden. Ich darf Ihnen anheimgeben, sich insoweit an die zu- 
ständigen Landesjustizverwaltungen zu wenden. 


62. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Lenzer daß durch das Vorgehen im einzelnen das 

Zeugnisverweigerungsrecht ausgehöhlt wird, 
und welche gesetzgeberischen Konsequenzen 
gedenkt sie gegebenenfalls daraus zu ziehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 15. September 1972 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung nicht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wirtschaft und Finanzen 


63. Abgeordneter Inwieweit treffen Pressemeldungen zu, nach 
Dr. Schwörer denen in einer Reihe von Bundesländern wie 
Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, Nieder- 
sachsen, Saarland, Hessen, Hamburg und 
Schleswig-Holstein Tausende von Straßenbau- 
arbeitern von Kurzarbeit oder sogar Arbeits- 
losigkeit bedroht sind und möglicherweise des- 
halb in andere Wirtschaftsbereiche abwandern, 
weil eine große Anzahl von Firmen nur noch 
eine Auftragsdecke von höchstens zwei Mona- 
ten oder weniger haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 18. August 1972 

Kurzarbeit oder sogar Arbeitslosigkeit von Straßenbauarbeitern 
in größerem Umfange sind in keinem der genannten Bundes- 
länder zu befürchten. 

Die Auftragslage der Straßenbauwirtschatt muß zwar nach wie 
vor als wenig günstig bezeichnet werden; sie hat sich jedoch 
gegenüber Anfang dieses Jahres konjunkturell leicht verbessert. 
Die Auftragsvergaben der öffentlichen Hände für Straßenbauten 
haben im 1. Halbjahr 1972 gegenüber dem gleichen Vorjahres- 
zeitraum um rund 16,5 v. H. zugenommen. Dadurch hat sich die 
Reichweite der gemäß Ifo-Konjunkturtest erhobenen Auftrags- 
bestände im 1. Halbjahr 1972 von 1,5 Monaten im Januar auf 
2,2 Monate im Juni 1972 erhöht. 

Dieses immer noch niedrige Niveau der Auftragsbestände ist 
überwiegend auf die günstige Witterung des lezten Winters zu- 
rückzuführen, die in dieser Zeit eine Weiterarbeit im Straßenbau 
in bisher noch nicht gekanntem Maße erlaubte. Im 1. Quartal 
1972 sind im Straßenbau gut ein Viertel mehr Arbeitsstunden 
geleistet worden, als im ebenfalls witterungsmäßig nicht un- 
günstigen 1. Quartal 1971. Dadurch wurde die Reichweite der 
Auftragsbestände um etwa 0,4 bis 0,5 Monate stärker abgebaut 
als normal. 

Für das 2. Halbjahr 1972 kann mit einer eher noch höheren Stei- 
gerungsrate der Straßenbauaufträge gegenüber dem entsprechen- 
den Vorjahreszeitraum als im 1. Halbjahr 1972 gerechnet werden 
und dies bei wieder stabilen Straßenbaupreisen. Im Mai 1972 lag 
der Preisindex für Straßenbauarbeiten nur 0,2 v. H. über dem 
Vorjahresniveau. 

über die Abwanderung von Straßenbauarbeitern in andere Wirt- 
schaftszweige existieren keine Unterlagen. Die vorstehend ge- 
schilderte Situation sowie die Entwicklung des Arbeitsmarktes 
für Straßenbauarbeiter lassen eine überdurchschnittliche Abwan- 
derung jedoch nicht erwarten. So waren Ende 1972 von insgesamt 
7266 gemeldeten arbeitslosen Bauarbeitern 1613 Straßenbauar- 
beiter. Seit Ende März 1972 ist die Zahl der arbeitslosen Bau- 
arbeiter ingesamt wie auch der Straßenbauarbeiter um rund 
75 v. H. zurückgegangen. 
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64. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Dr. Schwörer rung noch im Jahre 1972 zu ergreifen, um eine 
gleichmäßigere Auslastung der Straßenbau- 
firmen sicherzustellen und dadurch gleichzeitig 
zu verhindern, daß in diesem Wirschaftsbe- 
reich qualifizierte Arbeitskräfte möglicher- 
weise unwiederbringlich abwandern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdon 
vom 18. August 1972 

Die Bundesregierung wird bemüht sein, die geplanten Bauauf- 
träge im Bundesfernstraßenbau wie vorgesehen zu vergeben. Im 
Hinblick auf die in der Antwort zu Frage 63 dargestellten Situa- 
tion hält die Bundesregierung besondere Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Straßenbaus nicht iür erforderlich. 


65. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, den Beruf 
Katzer „Koch" in die Anlage zur Handwerksordnung 

aufzunehmen oder als Ausbildungsberuf anzu- 
erkennen, und bis wann ist mit dem Erlaß von 
Ausbildungsordnungen (einschließlich Stufen- 
ausbildung) für Köche zu rechnen, für die Vor- 
schläge der Berufsverbände vorliegen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 18. August 1972 

1. Die Verordnungsermächtigung des Bundesministers für Wirt- 
schaft und Finanzen (§ 1 Abs. 3 der Handwerksordnung) reicht 
für eine Erweiterung der Anlage A zur Handwerksordnung durch 
Schaffung eines neuen Handwerks nicht aus. Diese könnte nur 
durch Gesetz erfolgen. 

Zur Zeit wird eine umfassende Novellierung der Anlage A vor- 
bereitet. Im Rahmen dieser Arbeiten wird auch geprüft werden, 
ob ein Gewerbe „Koch" in die Anlage A aufgenommen werden 
kann. Da die geplante Novellierung zeitraubende wissenschaft- 
liche Untersuchungen voraussetzt, kann ein Termin für den Ab- 
schluß der Vorarbeiten noch nicht angegeben werden. 

2. Mit Erlaß vom 23. Oktober 1950 hat der Bundesminister für 
Wirtschaft den „Lehrberuf" „Koch (Köchin)" anerkannt. Diese 
Anerkennung gilt nach § 108 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes 
(BBiG) fort, so daß in Verbindung mit § 25 Abs. 1 BBiG zur Zeit 
bereits* ein staatlich anerkannter Ausbildungsberuf „Koch 
(Köchin)" besteht, in dem eine Berufsausbildung möglich ist. 

3. Die nach Inkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes fortgelten- 
den Regelungen für die gastgewerblichen Ausbildungsberufe sind 
zum Teil veraltet. Aus diesem Grund ist eine umfassende Neu- 
ordnung der Berufsausbildung in diesem Bereich erforderlich. 
Vorschläge hierfür liegen bereits vor. Sie müssen jedoch noch 
vom Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung (BBF) ausge- 
wertet werden. Zusätzliche berufs- und arbeitsplatzanalytische 
Untersuchungen des Instituts werden erforderlich sein. Da die 
Forschungskapazitäten des BBF bereits durch andere wichtige 
Untersuchungen weitgehend ausgelastet sind, werden die Vor- 
arbeiten für die geplante Neuregelung noch einen längeren Zeit- 
raum in Anspruch nehmen. 
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66, Abgeordneter Welche Konsequenzen hat die Bundesregie- 
Blumenfeld rung inzwischen aus den Empfehlungen der 

Anfang März 1972 vorgelegten Werften- 
Enquete sowie den der Bundesregierung über- 
mittelten Vorschlägen des Verbands deutscher 
Schiffswerften gezogen - insbesondere hin- 
sichtlich des internationalen Abbaus der Wett- 
bewerbsverzerrungen, der Aufstockung des 
VII. Werfthilfeprogramms, der Schließung der 
Investitionslücke der deutschen Werften, der 
Maßnahmen gegen das Abwandern deutscher 
Reeder zu ausländischen Werften sowie einer 
tragbaren Basis der Wechselkurssicherung -, 
und hat die Bundesregierung Pläne zur Kon- 
zeption einer deutschen bzw. einer Schiffbau- 
politik der erweiterten EWG entwickelt? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 28. August 1972 

Das Gutachten über die Lage der deutschen Werftindustrie ist 
am 8. März 1972 veröffentlicht worden. Unmittelbar im Anschluß 
daran sind erste Gespräche innerhalb des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Finanzen sowie mit Vertretern der Regierun- 
gen der Küstenländer, dem Vorstand des Verbandes Deutscher 
Schiffswerften und dem Bezirksleiter der IG Metall Hamburg 
geführt worden, die am 7. April 1972 abgeschlossen wurden. Die 
notwendigen Abstimmungen mit den Beteiligten über die aus 
dem Gutachten zu ziehenden Schlußfolgerungen waren noch nicht 
möglich. Der VDS hat am 7. April und 22. Juni 1972 Stellung- 
nahmen überreicht, die aber nicht als abschließend anzusehen 
sind und sich im wesentlichen auf Vorschläge zum Umfang und 
zur Ausgestaltung staatlicher Hilfsprogramme beschränken. Die 
Regierungen der Küstenländer und die Bezirksleitung Hamburg 
der IG Metall haben ebenfalls nur vorläufige Stellungnahmen 
abgegeben. Am 23. August 1972 fand im Bundesministerium für 
Wirtschaft und Finanzen ein Gespräch statt, das erstmals alle 
Beteiligten zusammenführte. 

Zu den einzelnen Punkten: 

1. Internationaler Abbau der Wettbewerbsverzerrungen 

Die Bundesregierung wird auch weiterhin die Bemühungen im 
Rahmen der OECD und EWG unterstützen, zu einer Normalisie- 
rung des internationalen Schiffbaumarktes zu gelangen. 

— OECD: Unter nachdrücklicher deutscher Beteiligung ist ein 
Entwurf für ein Globalabkommen (General Arrangement) er- 
arbeitet worden, das den Abbau von direkten Bausubventio- 
nen, Einfuhrzöllen und Einfuhrbeschränkungen, diskriminie- 
renden offiziellen Regelungen und internen Praktiken sowie 
schiffbauspezifischen Investitionshilfen innerhalb von drei 
Jahren vorsieht. Die Bundesregierung begrüßt den weit fort- 
geschrittenen Stand dieser Arbeiten und hofft, daß das Ab- 
kommen noch in diesem Jahr in Kraft treten kann. 

— EWG: Am 20. Juli 1972 wurde vom Ministerrat eine neue 
Richtlinie über die Gewährung von Schiffbaubeihilfen ver- 
abschiedet, die erstmals im Grundsatz alle Hilfen und Inter- 
ventionen auch innerhalb allgemeiner Förderungssysteme er- 
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faßt, die dem Schiffbau zugutekommen. Für Beihilfen, die 
nicht Absatzfinanzierungshilfen sind, ist eine Höchstgrenze 
(1972 5 %, 1973 4 °/o des Vertragspreises) - Ausnahmen Vor- 
behalten - festgelegt. Die Richtlinie wird durch die Erweite- 
rung der EWG eine zusätzliche Bedeutung erlangen. Sie ist 
bis zum 31. Dezember 1973 gültig. 


2. Aufstockung des VII. Werfthilfeprogramms 

Diese Maßnahme wurde von den Küstenländern, den Werften 
und der IG Metall als vordringlich bezeichnet, um angesichts der 
bevorstehenden Ausschöpfung des VII. Programms die Herein- 
nahme von Neubauaufträgen nicht durch das Fehlen von Finan- 
zierungsmöglichkeiten zu gefährden. Aus dem gleichen Grunde 
beabsichtigt die Bundesregierung, die Exportfinanzierungshilfen 
im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten fortzuführen. Voraus- 
setzung für diese Entscheidung war die am 23. August 1972 er- 
klärte Bereitschaft der deutschen Werften, ihrerseits konkret zu 
den Empfehlungen des Werftgutachtens Stellung zu nehmen, 
insoweit sie sich an ihre Adresse richten. 


3. Schließung der Investitionslücke der deutschen Werften 

Die Empfehlung des Gutachtens, die Werften sollten einen län- 
gerfristigen, strukturorientierten Investitionsplan vorlegen, der 
die Grundlage für Investitionshilfen bilden könnte, wurde von 
den Werften zunächst abgelehnt. Der Verband Deutscher Schiffs- 
werften hat in seinen bisherigen Stellungnahmen im wesent- 
lichen Vorschläge zur Ausgestaltung eines Förderprogramms 
unterbreitet. Die Werftindustrie wurde, zu einer Überprüfung 
ihrer Haltung aufgefordert. Sie hat sich am 23. August 1972 
grundsätzlich bereit erklärt, bis zum 15. Februar 1973 eine Kon- 
zeption im Sinne des Gutachtens zu erarbeiten, die die autono- 
men Planungen der Unternehmen oder Unternehmensgruppen 
zusammenfaßt. Erst wenn die konkreten Vorstellungen der 
Werften vorliegen, ist die Bundesregierung in der Lage, die 
Frage der Notwendigkeit und auch Zweckmäßigkeit etwaiger 
weiterer Investitionshilfen zu behandeln. 

4. Maßnahmen gegen das Abwandern deutscher Reeder zu aus- 
ländischen Werften 

Der Hinweis des Gutachtens auf die Auswirkungen des Umfangs 
der Reederförderung auf die Abwanderungstendenz der deut- 
schen Reeder zu subventionierten ausländischen Werften - zumal 
die deutschen Werften für Inlandsaufträge keine Finanzierungs- 
hilfen erhalten - wird bei der weiteren Meinungsbildung über 
die Schlußfolgerungen aus dem Gutachten in enger Abstimmung 
mit dem Bundesminister für Verkehr berücksichtigt werden. 


5. Wechselkurssicherung 

Der grundsätzlichen Anregung des Gutachtens, eine Wechsel- 
kursversicherung einzuführen, hat die Bundesregierung Rech- 
nung getragen. Wie bereits bei Einführung der Wechselkurs- 
versicherung erklärt wurde, sollte in Zeiten, in denen die Ab- 
sicherung der Vorlaufzeit unzumutbar teuer ist, vorübergehend 
vorzugsweise durch Einschaltung der Bundesbank Abhilfe ge- 
schaffen werden. Hierüber werden gegenwärtig zwischen der 
Bundesregierung und der Bundesbank Gespräche geführt. 
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Darüber hinausgehende Forderungen des VDS, die Entgelte für 
die Versicherung in die Schiffbauförderung einzubeziehen oder 
die Versicherungskosten auf den OECD-Zinssatz für Schiffs- 
exporte von 7,5 % p. a, anzurechnen, stoßen auf grundsätzliche 
Bedenken. Die Wechselkursversicherung soll der Wirtschaft die 
Wechselkursrisiken nicht abnehmen, sondern sie vielmehr nur 
kalkulierbar machen. Auch haushaltsmäßige Erwägungen spre- 
chen hiergegen. Der in dem OECD-Exportkreditabkommen für 
Schiffe festgelegte Mindestzinssatz von 7,5 °/o p. a. ist als Netto- 
zinssatz vereinbart worden; eine nachträgliche Einbeziehung von 
Versicherungskosten würde dieser Vereinbarung widersprechen. 

6. Konzeption einer deutschen bzw. einer Schiffbaupolitik der 
erweiterten EWG 

Wie einleitend dargestellt, konnte die Meinungsbildung der 
Bundesregierung über das Gutachten, das eine Entscheidungshilfe 
für die künftige deutsche Schiffbaupolitik darstellen soll, aus von 
ihr nicht zu vertretenden Gründen noch nicht abgeschlossen 
werden. 

Erste Ansätze für eine Schiffbaupolitik der EWG finden sich in 
dem Beschluß des Ministerrates vom 20. Juli 1972 über die Bei- 
hilfen für den Schiffbau, in dem eine Untersuchung der Kommis- 
sion über die verschiedenen Faktoren des Ungleichgewichtes 
zwischen Angebot und Nachfrage auf dem internationalen Schiff- 
baumarkt, sowie über die Auswirkungen aller Beihilfen und 
Interventionen auf diesen Markt vorgesehen ist. Hieraus werden 
möglicherweise gemeinsame Maßnahmen abzuleiten sein. Die 
Bundesregierung wird alle Bestrebungen unterstützen, die ins- 
besondere in der erweiterten EWG zu einer gemeinsamen Schiff- 
baupolitik führen können. 

Selbstverständlich müssen alle Überlegungen über eine deutsche 
Schiffbaupolitik, soweit sie den Einsatz öffentlicher Mittel be- 
dingen, in den haushaltspolitischen Gesamtrahmen eingefügt 
werden. 

Ich darf ergänzend auf die Erklärungen der Bundesregierung zu 
Problemen des deutschen Schiffbaus verweisen, die in der Frage- 
stunde am 15. Juni 1972 zu Fragen der Herren Abgeordneten 
Dr. Müller-Hermann und Krammig abgegeben wurden. 


67. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die gro- 
ßen deutschen Reiseunternehmen die von 
ihnen vermittelten Hotelzimmer, Apparte- 
ments, Bungalows u. a. nach wie vor nur von 
einem Wochenende zum anderen anbieten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 29. August 1972 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die deutschen Reise- 
veranstalter Unterkünfte (Hotelzimmer, Appartements, Bunga- 
lows usw.) nur von einem Wochenende zum anderen anbieten. 
Eine Repräsentativerhebung, die für 1971 von der Arbeitsgemein- 
schaft Reiseanalyse (AGRA) durchgeführt worden ist, hat viel- 
mehr ergeben, daß die Abreisen der deutschen Urlauber über 
alle Wochentage breit gestreut sind. Im einzelnen haben sich die 
Abreisen wie folgt auf die Wochentage verteilt: 
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Reiseverkehrsmittel 



Ge- 

samt 

PKW 

Bahn 

Bus 

Li- 

nien- 

Flug- 

zeug 

Char- 

ter- 

Flug- 

zeug 

Schiff 


°/o 

°/o 

# /o 

°/o 

°/o 

% 

°/o 

Montag 

13,7 

14,4 

14,0 

16,9 

19,3 

10,9 

4,5 

Dienstag 

10,6 

7,4 

15,7 

12,3 

23,1 

16,8 

12,1 

Mittwoch 

9,3 

7,5 

11,7 

8,7 

11,9 

15,9 

12,5 

Donnerstag 

8,1 

8,7 

6,7 

11,3 

7,2 

9,2 

11,0 

Freitag 

18,6 

18,5 

22,9 

15,6 

2,4 

16,6 

33,7 

Samstag 

23,4 

28,6 

17,6 

22,3 

21,9 

15,9 

21,4 

Sonntag 

10,1 

11,7 

6,4 

10,1 

14,1 

12,1 

4,8 

Keine Angabe 

6,2 

3,3 

5,0 

2,7 

— 

2,6 

— 


Danach ergibt sich, daß die Reisen, die fast ausschließlich bei 
Reiseveranstaltern gebucht werden, das sind Bus- und Charter- 
flugreisen, zur Hälfte an den Wochentagen Montag bis Donners- 
tag angetreten werden. Nahezu das gleiche gilt auch für Bahn- 
reisen, die ebenfalls zu einem großen Teil von Veranstaltern 
vermittelt werden. 


68. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


Welchen Sinn haben die wiederholten Auf- 
forderungen an die Bevölkerung, den Urlaub 
nicht am Wochenende anzutreten, wenn ein 
großer Teil der Urlauber durch die erwähnte 
Praxis der Reiseunternehmen und zahlreicher 
Hotels zum Reisen am Wochenende gezwun- 
gen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 29. August 1972 

Wie die Übersicht zeigt, werden die Urlauber durch die Reise- 
veranstalter keineswegs zum Reisen am Wochenende gezwun- 
gen. Die deutschen Reiseveranstalter wirken vielmehr selbst, 
schon um eine möglichst gleichmäßige Auslastung ihrer Beförde- 
rungskapazität zu erreichen, intensiv darauf hin, daß eine Ab- 
reise- und Rückreisekonzentration der Urlauber an den Wochen- 
enden vermieden wird. Sie erreichen dies zum Teil durch Preis- 
ermäßigungen für Abreisen an bestimmten Wochentagen oder 
durch Zuschläge für Wochenendabreisen. Im übrigen sind auch 
die Beförderungskapazitäten für Wochenendreisetermine be- 
grenzt. In diesem Zusammenhang ist ferner zu berücksichtigen, 
daß die Zahl der Urlaubsreisen mit Reiseveranstaltern in den 
letzten Jahren zwar stark gestiegen ist, aber 1971 immer noch 
erst 16°/o aller Urlaubsreisen erreicht hat, das sind 5 Mio Reisen 
(davon 3,6 Mio mit Zielen ins Ausland und 1,4 Mio mit Zielen 
im Inland). Bei Inlandsreisen beträgt der Anteil der Veranstalter 
sogar nur 8,5 °/o. Daraus wird deutlich, daß der Einfluß der Reise- 
veranstalter auf die Terminwahl der Mehrzahl der Urlauber bei 
weitem nicht so groß ist, wie Sie offenbar annehmen. 
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69. Abgeordneter 

Dr. Wagner 
(Trier) 


Ist die Bundesregierung bereit, energischer als 
bisher bei den Reiseunternehmen und beim 
Beherbergungsgewerbe auf eine Änderung der 
Belegungspraxis zu dringen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 29. August 1972 

Die Ursache der auch 1972 beobachteten starken Konzentrierung 
der Reisetermine an den Wochenenden liegt vor allem bei dem 
Verhalten derjenigen Urlauber, die ihre Urlaubsreisen selbst 
gestalten und terminlich festlegen. Von diesen benutzen mehr 
als zwei Drittel den eigenen Pkw. 

Der Hauptgrund für die Bevorzugung des Wochenendes zur Hin- 
und Rückreise liegt bekanntlich darin, daß der Urlaub um ein bis 
zwei Tage länger wird, wenn das Wochenende am Anfang und 
am Ende einbezogen wird. 

Die Bundesregierung wird, wie in der Vergangenheit, die Reise- 
veranstalter und das Beherbergungsgewerbe auch in Zukunft 
bitten, das ihnen Mögliche zur Vermeidung unerträglicher Ver- 
kehrsballungen an Wochenenden im Urlaubsreiseverkehr zu tun. 
Während die Reiseveranstalter einer Übernachfrage für Wochen- 
endtermine in der bereits genannten Form begegnen können, 
muß sich das Beherbergungsgewerbe allerdings in seinen Dis- 
positionen weitgehend der auf die Wochenenden konzentrierten 
Nachfrage anpassen. 

Noch wichtiger ist jedoch die Fortsetzung der intensiven Auf- 
klärung der Individualurlauber, denen die Nachteile der Wochen- 
endballungen immer wieder verständlich gemacht werden müs- 
sen. Dieser Aufgabe wird sich die Bundesregierung auch weiter- 
hin widmen. 


70. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, mit der So- 
Hansen wjetunion Verhandlungen über ein Filmab- 

kommen aufzunehmen, das alle fiimwirtschaft- 
lichen und filmkulturellen Fragen umfaßt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 5. September 1972 

Nach dem Abschluß des deutsch-sowjetischen Abkommens über 
den Handel und die wirtschaftliche Zusammenarbei! vom 5. Juli 
1972 erwägt die Bundesregierung, erste Schritte zur Aufnahme 
von Verhandlungen mit dem Ziel eines deutsch-sowjetischen Film- 
abkommens einzuleiten. Dieses Filmabkommen würde sich je- 
doch nur auf die Regelung filmwirtschaftlicher Beziehungen be- 
schränken. Filmkulturelle Fragen, z. B. Veranstaltung von Film- 
festspielen und Filmwochen, der Austausch von kulturellen und 
wissenschaftlichen Filmen, von Besuchen sowie die sonstige 
kulturelle Zusammenarbeit im Bereich des Filmwesens und zwi- 
schen den Rundfunk- und Fernsehanstalten werden Gegenstand 
der Beratung im Rahmen der am 18. September 1972 beginnenden 
Verhandlungen über ein deutsch-sowjetisches Kulturabkommen 
sein. 
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71. Abgeordneter Wird die Bundesregierung zur Vorbereitung 
Hansen solcher Verhandlungen die Vorprüfung von 

Filmen aus den sozialistischen Ländern durch 
das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft ab- 
schaffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 5. September 1972 

Das Verbot, Filme, deren Inhalt tendenziell auf die Bekämpfung 
der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder des Ge- 
dankens der Völkerverständigung gerichtet ist und diese Schutz- 
güter gefährdet, in das Bundesgebiet zu verbringen, und die 
Pflicht, Filme aus der DDR und aus Oststaaten binnen einer 
Woche nach ihrer Verbringung ins Bundesgebiet dem Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft vorzulegen, beruhen auf § 5 
Abs. 1 und 2 des Gesetzes zur Überwachung strafrechtlicher und 
anderer Verbringungsverbote (GÜV) vom 24. Mai 1961 (BGBl. I 
S. 607) und der dazu ergangenen Verordnung vom 12. Oktober 
1961 (BGBl. I S. 1873). Das Banriesverfassungsgericht hat in den 
soeben veröffentlichten Beschlüssen vom 25. April 1972 (1 BvL 
13/67) und vom 18. Juli 1972 (1 BvR 192/67) entschieden, daß 
§ 5 Abs. 1 und 2 GÜV mit dem Grundgesetz vereinbar ist. Die 
Bundesregierung wird anhand der erwähnten Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts prüfen, ob sie dem Gesetzgeber Vor- 
schläge zur Änderung des GÜV unterbreiten soll. 


72. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun bzw. 
Kater zu veranlassen, um einen neuen Vorstoß für 

einen beschleunigten Zollabbau zwischen den 
bisherigen und den neu hinzutretenden Mit- 
gliedsländern der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft im Interesse einer beschleunig- 
ten Integration und einer Dämpfung der Preis- 
entwicklung in der Gemeinschaft zu unterneh- 
men? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 4. September 1972 

Ich möchte Ihnen bestätigen, daß die Bundesregierung alle Mög- 
lichkeiten nutzen wird, um den Integrationsprozeß auch in der 
erweiterten Gemeinschaft weiter voranzutreiben. In welchem 
Umfang dabei die zeitliche Vorziehung der Zollsenkungen gegen- 
über den Beitrittsländern möglich ist, bedarf noch näherer 
Prüfung. Dabei muß berücksichtigt werden, daß die im Beitritts- 
vertrag vereinbarten Modalitäten des Zollabbaus zwar einen 
wichtigen Bestandteil, aber nicht den einzigen Aspekt der fünf- 
jährigen Übergangsregelung für die volle Eingliederung der 
neuen Mitgliedstaaten in die Gemeinschaft bilden. Diese Über- 
gangsregelung stellt vielmehr in allen ihren Einzelheiten ein in 
sich geschlossenes und ausgewogenes Ganzes dar. 

Beschleunigte Zollsenkungen gehören ferner, wie Sie in ihrer 
Frage hervorheben, zu den Maßnahmen, die als Instrument zur 
Dämpfung der Preisentwicklung in Betracht kommen. Von einer 
Erleichterung des innergemeinschaftlichen Warenverkehrs durch 
vorgezogene Zollsenkungen können gewisse preisdämpfende 
Wirkungen ausgehen. Preispolitisch wesentlich wirksamer wäre 
es jedoch, wenn generell die Zölle gesenkt würden. Die Über- 
legungen der Bundesregierung zielen deshalb darauf ab, zu einer 
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Zollsenkung gegenüber allen Drittländern zu gelangen und in 
eine solche Liberalisierungsaktion auch andere handelspoliti- 
sche Maßnahmen einzubeziehen. 

Die Bundesregierung wird in Verfolg ihrer Bemühungen um 
mehr Preisstabilität die nächste Sitzung des Ministerrats der 
Gemeinschaft dazu benutzen, um in der Gemeinschaft die drän- 
gende Frage einer Dämpfung des Preisauftriebs im Gemeinsamen 
Markt zur Diskussion zu stellen. Die Bundesregierung hofft, daß 
sie in ihren Bemühungen um konkrete Schritte zur Preisstabili- 
sierung in der Gemeinschaft auch von den anderen Regierungen 
unterstützt wird. Zwischen dem Bundesminister für Wirtschaft 
und Finanzen und seinem französischen Kollegen besteht über 
eine gemeinsame Aktion in dieser Richtung bereits weitgehend 
Einvernehmen. Ziel einer solchen Initiative im Ministerrat wird 
sein, die Kommission zu beauftragen, entsprechende Vorschläge 
auszuarbeiten und sie dem Rat möglichst bald vorzulegen. 


73. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die in einzel- 
Kater nen Städten von der Arbeitsgemeinschaft der 

Verbraucherverbände erfolgreich durchgeführ- 
ten Preisvergleiche im Interesse des Ver- 
brauchers in verstärktem Umfang zu unter- 
stützen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 31. August 1972 

Die bisher in Köln, Hamburg und Stuttgart von der Arbeitsge- 
meinschaft der Verbraucherverbände (AGV) mit finanzieller 
Unterstützung der Bundesregierung durchgeführten Preisverglei- 
che bei höherwertigen Verbrauchsgütern haben den Verbrau- 
chern nützliche Marktinformationen geliefert. Das Echo in Presse, 
Rundfunk und Fernsehen war beachtlich, so daß anzunehmen ist, 
daß zahlreiche Konsumenten durch diese Aktionen unmittelbar 
angesprochen worden sind. 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, die Durchführung 
von Preisvergleichen weiterhin zu fördern. Gegenwärtig wird 
auf Grund der bei den bisherigen Preistests gewonnenen Erfah- 
rungen ein längerfristiges Programm ausgearbeitet. Sobald die- 
ses vorliegt und sich die Höhe der erforderlichen Zuschüsse 
übersehen läßt, wird entschieden werden, in welchem Umfang 
die Durchführung der Preiserhebungen fortgesetzt werden kann. 


74. Abgeordneter Wird die Absicht des Bundesministers für 
Werner Wirtschaft und Finanzen, die Verantwortlich- 

keit für die Kapitalhilfe in der Entwicklungs- 
hilfe aus seinem Haus an das Bundesministe- 
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit abzu- 
geben, von der Bundesregierung unterstützt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 5. September 1972 

Der Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen hat anläßlich 
der Übernahme der Geschäfte im Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Finanzen am 10. Juli 1972 (vgl. Bulletin der Bundes- 
regierung Nr. 102, S. 1342, vom 12. Juli 1972) erklärt, daß er an 
der bestehenden Organisation nichts ändern werde. Wörtlich 
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fügte er hinzu: „Erst bei der nächsten Regierungsbildung, also 
nach der Bundestagswahl im Herbst, werden die Aufgaben 
beider Häuser (gemeint sind: BMWF, Bereich Wirtschaft und 
BMWF, Bereich Finanzen) und auch wohl des Bundesministe- 
riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit neu gegeneinander 
abgegrenzt werden." 

Hiermit stellt sich die Frage nach der Unterstützung durch die 
Bundesregierung derzeit nicht. 


75. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung Verhandlun- 
Dichgans gen beginnen, um die Vielzahl der Bestim- 

mungen für den Handel und Zahlungsverkehr 
mit der DDR, die sich aus dem alten Inter- 
zonenabkommen (Berliner Abkommen) mit 
seinen rd. 200 Nachträgen entwickelt haben, 
durch ein grundsätzliches neues, umfassendes 
Wirtschaftsabkommen zu ersetzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 5. September 1972 

Wie Sie wissen, sind die Durchführungsverordnungen und son- 
stigen Verfahrensbestimmungen auf dem Gebiet des innerdeut- 
schen Handels seit dem Jahre 1967 übersichtlicher gestaltet, zu- 
sammengefaßt und wesentlich vereinfacht worden. Wenn Sie sich 
nun auf 200 Nachträge zum Berliner Abkommen beziehen, so 
können Sie wohl nur die in dem Runderlaß Nr. 94 vom 24. Au- 
gust 1960 veröffentlichten Änderungen und Ergänzungen des 
Berliner Abkommens in seiner Fassung aus dem Jahre 1961 
sowie die dazu ergangenen Ausschreibungen von Liefer- und 
Bezugsmöglichkeiten meinen. In den Ergänzungen zu diesem 
Runderlaß werden nämlich alle Vereinbarungen zum Berliner 
Abkommen fortlaufend numeriert veröffentlicht. Die fortlau- 
fende Numerierung der Ergänzungen ist optisch nachteilig: Es 
leidet die Übersichtlichkeit. Von den Ergänzungen des Rund- 
erlasses sind lediglich noch 16 Dauervereinbarungen und 11 Jah- 
resvereinbarungen (für ein oder mehrere Jahre) gültig. Deshalb 
wird gegenwärtig daran gearbeitet, durch eine zusammengefaßte 
Veröffentlichung der noch gültigen „Nachträge" und eine über- 
sichtlichere Wiedergabe und Numerierung der „Nachträge" in 
Zukunft mehr Transparenz zu vermitteln. Ich hoffe, daß diese 
Arbeiten bald abgeschlossen werden können. 

Ihre Frage, ob das alte Abkommen durch ein neues Wirtschafts- 
abkommen ersetzt werden könnte, rührt an schwierige politische 
Probleme. Ein neues Abkommen würde die der Bundesrepublik 
in dem Protokoll zum EWG-Vertrag zugestandenen Rechte (Bei- 
behaltung des zoll- und abschöpfungsfreien Systems) in Frage 
stellen. 


76. Abgeordneter 

Höcherl 


Trifft es zu, und welche Gründe veranlaßten 
die Bundesregierung hierzu gegebenenfalls, 
daß sie sich bisher einer Abmachung zwischen 
der deutschen und japanischen Industrie zur 
Selbstbeschränkung im Bereich elektrotechni- 
scher Produkte in den Weg gestellt hat, und 
hat sie bejahendenfalls berücksichtigt, daß ihr 
Verhalten der Aibeitnehmer und Unternehmen 
der betroffenen Wirtschaftszweige in eine 
schwierige Lage bringt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 14. September 1972 

Private Selbstbeschränkungsabkommen zur Regelung der Importe 
in die Bundesrepublik Deutschland verstoßen gegen das Kartell- 
verbot und sind wirtschaftspolitisch grundsätzlich unerwünscht, 
da sie den freien Warenverkehr beeinträchtigen und dadurch den 
Bemühungen der Bundesregierung um Preisstabilität entgegen- 
wirken. In Ausnahmefällen kann es notwendig sein, eine solche 
Importregelung für einen begrenzten Zeitraum hinzunehmen, 
wenn ein überwiegendes gesamtwirtschaftliches Interesse an ihr 
besteht. 

Diese Fälle bedürfen sorgfältiger Prüfung insbesondere unter 
konjunktur- und preispolitischen Gesichtspunkten sowie unter 
dem Aspekt der Wettbewerbssituation im Gemeinsamen Markt 
und der gemeinsamen Handelpolitik der EWG. Vor einer Ent- 
scheidung werden außer dem jeweiligen Wirtschaftszweig auch 
alle sonstigen betroffenen Wirtschaftskieise (z. B. Handel, Ver- 
braucher) angehört werden. 

Die Bundesregierung prüft z. Z., ob die o. g. Voraussetzungen 
in dem von Ihnen angeführten Fall vorliegen. Das bisher von 
der Industrie zur Verfügung gestellte Material ist als Grund- 
lage für eine Ausnahmegenehmigung nicht ausreichend. Es be- 
stand auch bei einem Gespräch, das Herr Staatssekretär Dr. Roh- 
wedder im Juni d. J. mit der Industrie geführt hat, Einvernehmen 
darüber, daß die gegenwärtige Situation der Elektroindustrie 
keinen Anlaß zu ernsthaften Sorgen wegen der Beschäftigung der 
in ihr arbeitenden Menschen gibt. Es ist allerdings nicht auszu- 
schließen, daß bei einzelnen Produkten die Einfuhren aus Ost- 
asien in absehbarer Zeit kritische Ausmaße erreichen können. Der 
Fachverband Rundfunk und Fernsehen im ZVEI wurde deshalb 
Mitte August um eine Konkretisierung der Angaben gebeten, 
die er in einem Memorandum im Juni d. J. vorgelegt hatte. Die 
abschließende Antwort des Verbandes steht noch aus. Erst wenn 
diese Angaben vorliegen, kann die Bundesregierung die Anhö- 
rung aller Beteiligten durchführen und ihre Entscheidung treffen. 
Es ist selbstverständlich, daß die Auswirkungen der Entwicklung 
auf die Arbeitsplätze der in der Elektroindustrie arbeitenden 
Menschen ein sehr wesentlicher Faktor in der Beurteilung sein 
werden. 


77. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung der 
Wolfram IG Bergbau und Industrie, daß bei der Stille- 

gung der Zeche Graf-Bismarck vor sechs Jahren 
die damalige Eigentümerin, die Deutsche Erd- 
ölgesellschaft (DEA) auf Kosten der Steuer- 
zahler Millionengewinne erzielt haben soll? 


78. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Wolfram rung im Falle der Bejahung der Frage 77, 

nachträglich noch eine Korrektur herbeizu- 
führen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 20. September 1972 

Die Deutsche Erdöl-Aktiengesellschaft ist nicht verpflichtet, bei 
der Veröffentlichung des Jahresabschlusses über die Vermögens- 
und Ertragslage der mit der Betriebsführung der Zeche Graf- 
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Bismarck beauftragten Steinkohlenbergwerk Graf Bismarck 
GmbH Angaben zu machen. Aus den publizierten Zahlen der 
DEA kann daher nur auf die Ertragslage des Unternehmens, 
nicht jedoch auf einzelne Zechen geschlossen werden. Ob die 
Gesellschaft bei der Stillegung der Zeche Graf Bismarck Gewinne 
erzielt hat, könnte nur vom Unternehmen selbst beantwortet 
werden. 

Die Deutsche Erdöl-AG hat aus Anlaß der Stillegung ihrer 
Zeche Graf Bismarck eine Stillegungsprämie nach Maßgabe der 
Richtlinien über die Gewährung von Prämien für die Stillegung 
von Steinkohlebergwerken und die Veräußerung von Grund- 
stücken aus Bergbaubesitz von 1967 erhalten. Da es sich um 
einen Vorrichtlinienfall handelte, ist die Prämie — wie bei ande- 
ren Unternehmen in gleichgelagerten Fällen - niedriger aus- 
gefallen als in den genannten Richtlinien vorgesehen. Die Stille- 
gungsprämie nach den Richtlinien beträgt 15 DM je Tonne. 
Dieser Betrag wurde in Anlehnung an die mit der Stillegung 
durchschnittlich verbundenen Kosten festgelegt. Die genannten 
Richtlinien sind auch heute noch Grundlage der Zahlung von 
Prämien für die im Rahmen der Anpassungsmaßnahme durch- 
geführten Stillegungen. Uber die allgemeinen Steuergesetze 
hinausgehende Steuervorteile sind mit den Stillegungen nicht 
verbunden gewesen. 

Daraus ergibt sich, daß keine Möglichkeit besteht, nachträglich 
eine Korrektur herbeizuführen. 

Der Widerspruch, der sich daraus ergeben mag, daß die Zeche 
Graf Bismarck I960 von der DEA stillgelegt wurde und jetzt der 
Abbau von der Ruhrkohle AG in den stillgelegten Feldern auf 
einer tieferen Sohle aufgenommen werden soll, erklärt sich aus 
den unterschiedlichen strukturellen Gegebenheiten zum Zeitpunkt 
der Stillegung von Graf Bismarck im Jahre 1966 und den tech- 
nisch-wirtschaftlichen Abbauerfordernissen des inzwischen in 
der Ruhrkohle AG zusammengefaßten Ruhrbergbaus. Im Jahre 
1966 kam es darauf an, den Stillegungsprozeß durch Zahlung von 
Stillegungsprämien in Gang zu bringen und gleichzeitig Umge- 
hungen durch ein Förderverbot aus den stillgelegten Anlagen 
zu verhindern. 

Nach Zusammenfassung des Feldesbesitzes der einzelnen Berg- 
werksgesellschaften in der Ruhrkohle AG im Jahre 1969 ist 
es in Einzelfällen ökonomisch sinnvoll, von Nachbarschachtan- 
lagen aus den Abbau in Randfeldern stillgelegter Anlagen hin- 
ein fortzuführen. 

Der Deutsche Bundestag hat durch eine Änderung des Rationa- 
lisierungsverbandsgesetzes hierfür die Möglichkeit eröffnet. 
Voraussetzung ist jedoch eine Einzelgenehmigung geblieben, 
die von einer Prüfung durch den Bundesbeauftragten für den 
Steinkohlebergbau abhängig ist. 


79. Abgeordneter Wird die Bundesregierung in die mittelfristige 
Weigl Finanzplanung zusätzliche Mittel für Infra- 

strukturmaßnahmen der Gemeinden im Zonen- 
randgebiet - insbesondere für Projekte der 
Abwasserbeseitigung und der Wasserversor- 
gung - aufnehmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 8. September 1972 

Haushaltsmittel zur Förderung von Infrastrukturmaßnahmen der 
Gemeinden im Zonenrandgebiet werden im Rahmen der Finan- 
zierung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur" zur Verfügung gestellt. Uber die Höhe des 
Anteils dieser Mittel an der Gesamtfinanzierung der Gemein- 
schaftsaufgabe befindet der Planungsausschuß auf Vorschlag der 
Länder. 

Zusätzliche Mittel für die Gemeinschaftsaufgabe sind in der 
zur Zeit geltenden Finanzplanung des Bundes nicht vorgesehen. 
Uber die weitere Entwicklung können zur Zeit keine Angaben 
gemacht werden, da der Entscheidung der künftigen Bundes- 
regierung über den Finanzplan nicht vorgegriffen werden kann. 


80. Abgeordneter Wie lange dauert im Durchschnitt die Abwick- 
Zebisch lung von Schadensersatz- und Schmerzens- 

geldansprüchen im Rahmen der gesetzlichen 
Kraftfahrhaftpflichtversicherung, und welche 
Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die 
Wartezeiten der Geschädigten zu verkürzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 15. September 1972 

Statistische Erhebungen über die durchschnittliche Regulierungs- 
dauer für Schadensfälle im Bereich der Kfz. -Haftpflichtversiche- 
rung liegen nicht vor. Gewisse Anhaltspunkte lassen sich jedoch 
aus der sog. Abwicklungsgeschwmdigkeit der Geschäftsjahres- 
schäden gewinnen. Nach den Feststellungen des Bundesaufsichts- 
amtes für das Versicherungs- und Bausparwesen sind im Durch- 
schnitt der Jahre 1968 bis 1970 die im jeweiligen Geschäftsjahr 
gemeldeten Kfz. -Haftpflichtschäden bis zum Jahresende zu über 
67 v. H. abgewickolt worden. Da von den unerledigten Geschäfts- 
jahresschäden im Folgejahr rd. 75 v. H. reguliert werden, kann 
davon ausgegangen werden, daß die Schäden eines Geschäfts- 
jahres am Ende des Folgejahres zu rd. 92 v. H. abgewickelt sind. 

Bei der Wertung des Sachverhalts ist zu berücksichtigen, daß die 
Versicherungsunternehmen im Interesse der Gesamtheit ihrer 
Versicherten Entschädigungsansprüche nur insoweit anerkennen 
dürfen, als sie auch wirklich begründet sind. Für die Versicherer 
erfordert das eine Klärung der Sach- und Rechtslage. Dabei isi 
die Feststellung des Unfallhergangs häufig nur durch Einsicht 
in die polizeilichen Ermittlungs- und Strafverfahren möglich; 
selbst zusätzliche Ermittlungen durch die Versicherer können 
sich als notwendig erweisen. Weitere Verzögerungen treten ein, 
wenn Gutachten von Sachverständigen eingeholt werden müssen, 
wie dies häufig bei der Feststellung der Ursächlichkeit eines Un- 
falles für geltend gemachte Körperschäden oder des Verdienst- 
ausfalls von Freiberuflichen erforderlich ist. Hinzu kommt, daß 
die Geschädigten selbst nicht selten durch mangelhafte Scha- 
denmeldungen, widersprüchliche Darstellungen des Sachverhalts, 
unzureichende Belege und dergleichen eine längere Abwicklungs- 
dauer verursachen. Auch gerichtliche Auseinandersetzungen über 
Grund und Höhe der Schäden sind mitunter unvermeidlich; ihre 
Anzahl wird allerdings vielfach überschätzt. 
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Wie die Bundesregierung am 19. Januar 1972 in ihrer Antwort 
auf die Schriftlichen Fragen des Herrn Kollegen Dr. Evers (Druck- 
sache VI/3016 Fragen B. 21 und 22) bereits ausgeführt hat, achtet 
das Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs- und Bauspar- 
wesen in ständiger Aufsichtspraxis darauf, daß die Versiche- 
rungsunternehmen die Ersatzansprüche aus Schadensfällen un- 
verzüglich erfüllen, soweit Einwendungen nicht oder nicht mehr 
erhoben werden. Darüber hinaus verlangt das Aufsichtsamt, daß 
die Versicherer bei teilweise umstrittenen Ansprüchen Vor- 
schüsse in Höhe des Betrages leisten, den sie nach Lage der Sache 
mindestens zu zahlen haben. 

Im übrigen sind, wie in der genannten Antwort bereits betont 
wurde, die Versicherungsunternehmen nach den Feststellungen 
des Bundesaufsichlsamtes schon von sich aus bemüht, die Scha- 
denbearbeitung zu beschleunigen, um auf diese Weise die Per- 
sonalkosten der Schadenbearbeitung in Grenzen zu halten. 

So werden Schäden unter 1000 DM im allgemeinen besonders 
zügig erledigt. Schadensschnelldienststationen sollen eine schnel- 
lere Feststellung von Sachschäden an Kraftfahrzeugen ermögli- 
chen. Ferner besteht ein Abkommen mit den Zentralverbänden 
des Kraftfahrzeughandels und -handwerks zur Regelung der 
Reparaturkostenübernahme und neuerdings ein entsprechendes 
Abkommen mit dem Gesamtverband der Kraftfahrzeugvermieter 
Deutschlands e. V. über die Übernahme der Leihwagenkosten. 


Sieht die Bundesregierung Beschleunigungs- 
möglichkeiten bei der Schadens- und Schmer- 
zensgeldbearbeitung, indem Höchstzeitspannen 
für die Bearbeitung durch die Versicherungen, 
durch die auskunftsleistenden gesetzlichen 
Sozial- und Rentenversicherungsträger und 
pauschalierte Vorableistungen an die Geschä- 
digten eingeführt werden, wenn sich durch 
Gerichtsverfahren etc. die Mindestbearbei- 
tungszeiten nicht einhalten lassen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 15. September 1972 

Die Bundesregierung sieht in der Einführung einer Höchstbear- 
beitungsdauei für Schadenfälle und von pauschalierten Vorab- 
leistungen nach Ablauf dieser Frist kein geeignetes Mittel zur 
Abkürzung der Schadenregulierung. 

Angesichts der vielfältigen Gründe, die für die Dauer der Scha- 
denbearbeitung relevant sind, dürfte es schon von der Sache her 
nicht möglich sein, generelle Höchstbearbeitungsfristen festzu- 
legen. Zudem würde durch die Einführung einer solchen Frist 
die Rechtsstellung des Geschädigten nicht verbessert werden. 
Nach § 3 Nr. 1 des Pflichtversicherungsgesetzes kann der Geschä- 
digte seine Ansprüche sofort bei dem Versicherungsunterneh- 
men geltend machen, wobei für die Durchsetzung dieser For- 
derungen die allgemeinen Vorschriften über die Beweislast 
und die Verzugsfolgen gelten. 

Es würde rechtsstaatlichen Grundsätzen widersprechen, wenn 
man an den Ablauf einer Bearbeitungshöchstfrist die Rechts- 
folge knüpfen wollte, daß der Versicherer in jedem Falle, also 
unabhängig von der Sach- und Rechtslage, pauschalierte Vorab- 
leistungen zu erbringen hätte. Der Versicherer würde, wenn 


81. Abgeordneter 

Zebisch 
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sidi der geltend gemachte Anspruch später endgültig als unbe- 
gründet oder als zu hoch erweist, auf eine häufig uneinbringliche 
Rückerstattungsforderung angewiesen sein; dies könnte auch 
auf die Höhe der Versicherungsprämie nicht ohne Folgen bleiben. 


82. Abgeordneter Wie viele Einzelhändler und Kleinunterneh- 

von Thadden mer mit weniger als 15 Beschäftigten haben 

seit Anfang 1970 ihre selbständige Existenz 
verloren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorl 
vom 15. September 1972 

Die Prüfung der vom Statistischen Bundesamt, Wiesbaden ver- 
öffentlichten Statistiken hat ergeben, daß Ihre Frage nach der 
Zahl der Einzelhändler und Kleinunternehmer mit weniger als 
15 Beschäftigten, die seit Anfang 1970 ihre Selbständigkeit ver- 
loren haben, leider nicht beantwortet werden kann. 

Die amtlichen Statistiken, wie die Industriestatistik, die Hand- 
werkstatistik, die Umsatzsteuerstatistik und die laufende Ein- 
zelhandelsstatistik sind nicht nach den Kriterien aufgegliedert, 
die eine Beantwortung Ihrer Frage erlauben. Die vom Stati- 
stischen Bundesamt durchgeführte Statistik über Konkurse in der 
Bundesrepublik Deutschland enthält keine Angaben über Be- 
schäftigtengrößenklassen. 

Ferner sind mir keine Erhebungen von Verbänden oder Insti- 
tuten bekannt, die Antwort auf Ihre Frage geben könnten. 

Ich bedauere, daß ich die gewünschten Auskünfte nicht geben 
kann. 


83. Abgeordneter Worauf führt es die Bundesregierung zurück, 
Dr. Unland daß trotz des Selbstbeschränkungsabkommens 

für Baumwollwaren mit Hongkong gewisse 
Textileinfuhren, insbesondere etwa von Her- 
renwäsche, im ersten Halbjahr 1972 um 55°/o 
gestiegen sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 15. September 1972 

Der gute Absatz von Bekleidungserzeugnissen in der Bundes- 
republik während des ersten Halbjahres 1972, welcher der deut- 
schen Bekleidungsindustrie einen Umsatzzuwachs von 14,6% 
brachte, hat sich auch stimulierend auf die Einfuhren aus Hong- 
kong und anderen Ländern ausgewirkt. 

Was speziell die Einfuhr von Herrenwäsche aus Baumwolle 
(Oberhemden und Nachtwäsche) anbetrifft, so ist diese um 10% 
gesunken. Sie liegt damit unterhalb der mit Hongkong verein- 
barten Quote. 


84. Abgeordneter Spricht nicht das noch stärkere Ansteigen (um 

Dr. Unland mehr als 100%) diesbezüglicher Importe aus 

Synthetiks für ein Unterlaufen des Selbstbe- 
schränkungsabkommens mit Substitutionspro- 
dukten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 15. September 1972 

Da die auf die BRD entfallenden Quoten für Herrenwäsche aus 
Baumwolle bei rückläufiger Einfuhr nicht voll ausgeschöpft sind, 
dürfte trotz der beträchtlich gestiegenen Einfuhr von Herrenwä- 
sche aus Synthetiks ( + 113,6 °/o) eine bewußte Umgehung des 
Baumwollwarenabkommens im Sinne von Artikel 6 Ziffer b des 
Weltbaumwollwarenabkommens nicht vorliegen. Außerdem sind 
für die Verlagerung auf synthetische Erzeugnisse auch andere 
Faktoren, wie der Verbrauchswandel, ursächlich. 


85. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Gründe bekannt, 

Dr. Unland die die niederländische und die belgische 

Regierung bewogen haben, gegen den. starken 
Importanstieg aus Hongkong bei Herrenhem- 
den aus Synthetiks bei der EWG-Kommission 
zu intervenieren und beabsichtigt sie, sich 
diesem Schritt anzuschließen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 15. September 1972 

Die niederländische und die belgische Regierung haben ihr 
Ersuchen an die EWG-Kommission um Herbeiführung einer 
Konsultation mit den übrigen Mitgliedstaaten begründet mit 
dem starken mengenmäßigen Anstieg der Importe von Herren- 
hemden aus Synthetiks. Die Konsultation soll der Prüfung dienen, 
ob Schutzmaßnahmen erforderlich sind. An dieser Prüfung wird 
sich die Bundesregierung beteiligen. 


86. Abgeordneter 

Gerlacb 

(Obernau) 


Werden im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Finanzen Überlegungen angestellt, an den 
Hilfsmaßnahmen für Berlin zu sparen, insbe- 
sondere die Arbeitnehmerzulage zu streichen, 
und wie vereinbart die Bundesregierung — be- 
jahendenfalls — dies mit der wirtschaftlichen 
Lage Berlins und der Notwendigkeit, zusätz- 
liche Arbeitskräfte für die Stadt zu gewinnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 16. August 1972 

Die Bundesregierung stellt keine Überlegungen an, die Zulage 
für Arbeitnehmer in Berlin einzuschränken oder zu streichen. 


87. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Meinung, daß 
Wohlrabe - insbesondere in der jetzigen Situation Ber- 

lins - Überlegungen für eine Veränderung der 
Förderungsmaßnahmen für die Berliner Wirt- 
schaft und Berliner Arbeitnehmer unverant- 
wortlich und schädlich sind? 
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88. Abgeordneter Werden derartige Überlegungen durch die 
Wohlrabe Bundesregierung zur Zeit angestellt und wenn 

ja, warum? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 23. August 1972 

Überlegungen für eine Veränderung der Förderungsmaßnahmen 
für die Berliner Wirtschaft und Berliner Arbeitnehmer werden 
durch die Bundesregierung zur Zeit nicht angestellt. Die Bun- 
desregierung hält lediglich an ihrer Stellungnahme im Dritten 
Subventionsbericht vom 23. Dezember 1971 (Drucksache VI/2994) 
fest, wonach die Abschreibungsvergünstigungen nach §§ 14 und 
14 a des Berlinhilfegesetzes 1968 bzw. des Berlinförderungsge- 
setzes 1970 zwar grundsätzlich beibehalten, zur Vermeidung 
unerwünschter Auswirkungen jedoch eine Herabsetzung des 
Abschreibungssatzes oder die Einführung einer Verlustklausel 
erwogen werden sollte. 


89. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Vorgriff auf 
Hansen die Steuerreform die Abzugsfähigkeit von 

Schmier- und Bestechungsgeldern als Betriebs- 
ausgaben generell aufheben oder andere Maß- 
nahmen ergreifen, die zumindest den Finanz- 
behörden eine umfassendere Kontrolle über 
die Zahlungen von Schmier- und Bestechungs- 
geldern ermöglichen und die vollständige steu- 
erliche Erfassung solcher Gelder sicherstellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 6. September 1972 

Bei der steuerlichen Behandlung von Schmier- und Bestechungs- 
geldern ist zu unterscheiden, ob es sich um Geschenke an einen 
Dritten oder um das aus betrieblichem Anlaß gewährte Entgelt 
für die konkrete Leistung eines Dritten handelt. 

Haben Schmier- und Bestechungsgelder Geschenkcharakter, so 
sind sie grundsätzlich steuerlich nicht zu berücksichtigen, ohne 
Rücksicht darauf, ob eine betriebliche Veranlassung für das Ge- 
schenk bestand oder nicht. Eine Ausnahme besteht für betrieb- 
lich veranlaßte Schmier- und Bestechungsgelder mit Geschenk- 
charakter nach § 4 Abs. 5 Ziff. 1 des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) nur dann, wenn der Wert der Zuwendung je Empfänger 
und Jahr den Betrag von 100 DM nicht übersteigt. 

Handelt es sich dagegen um Schmier- und Bestechungsgelder, die 
mit einer konkreten Leistung des Empfängers in wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen und die aus betrieblicher Veranlassung 
gezahlt wurden (z. B. um einen geschäftlichen Auftrag zu erhal- 
ten), so können diese Aufwendungen als Betriebsausgaben bei 
der steuerlichen Gewinnermittlung berücksichtigt werden. Nach 
§ 4 Abs. 4 EStG sind Betriebsausgaben die Aufwendungen, die 
durch den Betrieb veranlaßt werden. Der Abzug als Betriebsaus- 
gaben wird nicht dadurch berührt, daß die Aufwendungen mora- 
lisch bedenklich sind oder dem redlichen Geschäftsverkehr wider- 
sprechen oder strafrechtlich zu ahnden sind. Ebenso wie nach § 5 
Abs. 2 des Steueranpassungsgesetzes die Besteuerung nicht da- 
durch ausgeschlossen wird, daß ein Verhalten (ein Tun oder ein 
Unterlassen), das den steuerpflichtigen Tatbestand erfüllt oder 
einen Teil des steuerpflichtigen Tatbestandes bildet, gegen ein 
gesetzliches Gebot oder Verbot oder gegen die guten Sitten ver- 
stößt, gilt entsprechendes auch in den Fällen, in denen ein sol- 
ches Verhalten einen steuermindernden Tatbestand erfüllt. 
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Im Hinblick auf diese Grundsätze ist es nnrnt möglich, die Ab- 
zugsfähigkeit von Schmier- und Bestechungsgeldern als Betriebs- 
ausgaben generell aufzuheben. Die Systematik der Ertragsbe- 
steuerung, die insoweit auch nicht im Rahmen der Steuerreform 
geändert werden soll, erfordert, daß Einnahmen aus gesetzwidri- 
gen Handlungen besteuert werden, weil sonst derjenige, der 
gesetzeswidrig handelt, steuerlich günstiger gestellt wäre als der 
gesetzestreue Bürger. Die steuerliche Erfassung von Einnahmen 
aus gesetzwidrigen Handlungen beim Empfänger bedingt aber 
auch die Abzugsfähigkeit der entsprechenden Ausgaben beim 
Geber, wenn durch Benennung des Empfängers sichergestellt 
wird, daß sie beim Empfänger steuerlich erfaßt werden. Außer- 
dem kommt hinzu, daß eine einwandfreie Abgrenzung derartiger 
Zuwendungen von den in der Wirtschaft üblichen und legalen 
Vermittlungsprovisionen vielfach nicht möglich ist. 

Nur durch die Nachweispflicht kann das Steuerrecht dazu bei- 
tragen, verwerflichen Praktiken entgegenzuwirken. Vorausset- 
zung für den Abzug als Betriebsausgaben ist deshalb schon bis- 
her, daß bei Zahlungen an Personen, die im Inland einen Wohn- 
sitz oder ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, der Zuwendungs- 
empfänger genau bezeichnet wird. Hierdurch wird sichergestellt, 
daß der Empfänger die Zuwendungen versteuert. Denn beim 
Empfänger gehören die Zuwendungen zu den Einkünften im 
Sinne des § 22 Ziff. 3 EStG, soweit sie nicht schon anderen Ein- 
künften zuzurechnen sind. Bei Zahlung von Schmier- und Beste- 
chungsgeldern an Personen, die weder einen Wohnsitz noch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, besteht die Finanz- 
verwaltung in der Regel nicht auf der genauen Angabe des Zu- 
wendungsempfängers, weil dieser nicht derr inländischen Be- 
steuerung unterliegt. In diesen Fällen genügt deshalb für den 
Abzug als Betriebsausgabe im allgemeinen der Nachweis, daß 
die Zahlung tatsächlich geleistet worden ist und ihre Höhe in 
einem angemessenen Verhältnis zum gesamten Auslandsum- 
satz steht. 

Die Einhaltung der getroffenen Regelung bei Schmier- und Be- 
stechungsgeldern durch die Steuerpflichtigen wird von der 
Finanzverwaltung kontrolliert und überwacht, so insbesondere 
durch Kontrollmitteilung bei Betriebsprüfungen. 

Die Bundesregierung hält es z. Z. nicht für erforderlich, bei den 
obersten Finanzbehörden der Länder, denen die Verwaltung 
der Ertragsteuern obliegt, weitere Kontrollmaßnahmen anzu- 
regen. 


90. Abgeordneter Stimmt die Behauptung des Rechtsanwalts 
Dr. Dübber Ludwig Klassen, die er im Zusammenhang mit 

der Steuerfahndung gegen den Bonner „Quick" - 
Korrespondenten Limbach gemacht hat (siehe 
Die Welt vom 15. August 1972, S. 2), daß 50% 
der Steuerpflichtigen zum gegenwärtigen Zeit- 
punkt noch nicht ihre Steuererklärung für 1970 
abgegeben haben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 5. September 1972 

Die laut Die Welt vom 15. August 1972 (Seite 2) im Zusammen- 
hang mit der Steuerfahndung gegen den Bonner „Quick" -Kor- 
respondenten Limbach von seinem Anwalt Ludwig Klassen auf- 
gestellte Behauptung, im August 1972 hätten 50% der Steuer- 
pflichtigen ihre Steuererklärungen 1970 noch nicht abgegeben, 
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trifft nicht zu. Vielmehr haben Erhebungen vom Juni 1972 bei 
den obersten Finanzbehörden der Länder, denen die Verwaltung 
der Einkommensteuer obliegt, ergeben, daß am 1. April 1972 im 
Durchschnitt lediglich etwa 20 °/o der Einkommensteuererklärun- 
gen 1970 den Finanzämtern noch nicht Vorgelegen haben. 

Da Steuererklärungen erfahrungsgemäß laufend bei den Finanz- 
ämtern eingehen, kann davon ausgegangen werden, daß bis 
August 1972 ein wesentlicher Teil auch der am 1. April 1972 
noch ausstehenden Erklärungen eingereicht worden ist. 


91. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für ausreichend, 
Dr. Dübber wenn säumige Steuerpflichtige lediglich die 

vor Jahren festgesetzten Vorauszahlungen 
entrichten, in denen sich aber die inzwischen 
erzielten Einkommensverbesserungen nicht 
niederschlagen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 5. September 1972 

Nach § 35 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes bemessen sich 
die Vorauszahlungen zur Einkommensteuer grundsätzlich nach 
der Steuer, die sich nach Anrechnung der Steuerabzugsbeträge 
bei der letzten Veranlagung ergeben hat. Das Finanzamt kann 
die Vorauszahlungen der Steuer anpassen, die sich für den 
laufenden Veranlagungszeitraum voraussichtlich ergeben wird, 
und zwar auch noch nach Ablauf des Veranlagungszeitraums. 
Die Finanzämter sind angewiesen, in gewissen Zeitabständen 
die Vorauszahlungen daraufhin zu überprüfen, ob sie dem vor- 
aussichtlichen Jahressteuersoll entsprechen, und in Fällen von 
Gewicht die Vorauszahlungen in dem erforderlichen Maße anzu- 
passen. 

Es trifft demnach grundsätzlich nicht zu, daß bei Steuerpflich- 
tigen, die mit der Abgabe ihrer Steuererklärungen im Rückstand 
sind, seit der letzten Veranlagung eingetretene Einkommens- 
verbesserungen für die Höhe der Vorauszahlungen unberück- 
sichtigt bleiben. 


92. Abgeordneter Billigt es die Bundesregierung, daß bereits 
Höcherl längere Zeit vor dem 1. September 1972 in er- 

heblichem Umfang höher versteuerte Zigaret- 
ten in den Handel kommen, obwohl die Tabak- 
steuererhöhung erst am 1. September 1971 
wirksam werden sollte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 31. August 1972 

Es trifft nicht zu, wie Sie in Ihrer Frage unterstellen, daß die 
Tabaksteuererhöhung für Zigaretten erst am 1. September 1972 
wirksam werden sollte. Das Elfte Tabaksteuer-Änderungsgesetz 
vom 3. März 1972 sah vielmehr einen fließenden Übergang auf 
die neuen Steuersätze über einen Zeitraum von drei Monaten 
vor, wobei der 1. September 1972 lediglich der Tag war, von 
dem ab altversteuerte Zigaretten nicht mehr an Verbraucher 
abgegeben werden durften. Diese zeitliche Streckung der Steuer- 
erhöhung wurde gewählt, um der Industrie und dem Handel 
Gelegenheit zu geben, die Maschinen und Verkaufsautomaten 
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nach und nach auf die neuen Packungsgrößen umzustellen. Da- 
durch wurde erreicht, daß die Industrie auch während der Um- 
stellung ihrer Maschinen kontinuierlich produzieren konnte, daß 
in der Versorgung der Verbraucher keine Lücken entstanden 
und daß die Nachversteuerung größerer Bestände altversteuer- 
ter Zigaretten, durch die Wirtschaft und Verwaltung gleicher- 
maßen erheblich belastet worden wären, vermieden wurde. 
Die Regelung war im übrigen nicht neu; sie hatte sich bei der 
Tabaksteuererhöhung im Jahre 1967 bewährt. 


93. Abgeordneter Warum hat die Bundesregierung die Kontin- 

HÖcherl gentierung der Hersteller mit alten Steuer- 

zeichen nicht so bemessen, daß annähernd bis 
zuin 31. August 1972 eine Belieferung der Ver- 
braucher zu den bisherigen Steuersätzen mög- 
lich ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 31. August 1972 

Die Zigarettenhersteller erhalten nach Artikel 5 § 1 Abs. 1 
des Elften Tabaksteuer-Änderungsgesetzes für die Monate Juni 
bis August 1972 Kontingente an alten Zigarettensteuerzeichen 
„in Höhe der Hälfte des Steuerwerts der Zigarettensteuerzeichen, 
die sie in der Zeit vom 1. Oktober 1971 bis 31. März 1972 be- 
zogen haben“. Das Drei-Monats-Kontingent war also so be- 
messen, daß es den normalen Bedarf der Zigarettenindustrie bis 
Ende August deckte. Hamsterkäufe der Raucher konnten dabei 
selbstverständlich nicht berücksichtigt werden. 


94. Abgeordneter Ist bei den Besprechungen über'die Verbesse- 
Dr. Dübber rung der Steuererklärungsvordrucke auch die 

Möglichkeit geprüft worden, die Formulare 
für die Steuererklärung in dem Maß zu ver- 
größern, daß sie künftig auch mit der Schreib- 
maschine statt mit der Hand ausgefüllt wer- 
den können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 11. September 1972 

Ein erheblicher Teil der Steuerklärungsvordrucke ist schon jetzt 
schreibmaschinengerecht gestaltet. So können die Vordrucke 
für den Antrag auf Lohnsteuerermäßigung und Lohnsteuerjahres- 
ausgleich durchgehend mit der Schreibmaschine ausgefüllt wer- 
den. Auch die bundeseinheitlichen Vordruckmuster für die Um- 
satzsteuererklärung (Jahreserklärung und Voranmeldung) sind 
schreibmaschinengerecht gestaltet. Das gleiche gilt für die Vor- 
druckmuster für die Körperschaftsteuererklärung und die Ge- 
werbesteuererklärung. 

Die Einkommensteuererklärungsvordrucke konnten bisher noch 
nicht in vollem Umfang schreibmaschinengerecht gestaltet wer- 
den. Das lag in erster Linie daran, daß der einheitliche Haupt- 
vordruck nicht über den bisherigen Umfang von acht Seiten 
(davon sechs Seiten für die Angaben des Steuerpflichtigen) er- 
weitert werden sollte und daß infolgedessen die Zeilenabstände 
nicht einheitlich gehalten werden konnten. Im Rahmen der Über- 
legungen zur Neugestaltung der Einkommensteuervordrucke 
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wird jedoch auch die Frage der schreibmaschinengerechten Ge- 
staltung erneut überprüft werden können, weil erwogen wird, 
vom bisherigen System eines einheitlichen Hauptvordrucks aut 
einen Mantelbogen mit Anlagen für die einzelnen Einkunfts- 
arten überzugehen. Mein Haus wird nachdrücklich bestrebt sein, 
dabei auch dem Anliegen nach schreibmaschinengerechter Ge- 
staltung soweit wie möglich gerecht zu werden. 

Auch bei der Einheitsbewertung des Betriebsvermögens, bei 
der Vermögensteuer und bei der Erbschaftsteuer wird angestrebt, 
die Erklärungsvordrucke schreibmaschinengerecht zu gestalten. 
Dabei wird es sich jedoch nicht vermeiden lassen, den Umfang 
einzelner Vordrucke zu erweitern. Als Zeitpunkt für die Ein- 
führung neuer Erklärungsvordrucke bei der Vermögensbesteue- 
rung ist der nächste Hauptfeststellungs- bzw. Hauptveranla- 
gungszeitpunkt vorgesehen, an dem die vermögensteuerrecht- 
lichen Vorschriften des Zweiten Steuerreformgesetzes wirksam 
werden. 


95. Abgeordneter Wie sieht die Bundesregierung nach Aul- 

Fellermaier lösung der US-Feuerwehren der Bundesrepu- 

blik Deutschland die Sicherheit der deutschen 
Berufs- und freiwilligen Feuerwehren in den 
US-Kasernen unter der besonderen Berück- 
sichtigung großer Treibstoffmengen und teil- 
weiser hochexplosiver Sprengstoffe gewähr- 
leistet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 15. September 1972 

Auf den ihnen überlassenen Liegenschaften können die IJS- 
Streitkräfte auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung grundsätzlich ihre eigenen Vorschriften anwenden. Dazu 
gehören sowohl die Vorschriften über die Lagerung feuergefähr- 
licher und explosiver Stoffe als auch die Vorschriften über den 
Feuerschutz. Die US-Streitkräfte können danach auch die Brand- 
verhütung und Brandbekämpfung durch eigene Feuerwehren 
durchführen. Dies geschieht auch in großem Umfang. 

Soweit die LJS-Streitkräfte eigene Feuerwehren nicht unterhalten, 
obliegt den deutschen Feuerwehren die allgemeine Brandbe- 
kämpfungspflicht aufgrund der bestehenden landesrechtlichen 
Regelungen. Für diesen Fall sehen die bestehenden interna- 
tionalen Verträge vor (Artikel 53 Abs. 3 des Zusatzabkommens 
zum NATO-Truppenstatut), daß die Streitkräfte die ungehinderte 
Durchführung der Brandbekämpfungsmaßnahmen sicherstellen 
müssen. In Durchführung dieser Verpflichtung haben die US- 
Streitkräfte Anordnungen erlassen, die es gewährleisten, daß 
die deutsche Feuerwehr die zur Erfüllung ihrer Brandbekämp- 
fungspflicht erforderlichen Maßnahmen ungehindert durchführen 
kann. 


96. Abgeordneter Welche Schlüsse zieht die Bundesregierung 

Feilermaier aus Vorfällen wie in der US-Kaserne von 

Neu-Ulm, in der die Feuerwehren nicht nur an 
der Brandbekämpfung gehindert, sondern auch 
noch tätlich angegriffen worden war? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Hermsdorf 
vom 15. September 1972 


Die Bundesregierung sieht in den Vorfällen, die sich bei der 
Brandbekämpfung in der US-Kaserne in Neu-Ulm ereignet haben, 
einen bedauerlichen Einzelfall, der nicht zu der Befürchtung 
Anlaß geben sollte, daß sich derartiges noch einmal an anderer 
Stelle wiederholen wird. Wie der Bundesregierung bekannt ist, 
haben die US-Streitkräfte gegen die schuldigen Mitglieder der 
Streitkräfte disziplinäre Maßnahmen ergriffen und auch im übri- 
gen alles veranlaßt, um eine Wiederholung derartiger Vorfälle 
zu verhindern. 


Darüber hinaus wird das Bundesministerium für Wirtschaft 
und Finanzen aus Anlaß dieses Falles an die US-Streitkräfte 
herantreten und sie darauf hinweisen, daß bei einem Einsatz der 
deutschen Feuerwehr zugunsten der US-Streitkräfte die unge- 
hinderte Tätigkeit der Feuerwehr garantiert werden muß. 


97. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß das 
Pfeifer größte Planungsprojekt der Stadt Reutlingen 

in diesem Jahrzehnt, die Bauprojekte im sog. 
Hohbuch, gefährdet sind, weil Teile dieser Pro- 
jekte, insbesondere der vorgesehene Schul- 
bereich, die geplante Fachhochschule für Tex- 
tilingenieure und zahlreiche Wohnungsbauten 
im Schutzbereich der von den französischen 
Streitkräften im Guckental sowie hinter der 
Ypernkaserne unterhaltenen Munitionsdepots 
liegen, und daß dadurch eine weitere Ausdeh- 
nung der Stadt in westlicher Richtung unter- 
bunden wäre? 


98. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Stadt Reut- 
Pfeifer lingen in ihrem Begehren nach einer Verle- 

gung dieser Munitionsdepots zu unterstützen, 
und was hat die Bundesregierung bereits ver- 
anlaßt bzw. wird sie veranlassen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Emde 
vom 8. September 1972 


Die französischen Streitkräfte unterhalten in Reutlingen-Listhof 
und in Reutlingen-Marktwasen zwei Munitionslager. Es ist der 
Bundesregierung bekannt, daß diese Munitionslager einschließ- 
lich der erforderlichen Sicherheitsbereiche die städtebauliche Ent- 
wicklung der Stadt Reutlingen im Westen behindern. Aus diesem 
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Grunde bemüht sich der Bund, die Streitkräfte zu einer Freigabe 
der in Anspruch genommenen Geländeflächen zu bewegen, die 
von den französischen Streitkräften nach dem 2. Weltkrieg kraft 
Besatzungsrechts requiriert worden sind. Nach Artikel 48 Abs. 2 
des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut (BGBl. 1961 II 
S. 1183) gewährleistet der Bund den Streitkräften die weitere 
Benutzung dieser ehemals beschlagnahmten Flächen zu Vertei- 
digungszwecken. Dieser gesetzlich begründeten Gewährleistungs- 
pflicht kann sich die Bundesrepublik Deutschland nicht entziehen. 
Eine Freigabe derartiger Liegenschaften kann daher nur im Ein- 
vernehmen mit den französischen Streitkräften erfolgen. 


Die Streitkräfte sind nunmehr bereit, die beiden Munitionslager 
freizugeben, wenn ihnen kostenlos entsprechender Ersatz an 
anderer Stelle zur Verfügung gestellt wird. Als Ersatzgelände 
war zunächst ein 13,5 ha großes Gelände in der Nähe der 
Gemeinde Gönningen in Aussicht genommen worden. Die franzö- 
sischen Streitkräfte waren einverstanden. Im Anhörungsverfahren 
nach § 1 Abs. 2 des Landbeschaffungsgesetzes (LBG) ist dieser 
Ersatzvorschlag aber auf die Bedenken verschiedener Landes- 
behörden gestoßen. Da somit ein positiver Abschluß des An- 
hörungsverfahrens nicht zu erwarten war, wurde dieser Plan 
wieder aufgegeben. 


Inzwischen ist ein weiteres Ersatzgelände bei Salmendingen, Krs. 
Hechingen, in die engere Auswahl gekommen. Die Streitkräfte 
haben diesem Ersatzvorschlag zugestimmt. Das Anhörungsver- 
fahren nach § 1 Abs. 2 LBG wurde eingeleitet. Es bleibt abzuwar- 
ten, ob das Land im Rahmen dieses Verfahrens zu dem Vorhaben 
positiv Stellung nimmt. 


Nicht geklart ist allerdings bisher die Frage, wer die voraussicht- 
lich erheblichen Kosten der Verlegung übernehmen wird. Was die 
geforderte Verlegung des Munitionslagers Listhof betrifft, so 
hätte die Stadt Reutlingen als Veranlasserin der Verlegung auch 
die entstehenden Kosten zu tragen. Sie hat jedoch bisher eine 
finanzielle Beteiligung abgelehnt. Die im Bundeshaushalt für 
solche Zwecke ausgewiesenen Mittel werden vorzugsweise bei 
Verlegung aus Sicherheitsgründen eingesetzt. Sie reichen schon 
für derartige vordringliche Maßnahmen nicht aus. 


Bei der ebenfalls geforderten Verlegung des Lagers Marktwasen 
wird unter Umständen — das Vorhandensein entsprechender 
Haushaltsmittel vorausgesetzt — - eine Beteiligung mit Bundes- 
mitteln in Frage kommen, da nicht auszuschließen ist, daß das 
Lager auch aus Sicherheitsgründen nicht an der allen Stelle ver- 
bleiben kann. 


Zu denken wäre auch eine finanzielle Beteiligung des Landes, 
wie sie in derartigen Fällen von manchen anderen Ländern prak- 
tiziert wird. Eine finanzielle Beteiligung der Streitkräfte wird 
dagegen nicht zu erreichen sein. 


Inzwischen ist eine Schätzung der voraussichtlich entstehenden 
Kosten veranlaßt worden. Die Stadt Reutlingen wird von dem 
Ergebnis des Anhörungsverfahrens und der Kostenschätzung 
unterrichtet werden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


99. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das Gut- 
Niegel achten, das vier Experten im Auftrag der Kom- 

mission der Europäischen Gemeinschaft erstell- 
ten, das eine schrittweise Senkung der Agrar- 
preise in der EWG mit geringen Ausgleichs- 
zahlungen zur Umstellung der Agrarproduk- 
tion vorschlägt, und welche Auswirkungen 
hätte diese Zielsetzung für die deutsche Land- 
wirtschaft? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 17. August 1972 


Das von Ihnen angesprochene Gutachten ist ein „Bericht über die 
Wettbewerbsfähigkeit der Europäischen Gemeinschaft", der von 
einer durch die Kommission 1968 eingesetzten Arbeitsgruppe 
unter Vorsitz von Prof. Uri erstellt und im November 1971 
vorgelegt wurde. 


Der umfangreiche, zweibändige Bericht enthält nur einen relativ 
kurzen Abschnitt über die Landwirtschaft. Darin wird zunächst 
festgestellt, daß die größten Schwierigkeiten bezüglich der Wett- 
bewerbsfähigkeit der europäischen Landwirtschaft in der relativ 
ungünstigen Agrarstruktur zu suchen sind. Der „Uri-Bericht" 
betont daher auch, daß die Gemeinschaft mit den damals noch 
geplanten, im März 1972 verabschiedeten Strukturrichtlinien den 
richtigen Weg zur Lösung der Probleme eingeschlagen habe 
(S. 71). 


In der Folge des Berichts wird dann die Überschußproblematik 
behandelt. Dabei kommen die Gutachter zu dem Ergebnis, daß 
bei den Überschußprodukten Getreide, Milch und Zucker — aber 
auch nur bei diesen Produkten — eine schrittweise Preissenkung 
vorgenommen werden müßte, die teilweise durch Ausgleichs- 
zahlungen an die betroffenen Landwirte ausgeglichen werden 
soll. 


Dieser Vorschlag wird von der Bundesregierung abgelehnt. Der- 
artige Konzeptionen, die in der Vergangenheit schon von anderer 
Seite gemacht wurden, sind in allen Einzelheiten und mit allen 
denkbaren Variationen geprüft worden. Das Ergebnis war immer 
negativ, und zwar aus folgenden Gründen: 

— Preissenkungen bei Überschußprodukten verursachen in je- 
dem Falle überproportionale Einkommensreduzierungen. Die 
eingesparten Preisstützungsausgaben müßten als Einkom- 
mensübertragungen an anderer Stelle wieder ausgegeben 
werden. 
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— Die vorgeschlagenen Maßnahmen zur undifferenzierten Ein- 
kommensnivellierung innerhalb der Landwirtschaft hemmen 
den strukturellen Wandel, indem sie nicht wettbewerbsfähige 
Betriebe auf Kosten langfristig entwicklungsfähiger Betriebe 
begünstigen und den innerlandwirtschaftlichen Wettbewerb 
lahmlegen. Hier erscheint es zweckmäßiger, in bestimmten 
Gebieten der Gemeinschaft die Anstrengungen zu verstärken, 
die den Leitern unwirtschaftlicher Betriebe den Übergang in 
eine (chancenreichere) außerlandwirtschaftliche Tätigkeit er- 
möglichen. 

— Das vorgeschlagene generelle System von Ausgleichszahlun- 
gen ist in der Gemeinschaft nicht durchführbar, da es bei der 
Vielzahl der landwirtschaftlichen Betriebe verwaltungsmäßig 
unlösbare Schwierigkeiten mit sich brächte. Selbst die Eng- 
länder, die ein ähnliches System haben, sind froh, daß sie es 
im Zuge des Beitritts zur Gemeinschaft aufgeben können. 

Die Frage, ob gewisse Einkommenszahlungen in bestimmten 
Problemgebieten an bestimmte Betriebsgruppen gezahlt wer- 
den sollten, ist in diesem Zusammenhang nicht akut. Sie wird 
von der Bundesregierung und auch der Kommission gesondert 
geprüft. 


Zum Überschußproblem möchte ich abschließend bemerken, daß 
sich der Rat ständig mit diesem Komplex befaßt hat und durch 
pragmatische Entscheidung spürbare Erleichterungen geschaffen 
hat. Langfristig müssen jedoch für Getreide und Milch noch Kon- 
zeptionen erarbeitet werden, wobei zunächst jedoch die Markt- 
entwickung in der erweiterten Gemeinschaft abgewartet werden 
muß. 


100. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
Looft unternehmen, daß im Raum Holstein entgegen 

den Ankündigungen von Bundesminister Ertl 
nach den Brüsseler Agrarpreisverhandlungen 
im März 1972 die Getreidepreise (Winter- 
gerste) zum Teil nur das Vorjahresniveau er- 
reichen und damit die Preisbewegung der 
Interventionspreise nicht mitmachen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 18. August 1972 


Die für das Wirtschaftsjahr 1972/73 geltenden abgeleiteten Inter- 
ventionspreise in Schleswig-Holstein liegen zwischen 33,79 DM/ 
100 kg und 34,84 DM/100 kg. Nach letzten Meldungen aus dem 
Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten des Lan- 
des Schleswig-Holstein wurden dort Erzeugerpreise für Winter- 
gerste in Höhe von ca. 32,50 DM/100 kg und für Sommergerste 
von rd. 33,00 DM/100 kg erzielt. Berücksichtigt man, daß es sich 
bei den Interventionspreisen um Großhandelspreise handelt, so 
liegen die Erzeugerpreise unter Berücksichtigung der Vorkosten 
und Spannen spürbar über den Interventionspreisen. 
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Die Behauptung, daß die Preise für Wintergerste im Raum Hol- 
stein z. T. nur das Vorjahresniveau erreichen, kann deshalb in 
dieser generellen Form nicht bestätigt werden und sich allenfalls 
auf Einzelfälle beziehen, in denen möglicherweise infolge unzu- 
reichender Qualität keine interventionsfähige Ware angeboten 
worden ist. 


101. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung den Mißstand 

Looft beheben, daß bei einer Steigerungsrate der 

landwirtschaftlichen Betriebsmittelpreise von 
5°/» die Landwirte schon bei stagnierenden 
Getreidepreisen real wesentlich weniger für 
ihr Getreide erhalten als im vergangenen 
Jahr? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 18. August 1972 

Angesichts der erheblichen Steigerung der Preise für landwirt- 
schaftliche Betriebsmittel ist für das Wirtschaftsjahr 1972/73 eine 
Getreidepreisanhebung von 4 °/o bis 5°/« beschlossen worden. 
Sie ist die größte, die seit Einführung des gemeinsamen Getreide- 
markts im Jahre 1967 erzielt werden konnte und ist ausschließ- 
lich durch die deutsche Verhandlungsführung erreicht worden. 

Irn übrigen ist es voreilig, aus den bisher bekannten Preisen für 
Wintergerste bereits auf das gesamte Getreidepreisniveau dieses 
Wirtschaftsjahres zu schließen. Die Wintergerste stellt nur einen 
Bruchteil der landwirtschaftlichen Einkünfte aus der diesjährigen 
Ernte dar. Es bleibt abzuwarten, wie sich der Markt weiterhin 
gestalten wird. Die Bundesregierung wird auch in diesem Jahr in 
ständigem Kontakt mit der Getreidewirtschaft bleiben, um den 
Marktablauf genau zu beobachten und nötigenfalls darauf Einfluß 
zu nehmen. 


102. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Auskunft darüber 
Vogt geben, welche Einzelprojekte im Rahmen der 

Molkereistrukturverbesserung während der 
letzten zehn Jahre in welcher Höhe durch 
öffentliche Mittel (Bund, Länder und EWG- 
Agrarfonds) gefördert worden sind? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 31. August 1972 

Seit Beginn der Förderung im Jahre 1957 bis zum 31. Dezember 
1971 sind für Maßnahmen zur Strukturverbesserung der Molke- 
reiwirtschaft aus Bundesmitteln rd. 932 Mill. DM, aus Landes- 
mitteln rd. 94 Mill. DM und aus dem Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds der EWG rd. 50 Mill. DM aufgewandt worden. 

Uber die aus Bundesmitteln geförderten Vorhaben wird als An- 
lage eine zusammenfassende Übersicht beigefügt; desgl. eine 
statistische Erhebung, die über die strukturelle Entwicklung Auf- 
schluß gibt. Die Übersicht ist zusammengestellt anhand der hier 
vorliegenden haushaltsmäßigen Verwendungsunterlagen der 
Länder, in denen die Einzelvorhaben benannt und die Höhe der 
Beihilfen ausgewiesen sind. Hierbei handelt es sich um einzel- 
betriebliche Daten, die den Ländern im Rahmen ihrer verwal- 
tungsmäßigen Tätigkeit bei der Durchführung der Maßnahme 
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des Bundes bekannt geworden sind. Zu einer Veröffentlichung 
der Zahlen bin ich daher nicht berechtigt. Wie Sie aus der an- 
liegenden Übersicht entnehmen können, würde schon eine 
namentliche Angabe der Einzelprojekte den Rahmen der hier 
möglichen Beantwortung sprengen. 

Die Förderung eines Vorhabens aus Mitteln des EAGFL setzt 
die Gewährung nationaler Beihilfen voraus. Insofern sind diese 
Vorhaben Teil der anliegenden Übersicht. 

über die von den Ländern bereitgestellten Mittel liegt nur eine 
Globalmeldung vor. 


Übersicht über die aus Bundesmitteln geförderten Projekte und 
Mitteleinsatz — getrennt nach Haushaltsjahren 


J ahr 

Zahl der geförderten 
Vorhaben 

Bundesmittel 
in Milliarden DM 

1957 

90 

12,899 

1958 

114 

14,441 

1959 

87 

10,796 

1960 

59 

8,908 

1961 

119 

17,655 

1962 

95 

18,355 

1963 

112 

34,657 

1964 

144 

34,225 

1965 

162 

36,901 

1966 

183 

39,865 

1967 

261 

133,279 

1968 

283 

148,728 

1969 

296 

135,626 

1970 

292 

172,178 

1971 

*) 

113,978 


Aus diesen Zahlen kann nur der verwaltungsmäßige Umfang 
der Förderung hergeleitet werden, nicht die Zahl der beihilfe- 
fähigen Strukturfälle, da sich die Durchführung einer Maßnahme 
in der Regel über mehrere Jahre erstreckt. Auch Rückschlüsse 
auf die Zahl der beteiligten Molkereien sind nicht möglich, da 
nach Maßgabe der Richtlinien alle Abfindungszahlungen in der 
Regel an das die Milch aufnehmende Unternehmen zur Weiter- 
leitung an den stillgelegten Betrieb gezahlt werden. 

Die durch das Förderungsprogramm eingetretene strukturelle 
Entwicklung ist der statistischen Erhebung per 31. Dezember 
1970 auf Seite 64 zu entnehmen. 

Die Tabelle zeigt deutlich, daß sich die Entwicklung seit 1967 
beschleunigt hat. Die jährliche Abnahme betrug von diesem 
Zeitpunkt an rd. 195 Betriebe oder rd. 10,5 °/o, in den Jahren 1955 
bis 1967 nur rd. 3,4 %. 


•) Die Verwendungsunterlagen für das Jahr 1971, die von den Ländern 
zu erstellen sind, liegen noch nicht vollständig vor. 
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Zahl der milchwirtschaftlichen Betriebe 1 ) nach Größenklassen des Milchanfalls 


Größenklassen nach 
Gesamtjahresanfall 
an Milch 2 ) 

Von bis unter t 


SH 

Ha 

Ns 

Br 

NRW 

He 

RP 

I 

BW 

By 

S 

B 

Bunde: 

Zus. 

sgebiet 

°/o 


1970 

141 

2 

59 

2 

14 

22 

2 

31 

192 

— 

1 

466 

36,6 

— 5 000 

1967 

253 

3 

128 

— 

31 

28 

13 

54 

367 

— 

— 

877 

47,2 


1955 

497 

2 

378 

1 

132 

72 

41 

223 

1017 

— 

— 

2418 

76,7 

5 000 

1970 

56 

1 

109 

— . 

35 

13 

5 

12 

59 

— 

— 

290 

22,7 

— 10 000 

1967 

63 

— 

153 

1 

72 

28 

23 

17 

64 

2 

— 

423 

22,8 


1955 

28 

1 

163 

— 

138 

34 

28 

18 

73 

— 

— 

483 

15,3 

10 000 3 ) 

1970 

36 

2 

138 

3 

75 

40 

14 

41 

165 

3 

1 

518 

40,7 

und mehr 

1967 

41 

2 

139 

2 

96 

39 

28 

42 

166 

3 

2 

560 

30,1 


1955 

14 

3 

40 

2 

72 

23 

10 

34 

54 

— 

— 

252 

8,0 

davon 

1970 

10 

2 

22 

3 

28 

14 

11 

19 

57 

3 

1 

170 

13,4 

30 000 4 ) 
und mehr 

1967 

11 

2 

7 

2 

30 

9 

6 

16 

56 

3 

2 

144 

7,7 


1970 

233 

5 

306 

5 

124 

75 

21 

84 

416 

3 

2 

1274 

100,0 


1967 

357 

5 

420 

3 

199 

95 

64 

113 

597 

5 

2 

1860 

100,0 

Betriebe zusammen 

1965 

400 

6 

471 

3 

248 

111 

70 

164 

726 

5 

2 

2206 

100,0 


1960 

485 

6 

547 

3 

319 

129 

80 

248 

930 

11 

— 

2758 

100,0 


1955 

539 

6 

581 

3 

352 

129 

79 

275 

1189 

— 

— 

3153 

100,0 


') Nur Betriebe mit eigenem Einzugsgebiet 

2 ) Jahresmilchanfall. Anlieferung vom Erzeuger und Zukauf von Milch jeden Fettgehaltes einschließlich Rahm 
(Rahm 1955 in Vollmilchwert, 1970 in Pioduktgewicht) 

3 ) Alle Betriebe mit 10000 und mehr t Jahresmilchanfall 

4 ) Alle Betriebe mit 30 000 und mehr t Jahresmilchanfall 
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103. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Ver- 
Vogt braucherausschusses beim Bundesministerium 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
daß angesichts der Benachteiligung der Ver- 
braucher durch die derzeit geltenden Wettbe- 
werbsregeln im Rahmen der Novellierung des 
Kartellgesetzes ein Abbau der wettbewerbs- 
beschränkenden Privilegien der Molkerei Wirt- 
schaft erfolgen solle? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 31. August 1972 

Durch die Liberalisierung der Einfuhren, die Aufhebung der 
Einzugs- und Absatzgebietsregelung und des Festpreises für 
Trinkmilch sind alle für die Entwicklung des Wettbewerbs not- 
wendigen Voraussetzungen geschaffen worden. Auf Grund der 
produktspe/.i fischen Eigenschaften sind dem Wettbeweib auf dem 
Trinkmilchmarkt Schranken gesetzt. Bei pasteurisierter Trink- 
milch wird der örtliche Markt überwiegend von den gebiets- 
ansässigen Molkereien versorgt. Eine Vergrößerung des Wett- 
bewerbs wäre möglich durch die weitere Verbreitung von halt- 
baren Trinkmilchsorten und durch eine Steigerung der Qualität 
und Haltbarkeit der pasteurisierten Trinkmilch. Die Bundesregie- 
rung fördert seit langem alle Bemühungen in dieser Richtung. 
Soweit Trinkmilchmolkereien eine marktbeherrschende Stellung 
haben, unterliegt insbesondere die Preisgestaltung in diesem 
Bereich der Mißbrauchsaufsicht auf Grund des Kartellgesetzes. 
Aus diesen Gründen teilt die Bundesregierung nicht die Ansicht, 
daß die Molkereien über wettbewerbsbeschränkende Privilegien 
verfügen, die sich zum Nachteil der Verbraucher auswirken. 


104. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die vor allem 
Vogt von der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucher 

erhobenen Vorwürfe grober Fehlentwicklun- 
gen im Molkereisektor durch eine neutrale 
Untersuchungskommission prüfen zu lassen, 
insbesondere im Hinblick auf die sparsame 
Verwendung öffentlicher Mittel und den bis- 
her insgesamt erreichten Rationalisierungs- 
stand der Molkereien? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 31. August 1972 

Die Bundesregierung hat bei der Vergabe der Molkereistruktur- 
mittel das Schwergewicht auf eine eingehende und sorgfältige 
Planung gelegt. Zu diesem Zweck sind bundeseinheitliche Richt- 
linien erlassen worden, die während der Laufzeit der Förderung 
den jeweiligen wirtschaftlichen Veränderungen angepaßt wur- 
den. Die Beihilfegewährung im Einzelfall nach Maßgabe dieser 
Richtlinien liegt in der Zuständigkeit der Länder, die u. a. hin- 
sichtlich der sparsamen Verwendung öffentlicher Mittel der 
Prüfung durch die Landesrechnungshöfe und den Bundesrech- 
nungshof unterliegen. Mit Erlaß der Richtlinien für 1972 ist 
darüber hinaus die einvernehmliche Entscheidung über Neuvor- 
haben zwischen Bund und Land vorgesehen. 
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Bezüglich einer umfassenden Effizienzmessung der durchgeführ- 
ten Förderungsmaßnahme ist im Frühjahr d. J. die Erstellung 
einer Nutzen-Kosten-Analyse im Sinne einer Erfolgskontrolle 
durch ein unabhängiges Institut verfügt worden. Die Ausschrei- 
bung dieser Untersuchung läuft zur Zeit. Die Verzögerung ist 
durch Schwierigkeiten in der Mittelbereitstellung bedingt. 


105. Abgeordneter 

Glüsing 

(Dithmarschen) 


ist der Bundesregierung bekannt, daß hollän- 
dische Kutterfischer bis hart an die 3-Meilen- 
zone heran ständig vor der schleswig-holstei- 
nischen Westküste ihren Fang ausüben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 30. August 1972 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß holländische Kutterfischer 
nicht nur außerhalb, sondern in Übereinstimmung mit Artikel 2 
der EWG-Verordnung vom 20. Oktober 1970 über die Einfüh- 
rung einer gemeinsamen Strukturpolitik für die Fischwirtschaft 
auch innerhalb der Dreimeilenzone vor der schleswig-holsteini- 
schen Westküste fischen. 


106. Abgeordneter 

Glüsing 

(Dithmarschen) 


Ist der Bundesregierung weiter bekannt, daß 
die gleichen Fischer dabei mit überschwerem 
Geschirr arbeiten und damit den Boden der 
dort vorhandenen Fischgründe praktisch um- 
pflügen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 30. August 1972 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die niederländischen Kut- 
terfischer außerhalb der deutschen Dreimeilenzone mit schweren 
Baumkurren arbeiten, die den Seeboden aufreißen, um größere 
Fänge zu erzielen. Durch diese Fangmethode werden die Platt- 
fischbestände besonders scharf befischt, das schwere Fanggerät 
beschädigt dabei die Flora und Fauna des Meeresbodens, an- 
dererseits werden durch das „Umpflügen" des Bodens Nährstoffe 
für die Fische freigesetzt. Die Frage, ob diese Art der Fischerei 
schädlich ist und verboten werden sollte, ist deshalb umstritten. 
Sie wird in der Kommission für die Fischerei im Nordostatlantik 
und im Internationalen Rat für Meeresforschung, denen sowohl 
die Bundesrepublik als auch die Niederlande angehören, disku- 
tiert. Da die wissenschaftlichen Untersuchungen und Beratungen 
zu diesem Problem noch kein abschließendes Urteil erlauben, 
wurden auf internationaler Ebene bisher keine Entscheidungen 
getroffen. 


107. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die deut- 
Glüsing sehen Kutterfischer einer EWG-Richtlinie ent- 

(Dithmarschen) sprechend in ihren Kuttern in der Regel eine 

Motorenstärke von 200 bis 250 PS - dagegen 
die Holländer Motoren entgegen der obigen 
Richtlinie bis zu 1000 PS haben? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 30. August 1972 

Zum Schutz der Kleinen Küstenfischerei innerhalb der deutschen 
Dreimeilenzone haben die Küstenländer Schleswig-Holstein und 
Niedersachsen im Jahre 1971 durch Rechtsverordnungen den 
Schleppnetzfang mit Baumkurren verboten, soweit er von Fahr- 
zeugen mit einer Maschinenleistung über 250 PS (Schleswig- 
Holstein) bzw. 200 PS (Niedersachsen) betrieben wird. Für die 
Fischerei außerhalb der deutschen Dreimeilenzone bestehen 
weder EWG-Vorschriften noch Bestimmungen der genannten 
Kommission für die Fischerei im Nordostatlantik über erlaubte 
Maschinenleistungen. Der Bundesregierung ist im übrigen be- 
kannt, daß die niederländischen Kutter teilweise Maschinenlei- 
stungen bis 1000 PS haben. 


108. Abgeordneter Wäre die Bundesregierung gegebenenfalls 
Glüsing bereit, Überlegungen anzustellen, die 3-Mei- 

(Dithmarschen) lenzone auf 6 Meilen zu erweitern, oder was 

gedenkt die Bundesregierung sonst zu tun, 
um die einheimische kleine Kutterfischerei vor 
einer ungleich stärkeren Konkurrenz zu 
schützen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 30. August 1972 

Die Bundesregierung beabsichtigt, in absehbarer Zeit nach den 
Regeln des Fischereiübereinkommens vom 9. März 1964 eine 
Fischerei-Anschlußzone bis zu 12 sm für die deutsche Nordsee- 
küste einzuführen. Diese Maßnahme bedarf jedoch einer gründ- 
lichen Vorbereitung und wird daher nicht vor dem Jahre 1973 
getroffen werden können. Daneben wird die Bundesregierung 
aufmerksam die in der Antwort zu Frage 106 erwähnten weite- 
ren Untersuchungen des Internationalen Rates für Meeres- 
forschung verfolgen und ggf. in der Kommission für die Fischerei 
im Nordostatlantik beantragen, die Fischerei mit schweren Baum- 
kurren in küstennahen Gewässern zu verbieten. 


109. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung im Rückgang der 
Dasch landwirtschaftlichen Berufsanfänger eine not- 

wendige Maßnahme zur Strukturänderung der 
Landwirtschaft oder eine beängstigende Ent- 
wicklung, welche langfristig zu einer viel zu 
weitgehenden Verringerung der in der Land- 
wirtschaft Tätigen führt? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 5. September 1972 

Die Anzahl der Ausbildungsverhältnisse im Ausbildungsberuf 
„Landwirt" ist von 22 401 im Jahr 1971 um 5159 auf 17 242 im 
Jahr 1972 zurückgegangen. 

Diese Entwicklung dürfte weitgehend auf Veränderungen im 
agrarstrukturellen Bereich zurückzuführen sein, wenn auch an- 
dere Faktoren, wie z. B. die durch das Berufsausbildungsgesetz 
eröffnete Möglichkeit, einen Berufsabschluß ohne vorherige ver- 
tragliche Regelung zu erzielen, mit von Einfluß sein könnten. 
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Da die Anzahl der Ausbildungsverhältnisse noch über dem Stand 
von 1960/61 mit 16 499 Auszubildenden liegt, sehe ich in dem 
Rückgang noch keine beängstigende Entwicklung. Gleichwohl 
halte ich es für dringend erforderlich, dem Nachwuchsbedarf 
in der praktischen Landwirtschaft besondere Aufmerksamkeit 
zu schenken. Aussagekräftige Untersuchungen können aber nur 
an der Basis durch die Bundesländer durchgeführt werden. Mein 
Haus ist bemüht, für die wissenschaftliche Bearbeitung des 
Komplexes „Nachwuchsbedarf im Agrarsektor" ein Institut einer 
Bundesforschungsanstalt zu gewinnen. 


110. Abgeordneter Bis wann kann mit der Vorlage eines Entwurfs 
Weigl für ein Fischseuchengesetz gerechnet werden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Griesau 
vom 6. September 1972 


Seit Jahren untersucht mein Haus in enger Zusammenarbeit mit 
den Bundesländern verschiedene Möglichkeiten zur Bekämpfung 
übertragbarer Fischkrankheiten. Da die Grundsätze des Vieh- 
seuchengesetzes hinsichtlich der Diagnose-, Therapie- und Be- 
kämpfungsmethoden bei Fischen nur bedingt zutreffen und daher 
kaum anwendbar sind, wurde einer Regelung dieser Materie 
durch ein Spezialgesetz der Vorzug gegeben. Hierzu wurde schon 
eine Reihe von Entwürfen für ein Fischseuchengesetz erarbeitet. 
Zu dem letzten Entwurf (Stand Mitte 1969) haben sich noch nicht 
alle Länder abschließend geäußert. Eine wesentliche Ursache für 
die Verzögerung der Gesetzgebungsarbeit ist folgendes Pro- 
blem: 

Wie Ihnen aus meinem Schreiben vom 23. Dezember 1971 
- III C 4 - 3994.5 - bekannt ist, gelang es bisher nicht, exakte 
Schnellnachweismethoden für die gefährlichsten Fischkrank- 
heiten, die Bauchwassersucht bei Karpfen und die Forellen- 
seuche, zu entwickeln. Ohne solche Diagnosen sind jedoch gesetz- 
liche Bekämpfungsmaßnahmen nicht praktikabel. Daher werden 
auf meine Veranlassung dem Bundesgesundheitsamt (Robert- 
Koch-Institut) in Berlin seit einigen Jahren Bundesmittel im 
Rahmen eines Forschungsauftrags zur Entwicklung solcher Me- 
thoden zur Verfügung gestellt. 

Nach dem derzeitigen Stand der Untersuchungen in dem ge- 
nannten Institut scheinen sich Ansätze für geeignete, auch in der 
Praxis verwendbare diagnostische Möglichkeiten zu bieten; end- 
gültige Ergebnisse hierüber werden jedoch nicht vor Mitte 
1973 vorliegen. Auch dänische Forscher haben in letzter Zeit 
hinsichtlich der Diagnose von Viruskrankheiten bei Forellen 
Fortschritte erzielt. Dies wurde auf dem im April d. J. in Amster- 
dam abgehaltenen Symposium über Fischkrankheiten der Euro- 
pean Inland Fisheries Advisory Commission (EIFAC) bekannt. 

Nach Vorliegen ausreichender Ergebnisse für eine gesetzliche 
Regelung wird die Bundesregierung so rasch wie möglich den 
gesetzgebenden Körperschaften einen entsprechenden Gesetz- 
entwurf zuleiten. 
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111. Abgeordneter 
Bauer 
(Würzburg) 


Ist die Bundesregierung bereit, bei den zu- 
ständigen amerikanischen Stellen den Versuch 
einer Einwirkung in der Richtung zu unter- 
nehmen, daß Belästigungen bzw. Gefährdun- 
gen von wandernden Familien mit Kindern 
durch übende schwere Kettenfahrzeuge der 
US-Armee im Landschaftsschutzgebiet „Natur- 
park Hohe Rhön", besonders in der Nähe von 
Touristenstützpunkten und -Unterkünften, in 
Anbetracht gerade des räumlich sehr ausge- 
dehnten unmittelbar benachbarten Truppen- 
übungsplatzes Wildflecken tunlichst vermie- 
den werden und damit den Umweltschutzer- 
fordernissen gegenüber Mensch, Feld und Flur 
Rechnung getragen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 19. September 1972 


Auf Grund Ihrer Mündlichen Anfrage habe ich die obersten 
Naturschutzbehörden der betroffenen Bundesländer Bayern und 
Hessen um Stellungnahme zu dem von Ihnen aufgeworfenen 
Problem gebeten. 

Das Bayerische Staatsininisterium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen hat mitgeteilt, daß zwischen bayerischen Regie- 
rungsstellen und US-Militärdienststellen in Worms am 19. Fe- 
bruar 1969 eine Vereinbarung getroffen worden ist, wonach sich 
vor Beginn von Übungen ein Manöveroff izier mit dem betroffe- 
nen Naturparkzweckverband zwecks Aussparung von bestimmten 
auch der Erholung dienenden Flächen aus dem vorgesehenen 
Ubungsgebiet in Verbindung setzt. Nach Mitteilung des vorge- 
nannten Ministeriums sind seit dieser Absprache erstmals im 
August 1972 wieder Klagen von Erholungsuchenden vorgebracht 
worden. Hierüber hat die Regierung Unterfranken die zuständi- 
gen Militärdienststellen unverzüglich unterrichtet und gebeten, 
die übenden Einheiten erneut auf die getroffenen Absprachen 
hinzuweisen. 

Der Hessische Minister für Landwirtschaft und Umwelt hat mir 
mitgeteilt, daß ihm für den hessischen Teil des Naturparks Hohe 
Rhön bisher keine Klagen über das Verhalten übender Truppen 
bekanntgeworden sind. 

Nach Artikel 45 des Zusatzabkommens vom 3. August 1959 zum 
NATO-Truppenstatut haben die Stationierungsstreitkräfte das 
Recht, Manöver und andere Übungen im erforderlichen Umfang 
auch außerhalb der ihnen zuständigen Benutzung überlassenen 
Liegenschaften durchzuführen. Ergeben sich dabei Schwierigkei- 
ten, dann ist nach Artikel 3 Abs. 7 des Zusatzabkommens zu- 
nächst eine Einigung auf örtlicher oder regionaler Ebene anzu- 
streben; erst wenn keine Einigung zustandekommt, wird die 
Bundesregierung mit der Angelegenheit befaßt. 

Sofern in Fällen berechtigter Klagen die Bemühungen des zu- 
ständigen Bundeslandes ohne Erfolg bleiben sollten, ist die 
Bundesregierung bereit, weitere Schritte zu unternehmen. 
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112. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr. Kempfier Übernahme der Beiträge gemäß § 19 des Flur- 
bereinigungsgesetzes aus Bundeshaushaltsmit- 
teln nach den Richtlinien zur Förderung der 
langfristigen Verpachtung in der Flurberei- 
nigung durch Übernahme der Beitrags- 
leistung aus Bundeshaushaltsmitteln vom 
10. März 1969 {IV B 2-4800-106/68) ausge- 
schlossen ist, wenn die Pachtfläche bereits vor 
Anordnung der Flurbereinigung im betref- 
fenden Gebiet langfristig verpachtet wurde 
(2.21 der Richtlinien)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 11. September 1972 

Nach Nr. 2.21 der Richtlinien zur Förderung der langfristigen 
Verpachtung in der Flurbereinigung durch Übernahme der Bei- 
tragsleistung aus Bundeshaushaltsmitteln vom 10. März 1969 
(MinBl. BML 1969 Seite 53) muß der Verpächter die Pachtfläche 
seit mindestens drei Jahren selbst bewirtschaftet haben. Dieses 
Selbstbewirtschaftungserfordernis hat keinen zeitlichen Bezug 
zur Anordnung der Flurbereinigung. Es gilt deshalb gleicher- 
maßen für die Förderung der langfristigen Verpachtung durch 
Prämien nach Nr. 2.21 der entsprechenden Richtlinien vom 
10. März 1969 (MinBl. BML 1969 Seite 55). Das Erfordernis be- 
zieht sich vielmehr auf den Zeitpunkt der Antragstellung. Nur 
so ist auch Nr. 4.4 der Richtlinien verständlich, wonach der 
Förderungsantrag unverzüglich nach Abschluß des Pachtvertrages 
gestellt werden muß und möglichst bis zum Planwunschtermin 
im Flurbereinigungsverfahren gestellt sein soll. Der Zweck der 
Förderung liegt darin, zur Verbesserung der landwirtschaftlichen 
Betriebsgrößenstruktur durch finanzielle Anreize das Landan- 
gebot zu verstärken. Sind die jeweiligen Grundstücke bereits 
langfristig verpachtet, so ist das mit den Richtlinien verbundene 
strukturpolitische Ziel bereits erreicht, so daß für eine Förde- 
rung keine Veranlassung mehr besteht. 


113. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für sinnvoll, daß 
Dr. Kempfier die Förderung langfristiger Verpachtung nach 
diesen Richtlinien von dem für den Verpächter 
zufälligen Umstand abhängig gemacht wird, 
ob im betreffenden Gebiet die Flurbereinigung 
schon angeordnet wurde oder nicht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 11. September 1972 

Im Hinblick darauf, daß sich das dreijährige Selbstbewirtschaf- 
tungserfordernis zeitlich nicht auf die Anordnung der Flurberei- 
nigung bezieht, stellt sich diese Frage nicht mehr. 


114. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
Dr. Ritz sache, daß entgegen dem gültigen EWG-Recht 

über die neuen Agrarpreise für das Wirt- 
schaftsjahr 1972/73, die bis zum 1. April 1972 
festgelegt sein müssen, noch keine Entschei- 
dung gefallen ist? 
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Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 5. September 1972 

Die Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1972/73 wurden vom 
Rat der Europäischen Gemeinschaften am 24. März 1972 ver- 
abschiedet und sind bereits in Kraft. 

Ich gehe deswegen davon aus, daß Sie die Agrarpreise für das 
Wirtschaftsjahr 1973/74 ansprechen wollten. 

Zunächst darf ich darauf aufmerksam machen, daß der 1. April 
nach dem geltenden EWG-Recht kein verbindlicher Termin für 
die Preisfestsetzung ist. Nach den Marktorganisationen ist viel- 
mehr vorgesehen, daß die Preise vor dem 1. August für das 
nächstfolgende Wirtschaftsjahr beschlossen werden sollen. Die- 
ser Termin ist jedoch in der Vergangenheit aus den verschie- 
densten Gründen nie eingehalten worden. In diesem Wirt- 
schaftsjahr bestehen besondere Schwierigkeiten, weil einerseits 
am 1. Januar 1973 der Beitritt der vier neuen Mitgliedstaaten 
vollzogen wird und andererseits der Rat die Kommission beauf- 
tragte, eine Untersuchung über die gesamte Einkommenssituation 
der Landwirtschaft in den einzelnen Mitgliedstaaten anzustellen, 
die sinnvollerweise gleichzeitig mit den Preisvorschlägen vor- 
gelegt werden müßte. 

Trotz dieser Schwierigkeiten hat sich die Kommission auf Drän- 
gen der Bundesregierung^ bereit erklärt, ihre Preisvorschläge 
für das Wirtschaftsjahr 1973/74 noch in diesem Jahr dem Rat vor- 
zulegen. 


115. Abgeordneter Welche Initiativen hat die Bundesregierung 

Dr. Früh ergriffen, um eine rechtzeitige Entscheidung 

über die Agrarpreise 1972/73 herbeizuführen? 


Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 5. September 1972 

Die Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1972/73 wurden am 
24. März 1972 vom Rat der Europäischen Gemeinschaften fest- 
gesetzt und sind bereits in Kraft. 

Ich gehe deswegen davon aus, daß Sie die Agrarpreise für das 
Wirtschaftsjahr 1973/74 ansprechen wollten. 

Die Kommission hat dem Rat ihre Preisvorschläge für das nächste 
Wirtschaftsjahr noch nicht zugeleitet, weil die Ausarbeitung in 
diesem Jahr aus zwei Gründen auf besondere Schwierigkeiten 
stößt. Einerseits müssen die Preisvorschläge auf die erweiterte 
Gemeinschaft abgestellt werden, da ab 1. Januar 1973 der Bei- 
trittsvertrag in Kraft tritt. Andererseits wurde die Kommission 
auf eine deutsche Anregung hin vom Rat gebeten, eine Unter- 
suchung über die Einkommenssituation der Landwirtschaft in den 
einzelnen Mitgliedstaaten durchzuführen, die gleichzeitig mit den 
Preisvorschlägen vorgelegt werden soll. 

Trotz dieser Schwierigkeiten hat sich die Kommission auf Drän- 
gen der Bundesregierung bereit erklärt, ihre Preisvorschläge für 
das Wirtschaftsjahr 1973/74 noch in diesem Jahr dem Rat vor- 
zulegen. 
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116. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Bittelmann rung über das Agrarpreisniveau für das Wirt- 

schaftsjahr 1972/73, und welche konkreten 
Vorschläge wird sie in Brüssel unterbreiten? 

Antwort des Bundesministers Ertl 
vom 5. September 1972 

Die Agrarpreise für das Wirtschaftsjahr 1972/73 wurden vom 
Rat der Europäischen Gemeinschaften am 24. März 1972 fest- 
gesetzt. Die Preise sind bereits in Kraft. 

Ich gehe deswegen davon aus, daß Sie die Agrarpreise für das 
Wirtschaftsjahr 1973/74 ansprechen wollten. 

Hierzu ist zunächst festzustellen, daß nach dem Verfahren des 
EWG-Vertrags das Vorschlagsrecht allein bei der EG-Kommis- 
sion liegt. Die Bundesregierung hat nicht das Recht, dem Minister- 
rat Vorschläge zu unterbreiten. Sie kann nur versuchen, die Vor- 
schläge der Kommission in den Verhandlungen des Rates ent- 
sprechend der deutschen Interessenlage zu ändern und dafür 
die Mehrheit des Rates zu gewinnen. Dies ist der Bundesregie- 
rung bei den letzten Preisverhandlungen 1971 und 1972 weit- 
gehend gelungen. Sie beabsichtigt, diese erfolgreiche Verhand- 
lungsführung auch in Zukunft fortzusetzen. 

Da die Preisvorschläge der Kommission für das Wirtschaftsjahr 
1973/74 zur Zeit noch nicht vorliegen, kann zu diesem Fragen- 
komplex noch keine Stellungnahme abgegeben werden. 


117. Abgeordneter Welche Konsequenzen gedenkt die Bundes- 
Dr. Geßner regierung aus den Untersuchungsergebnissen 

der Staatlichen Bundesanstalt für Qualitätsfor- 
schung pflanzlicher Erzeugnisse zu ziehen, wo- 
nach durch sogenannte kosmetische Behand- 
lung von Obst und Gemüse die Verbraucher 
in bezug auf die Qualität getäuscht werden 
und zum Teil Ware angeboten wird, die mit 
Giftstoffen behandelt worden ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 8. September 1972 

Ich nehme an, daß sich Ihre Frage auf die Aufsätze bezieht, die 
Professor Dr. habil. Schuphan, Direktor der Bundesanstalt für 
Qualitätsforschung pflanzlicher Erzeugnisse, Geisenheim, und 
Mitarbeiter kürzlich mehrfach, z. B. in der Zeitschrift „Der Er- 
werbsgärtner" vom 15. Juli 1972 S. 1274 und im „Verbraucher- 
dienst", Ausgabe B, August 1972 S. 169, veröffentlicht haben. 
Die Verfasser führen Beispiele an, die Behandlung von Obst 
und Gemüse beim Erzeuger, beim Handel und bei der verarbei- 
tenden Industrie betreffen. Ich gebe Ihnen die nachstehende 
Antwort im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit. 

Für den Bereich der Erzeugung ist folgendes zu sagen: Soweit 
die aufgeführten Präparate Pflanzenschutzmittel sind, dürfen 
►sie nach dem Pflanzenschutzgesetz von 1968 nur nach Zulassung 
durch die Biologische Bundesanstalt für Land- und Forstwirt- 
schaft vertrieben werden. Die Bundesanstalt prüft die gesundheit- 
liche Unbedenklichkeit dieser Mittel gemeinsam mit dem Bundes- 
gesundheitsamt. Die auf das Pflanzenschutzgesetz gestützte Ver- 
ordnung über Anwendungsverbote und -beschränkungen für 
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Pflanzenschutzmittel beschränkt die Anwendung z. B. von Aldrin 
nur auf die Bodenbehandlung im Weinbau und nur bis Ende 1974. 
Nach der Erweiterung des Pflanzenschutzgesetzes durch die No- 
velle vom 27. Juli 1971 wird zur Zeit eine entsprechende Erwei- 
terung der genannten Verordnung vorbereitet, wonach z. B. die 
Anwendung von Dieldrin absolut verboten wird. Im übrigen wird 
zur Zeit eine Novelle zum Pflanzenschutzgesetz vorbereitet, um 
außer Pflanzenschutzmitteln auch sonstige Pflanzenbehandlungs- 
mittel in diejenigen Regelungen des Gesetzes einzubeziehen, 
die dem Schutz der Gesundheit des Menschen dienen. 

Für den Bereich des Verkehrs mit Lebensmitteln ist zu bemer- 
ken: Für die Mehrzahl der von Prof. Schuphan genannten Stoffe 
sind in verschiedenen Rechtsvorschriften (Höchstmengen-Verord- 
nung - Pflanzenschutz, Fruchtbehandlungs-Verordnung) Höchst- 
mengen festgesetzt worden. Einige dieser Stoffe, wie Aldrin und 
Dieldrin, dürfen seit dem 1. Januar 1968 auf pflanzlichen Lebens- 
mitteln nicht vorhanden sein. Sie wurden dort in den letzten 
Jahren von der amtlichen Lebensinittelüberwachung nicht mehr 
oder nur in geringsten Spuren angetroffen. Für einige andere 
Stoffe, die den Pflanzenwuchs beeinflussen, bestehen zur Zeit 
noch keine Rechtsvorschriften über zulässige Rückstände oder 
über das Verbot von Rückständen. Die Ermächtigungen im gel- 
tenden Lebensmittelrecht reichen zum Erlaß solcher Vorschriften 
nicht aus. Allerdings dürfen schon jetzt nach § 3 des Lebens- 
mittelgesetzes Lebensmittel, die wegen der Rückstände solcher 
Stoffe geeignet sind, die menschliche Gesundheit zu schädigen, 
nicht in den Verkehr gebracht werden. Um in Zukunft auch für 
die sonstige Pllanzenbehandlungsmittel Höchstmengenregelun- 
gen treffen zu können, sieht der Entwurf eines Gesetzes zur 
Gesamtreform des Lebensmittelrechts entsprechende Ermächti- 
gungen vor. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, in wieviel Fällen und in welcher durch- 
schnittlichen Höhe sich Nachteile für Renten- 
bezieher dadurch ergeben, daß häufig Arbeits- 
losigkeit Vorgelegen hat und dennoch das Er- 
fordernis einer Unterbrechung der versiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit 
von mindestens einem Kalendermonat nicht 
immer vorliegt (§ 1259 Abs. 1 Nr. 3 RVO)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 21. August 1972 

Der Bundesregierung ist die Zahl der Fälle, in denen sich die 
geltende Ausfallzeitenregelung, wonach Zeiten der Krankheit, 
Arbeitslosigkeit usw. nur dann Ausfallzeiten sind, wenn durch 
sie eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung mindestens 
für einen Kalendermonat unterbrochen wird, nachteilig auswirkt, 
nicht bekannt. Sie kann auch keine Angaben darüber machen, 
wie groß diese Nachteile durchschnittlich sind. Zuverlässige Fest- 
stellungen zu Ihrer Frage ließen sich auch durch eine besondere 
Erhebung bei den Rentenversicherungsträgern nicht treffen. 


118. Abgeordneter 

Kater 
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119. Abgeordneter Halt es die Bundesregierung für möglich und 
Kater durchführbar, bei der anstehenden Rentenre- 

form oder zu einein späteren Zeitpunkt die 
nachteilige Wirkung der o. a. Regelung da- 
durch zu beseitigen, daß Beitragstage zu Bei- 
tragsmonaten zusammengefaßt werden und 
die verbleibende Zeit als Ausfallzeit Anrech- 
nung findet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 21. August 1972 

Die Anregung, die Ausfallzeltenregelung zur Vermeidung der 
von Ihnen angesprochenen Auswirkungen zu ändern, hat die 
Bundesregierung in ihrem Bericht zu Fragen der Rentenversiche- 
rung angesprochen und dabei auf die sich in diesem Zusammen- 
hang stellende Problematik hingewiesen (vgl. Drucksache 
VI/ 1 126, C I 2 b — S. 21). 

Den Beratungen des Ausschusses kann nicht vorgegriffen wer- 
den. Bei diesen Beratungen wird von Bedeutung sein, daß eine 
Ausrichtung des derzeitigen Systems der Datenerfassung für die 
Rentenversicherung für künftige Zeiten kurzfristiger Arbeits- 
losigkeit ohne schwerwiegende umgriffe in das geltende Melde- 
und Beitragsverfahren nicht möglich wäre. Das gleiche würde 
gelten für das Verwaltungsverfahren bei den Rentenversiche- 
rungsträgern. 

Im übrigen möchte ich darauf hinweisen, daß die beabsichtigte 
Öffnung der Rentenversidierung für weitere Bevölkerungskreise 
eine Verbesserung des Rechts der Ausfallzeiten vorsieht, deren 
Auswirkung abzuwarten ist. 


120. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Ge- 
Krampe schäftsführung der Berliner Tageszeitung „Te- 

legraf" dem Landesarbeitsamt in Berlin eine 
Anzeige nach dem Arbeitsförderungsgesetz so- 
wie eine Mitteilung nach dem Kündigungs- 
schutzgesetz zustellte, wonach eine Kündigung 
von Beschäftigten erfolgen sollte, und ist die- 
ser Mitteilung eine Stellungnahme des Be- 
triebsrats beigefügt worden? 


121. Abgeordneter Wenn dies der Fall war, wann sind diese Mel- 
Krampe düngen erfolgt, und sind die gesetzlichen Fri- 

sten eingehalten worden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 21. August 1972 

Die Graphische Gesellschaft Grunewald, Berlin, hat am 28. Juni 
1972 gemäß § 17 des Kündigungsschutzgesetzes dem Landesar- 
beitsamt Berlin die voraussichtliche Entlassung von etwa 250 Ar- 
beitnehmern angezeigt. Zur Begründung wurde angegeben, daß 
die Zeitungen „Telegraf" und „Nachtdepesche" wegen erheblicher 
wirtschaftlicher Schwierigkeiten ihr Erscheinen einstellen müß- 
ten. Eine Stellungnahme des Betriebsrats liegt bisher nicht vor. 
Gründe dafür sind nicht bekannt. Der Ausschuß für anzeige- 
pflichtige Entlassungen beim Landesarbeitsamt Berlin hat den 
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Sachverhalt am 21. Juli 1972 behandelt und die nach § 18 Abs. 1 
des Kündigungsschutzgesetzes vorgesehene einmonatige Entlas- 
sungssperre weder abgekürzt noch verlängert. Damit konnten 
die angezeigten Entlassungen am 29. Juli 1972 wirksam werden. 
Wie weiter berichtet wurde, haben sich das Unternehmen und 
der Betriebsrat aus Anlaß der Betriebsänderung auf eine Be- 
triebsvereinbarung über einen Sozialplan geeinigt, der am 
6. Juli 1972 in Kraft getreten ist. 

Die Geschäftsführung der Graphischen Gesellschaft Grunewald 
hat bei Abgabe der Anzeige nach § 17 des Kündigungsschutzge- 
setzes unwiderlegt Gründe dafür angegeben, warum eine Mit- 
teilung nach § 8 des Arbeitsförderungsgesetzes nach Sinn und 
Zweck dieser Vorschrift nicht erforderlich gewesen ist. 


122. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu der Verein- 
Rollmann barung der Tarifvertragsparteien in der deut- 

schen Schiffahrt vom 17. März 1972 über die 
Einführung einer von den Reedern zu tragen- 
den und durch eine Seemannsrentenkasse aus- 
zuzahlenden vorgezogenen Seemannsrente 
vom vollendeten 58. Lebensjahr an? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg 
vom 17. August 1972 

Die Bundesregierung sieht in der Vereinbarung der Sozialpart- 
ner der Seeschiffahrt vom 17. März 1972 über die Einführung 
einer Seemannsrente an ältere Seeleute einen positiven Beitrag 
der Tarifvertragsparteien zur Lösung der Probleme dieser beson- 
deren Belastungen ausgesetzten Arbeitnehmer. 

Vor einiger Zeit hat mir die Seeberufsgenossenschaft über das 
Bundesversicherungsamt. die Vorschläge der Tarifvertragspar- 
teien zur Einführung der Seemannsrente und zur Errichtung einer 
besonderen Seemannsrentenkasse mitgeteilt und mich gebeten, 
diese Anregungen aufzugreifen. Auf Grund dieses Schreibens 
werden z. Z. in meinem Hause die Möglichkeiten zur Verwirk- 
lichung der Vorschläge geprüft. 


123. Abgeordneter Gedenkt die Bundesregierung, die Zulassungs- 
Dr. Slotta Ordnung für Fachzahnärzte für Kieferorthopä- 

die in dem Sinne zu ändern, daß sie in beson- 
deren Fällen an die Stelle der freiwilligen 
Kassenzulassung die Verpflichtung setzt, die 
Kassenzulassung zu betreiben, weil Eltern seit 
dem 1. Januar 1972 zwar Anspruch auf eine 
Krankenscheinbehandlung ihrer Kinder bei 
vorhandenen Kieferanomalien haben, die für 
den Versicherten kostenlos ist, bei diesen 
schweren Fällen aber nicht zu den speziell 
ausgebildeten Fachzahnärzten für Kieferortho- 
pädie gehen können, weil diese es bis heute 
ablehnen, ihre Beteiligung an der kassen- 
zahnärztlichen Versorgung (Ermächtigung) zu 
beantragen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg 
vom 17. August 1972 

In einer Besprechung, die Anfang August in meinem Haus statt- 
gefunden hat, ist von den Vertretern des Berufsverbands der 
Kieferorthopäden zugesagt worden, kieferorthopädische Behand- 
lung der Versicherten künftig auf Krankenschein vorzunehmen. 
Vorerst können daher auch Überlegungen zu der Frage zurück- 
gestellt werden, ob etwa gesetzgeberische Maßnahmen ergriffen 
werden müssen. Eine Änderung der Zulassungsordnung für 
Zahnärzte in dem von Ihnen angestrebten Sinn würde überdies 
Bedenken, vor allem in verfassungsrechtlicher Hinsicht, auf- 
werfen. 

Im übrigen darf ich ergänzend noch auf folgendes hinweisen: 
Die Versicherten der sozialen Krankenversicherung haben nicht 
erst seit dem 1. Januar 1972 Anspruch auf zahnärztliche Behand- 
lung bei Kiefer- und Zahnstellungsanomalien. Auch vor diesem 
Zeitpunkt und seither haben Versicherte nach § 182 Abs. 1 RVO 
Anspruch auf zahnärztliche Behandlung auf Krankenschein, wenn 
Krankheit im Sinne der Reichsversicherungsordnung vorliegt. Ob 
Krankheit im Sinne der RVO bei Kiefer- und Zahnstellungsano- 
malien zu bejahen ist, richtet sich nach den Umständen des Ein- 
zelfalls unter Berücksichtigung der zum Krankheitsbegriff der 
RVO entwickelten Rechtsprechung, insbesondere des Bundes- 
sozialgerichts. Die zahnärztliche Versorgung, dazu gehört auch 
die kieferorthopädische Behandlung, ist nach geltendem Recht 
von den Kassenzahnärztlichen Vereinigungen der Länder und 
der Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung (KZBV) sicherzu- 
stellen. 


124. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Feilermaier zur Wahrung des verfassungsrechtlich ge- 

währleisteten passiven Wahlrechts auf allen 
Ebenen die geltenden arbeitsrechtlichen Be- 
stimmungen dahin gehend zu ändern, daß ein 
zum Bürgermeister einer bayerischen Stadt ge- 
wählter Kandidat einen ausreichenden Kündi- 
gungsschutz gegenüber seinem privaten Ar- 
beitgeber erhält? 


125. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung aus denselben 
Fellermaier Gründen eine Möglichkeit, durch Änderung der 

geltenden arbeitsrechtlichen Bestimmungen 
einen solchen Kandidaten vor Schadensersatz- 
forderungen seines privaten Arbeitgebers frei- 
zustellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 28. August 1972 

Zunächst möchte ich ganz allgemein darauf hinweisen, daß der in 
Ihren Fragen angesprochene, in die arbeitsrechtlichen Beziehun- 
gen ausstrahlende Schutz politischer Mandatsträger grundsätzlich 
im öffentlichen Recht geregelt ist, und zwar jeweils im Zusam- 
menhang mit den Vorschriften über das passive Wahlrecht. 

So bestimmt Artikel 48 Abs. 2 des Grundgesetzes für die Abge- 
ordneten des Deutschen Bundestages, daß sie nicht daran gehin- 
dert werden dürfen, das Amt eines Abgeordneten zu übernehmen 
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und auszuüben, und eine aus diesem Grund erfolgte Kündigung 
oder Entlassung unzulässig ist. Diese Bestimmung greift unmittel- 
bar auch in die vertraglichen Beziehungen ein und schließt Scha- 
densersatzansprüche etwa dann aus, wenn ein Abgeordneter 
seiner vertraglichen Verpflichtung, seine Arbeitskraft ausschließ- 
lich einem Unternehmen zu widmen, wegen seiner Tätigkeit als 
Bundestagsabgeordneter nicht nachkommen kann (vgl. Urteil 
des Bundesgerichtshofs vom 5. Juni 1965 - AP Nummer 1 zu Arti- 
kel 48 des Grundgesetzes). Entsprechende Regelungen haben die 
Verfassungen nahezu aller Länder für die Abgeordneten der 
Länderparlamente getroffen. Andererseits bestimmen der Artikel 
55 des Grundgesetzes und der Artikel 66 des Grundgesetzes in 
Verbindung mit dem Bundesministergesetz i. d. F. vom 27. Juli 
1971 (BGBL I S. 1166), daß der Bundespräsident, der Bundeskanz- 
ler und die Bundesminister kein anderes besoldetes Amt, kein 
Gewerbe und keinen Beruf ausüben dürfen. 

Diese Regelungen zeigen, daß der Gesetzgeber auch im öffent- 
lichen Recht keinen einheitlichen Schutz des genannten Personen- 
kreises festgelegt hat. Die Schutzvorschriften sind vielmehr in die 
jeweiligen Sachzusammenhänge eingeordnet, wobei bei der in- 
haltlichen Gestaltung des Schutzes nach der Art des ausgeübten 
politischen Mandats unterschieden wird. 

Hieraus kann gefolgert werden, daß der Gesetzgeber das Arbeits- 
recht nicht als den richtigen Standort für eine generelle Regelung 
dieses Fragenkreises angesehen hat und ihm eine Vorschrift mit 
einem einheitlichen, absoluten Schutz für alle Bereiche als nicht 
möglich erschien. 

Folgt man dieser Grundlinie von Gesetzgebung und Praxis, so 
ergibt sich die Frage, ob die Regelung der Rechtsstellung der 
bayerischen Bürgermeister nicht der Landesgesetzgebung Vor- 
behalten bleiben sollte, um einen ausreichenden Schutz bei der 
Annahme und Ausübung des Amtes zu erreichen. 


126. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
Cantzier vom Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 

nung im Rundschreiben vom 18. März 1971 
— GZ: V 2 — 5211 — 345/71 unter Bezug- 
nahme auf das Urteil des Bundessozialgerichts 
vom 27. Juli 1965 — b RV 659/63 = BSGE 23, 
188 — vertretene Rechtsauffassung, „Gesund- 
heitsstörungen, die erst nach der Schädigung 
von dieser unabhängig eingetreten sind, kön- 
nen bei der Feststellung der MdE gemäß § 30 
Abs. 2 BVG bei besonderer Berufsbetroffenheit 
ebensowenig berücksichtigt werden wie bei 
der Festsetzung der MdE gemäß § 30 Abs. 1 
BVG" (sogenannte Nachschäden) auch bei der 
Bestimmung und Berechnung des Berufsscha- 
densausgleichs nach § 30 Abs. 3 BVG Anwen- 
dung zu finden hat, und gelten bei § 30 Abs. 3 
BVG andere Kausalitätsnormen beziehungs- 
weise gilt ein anderer Zeitpunkt der Schadens- 
bestimmung und -begrenzung als bei § 30 Abs. 
1 und 2 BVG? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 12. September 1972 

Ihre Frage berührt ein spezielles Rechtsproblem des materiellen 
Versorgungsrechts, das im wesentlichen nur für einige Grenzfälle 
bedeutsam ist und zu dem bisher keine höchstrichterliche Recht- 
sprechung oder abgeschlossene Meinungsbildung in der Literatur 
vorliegt. Um zu einer ausgewogenen Empfehlung für die Versor- 
gungsverwaltung zu gelangen, strebt das Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialordnung an, diese Rechtsfrage im Rahmen einer 
versorgungsrechtlichen Arbeitstagung mit Vertretern der Ver- 
waltung und der Gerichtsbarkeit zu klären. 

Das Problem der sogenannten Nachschäden stellt sich beim Be- 
rufsschadensausgleich infolge der vom Pauschalprinzip beherrsch- 
ten Art der Schadensermittlung möglicherweise anders dar als 
bei der Bewertung der Minderung der Erwerbsfähigkeit, so daß 
die dazu entwickelten Beurteilungsgrundsätze jedenfalls nicht 
ohne weiteres bei der Feststellung des Berufsschadensausgleichs 
anwendbar sind. 

Ich hoffe, daß die erwähnte Fachtagung im kommenden Frühjahr 
geführt und dabei eine befriedigende Lösung für das von Ihnen 
angesprochene Problem gefunden werden kann. 


127. Abgeordneter Was kann die Bundesregierung tun um sicher- 
Dr. Schmitt- zustellen, daß sudetendeutschen Tabakarbeite- 

Vockenhausen rinnen die Arbeitszeit bis Kriegsende - auch 
bei einer Abfindung - nicht nur in Bayern und 
anderen Ländern, sondern auch von der Lan- 
desversicherungsanstalt Hessen als Versiche- 
rungszeit anerkannt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 8. September 1972 

Die von sudetendeutschen Tabakarbeiterinnen vor Kriegsende 
im Sudetenland zurückgelegten Arbeitszeiten werden als Bei- 
tragszeiten bei der Rentenberechnung berücksichtigt. Die Frage, 
ob auch eine Zeit, während der Beiträge entrichtet wurden, die 
jedoch später erstattet worden sind, als Beschäftigungszeiten 
nach § 16 des Fremdenrentengesetzes (FRG) anrechenbar ist, war 
umstritten. Hierzu wurde die Auffassung vertreten, daß Ver- 
triebene, denen Beiträge erstattet worden sind, nicht besser 
gestellt werden dürfen als nichtvertriebene Versicherte. Das 
Bundessozialgericht hat jedoch in einem Urteil vom 7. April 
1964 (Az. 4 RJ 195/61 — BSG Entscheidungen 20, S. 287) aus- 
geführt, daß eine Beitragserstattung es nicht ausschließe, eine 
vor der Vertreibung u. a. im Sudetenland verrichtete Beschäf- 
tigung gemäß § 16 Satz 1 FRG einer rentenversicherungs- 

pflichtigen Beschäftigung, für die Beiträge entrichtet worden 
sind, gleichzubehandeln, und insofern die Rechtslage klargestellt. 

Die Anwendung des geltenden Rechts im Einzelfalle ist Aufgabe 
der Versicherungsträger. Die LVA Hessen untersteht der Auf- 
sicht des Hessischen Sozialministers. Ich werde daher dem 
Herrn Hessischen Sozialminister Ihre Frage und meine Ant- 
wort mitteilen. 
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128. Abgeordneter Gibt es noch gesetzliche Vorschriften des 
Dr. Arndt Bundesrechts, nach denen Frauen der Zugang 

(Hamburg) zu bestimmten Berufen versagt ist? 


129. Abgeordneter Sollten solche Vorschriften bestehen, werden 

Dr. Arndt sie dann im Hinblick auf den Gleichberech- 

(Hamburg) tigungsgrundsatz (Artikel 3 des Grundgeset- 

zes) mit der besonderen körperlichen Schutz- 
bedürftigkeit der Frauen oder in welcher 
Weise sonst gerechtfertigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 12. September 1972 

In mehreren bundes- aber auch in landesreditlichen Bestim- 
mungen sowie in Unfallverhütungsvorschriften bestehen noch 
Beschäftigungsverbote und -beschränkungen für Frauen, die 
ihnen den Zugang zu bestimmten Berufen und Arbeiten ver- 
schließen. 

Diese generellen Beschäftigungsverbote und -beschränkungen 
sind in den vergangenen Jahrzehnten zum Schutz der erwerbs- 
tätigen Frau entsprechend den damaligen Erkenntnissen und 
Erfahrungen erlassen worden. Als Begründung wurde angege- 
ben, daß Frauen nicht auf Arbeitsplätzen mit schwerer kör- 
perlicher Arbeit, die angesichts ihrer Konstitution für sie nicht 
geeignet erschien, beschäftigt werden sollten. 

Dm'ch die soziale, arbeitsmedizinische und technische Entwick- 
lung haben sich die Arbeitsbedingungen und damit die Beschäf- 
tigungsanforderung in einer Reihe von Bereichen geändert. 

Nicht alle Beschäftigungsverbote und -beschränkungen sind heute 
noch mit der biologischen und funktionalen Besonderheit der 
Frau und ihrer Schutzbedürftigkeit zu erklären. 

Die Bundesregierung hat sich daher in ihrem Sozialbericht 1970 
(Drucksache VI/643) und in ihrem Bericht über die Maßnahmen 
zur Verbesserung der Frau von 1972 (Drucksache VI/3689) bereit 
erklärt, die für Frauen bestehenden Beschäftigungsverbote und 
-beschränkungen zu überprüfen. Soweit diese ihren Schutzcha- 
rakter verloren haben und die Frau in ihrer beruflichen Wahl- 
freiheit und Chancengleichheit beeinträchtigen, sollen sie abge- 
baut werden. 

Entsprechend dieser Ankündigung überprüft die Bundesregie- 
rung auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes alle für Frauen be- 
stehenden Sonderregelungen. Sie verfolgt dabei das Ziel - ähn- 
lich wie in der am 2. Dezember 1971 (BGBl. I S. 1957) erlassenen 
Verordnung über die Beschäftigung von Frauen auf Fahrzeu- 
gen -, die generellen Beschäftigungsverbote für Frauen soweit 
wie möglich durch einen individuellen Gesundheitsschutz, ins- 
besondere in Form von arbeitsmedizinischen Vorsorgeunter- 
suchungen, zu ersetzen. Die Träger der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung prüfen bei der Erarbeitung von Unfallverhütungsvor- 
schriften oder Nachträgen dazu ebenfalls, inwieweit Beschäf- 
tigungsverbote und -beschränkungen für Frauen noch aufrecht 
erhalten werden sollen. 


79 



Drucksache VI/3816 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


130. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
Dr. Arnold fassung des Verbandes der Niedergelassenen 

Arzte Deutschlands (NAV), daß bei einem wei- 
teren Zustrom von Gastarbeitern die kassen- 
ärztliche Versorgung für die Bevölkerung ge- 
fährdet sei, da die Betreuung der Gastarbeiter 
mit ihren Familien rund 3000 Ärzte erfordere? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 13. September 1972 

Der Verband der Niedergelassenen Ärzte Deutschlands (NAV) 
hat in einer Presseinformation („eurinform" 71/1972 vom 21. Au- 
gust 1972) die Auffassung vertreten, daß die gesundheitliche 
Betreuung der über 3 Millionen ausländischer Arbeitnehmer (ein- 
schließlich Familienangehörige) in der Bundesrepublik Deutsch- 
land etwa 3000 Arzte erfordere. Dies dürfte zunächst eine rein 
rechnerische Betrachtung sein, wonach für je 1000 Personen ein 
Arzt für erforderlich gehalten wird. Bei einer solchen Betrach- 
tungsweise müßte im übrigen auch berücksichtigt werden, daß 
in der Bundesrepublik Deutschland auch eine größere Zahl aus- 
ländischer Ärzte tätig ist. In welchem Umfang tatsächlich die aus- 
ländischen Arbeitnehmer ärztliche Leistungen in Anspruch neh- 
men, konnte bisher nicht konkret festgestellt werden. Nach den 
in unserem Haus vorliegenden Berichten ist es aber insoweit 
auch nicht zu Versorgungsschwierigkeiten gekommen. 

Der NAV hat in der erwähnten Erklärung selbst darauf hinge- 
wiesen, daß „vereinzelte Engpässe in der ärztlichen Versorgung 
der Bevölkerung nicht auf das Konto der wachsenden Zahl von 
Gastarbeitern" gingen. 

Mit Ihrer Frage, Herr Kollege, knüpfen Sie an die weitere Fol- 
gerung des NAV an, daß „Schwierigkeiten für die ärztliche Be- 
treuung der Patienten" erst entstehen würden, wenn „der Zu- 
strom aus südlichen Ländern anhält", da dann für je 100 000 
ausländische Arbeitnehmer mindestens 100 Kassenärzte zusätz- 
lich benötigt würden. Der NAV hat unserem Hause auf Rück- 
frage mitgeteilt, daß er unter „Schwierigkeiten" eine eventuelle 
Verlängerung der Wartezeiten in bestimmten Arztpraxen, die 
überwiegend von ausländischen Arbeitnehmern frequentiert 
werden, verstehe. 

Unabhängig davon ist noch auf folgendes hinzuweisen: Eine 
wirklichkeitsnahe Prognose über die Entwicklung der kassen- 
ärztlichen Versorgung bei einem weiteren Zustrom ausländischer 
Arbeitnehmer kann sich nicht allein auf eine Verhältniszahl 
Arzt/Patient stützen. Damit würde die Tatsache außer acht ge- 
lassen, daß weder über den Umfang noch den Ort der zu erwar- 
tenden tatsächlichen Inanspruchnahme ärztlicher Betreuung eine 
Aussage möglich ist und daher auch nicht das insoweit zur Ver- 
fügung stehende Angebot an ärztlichen Leistungen im vorhinein 
bewertet werden kann. Allgemein wird auch zu bedenken sein, 
daß - bedingt durch die typische Art ihrer beruflichen Beschäf- 
tigung - die Mehrzahl der ausländischen Arbeitnehmer in Bal- 
lungsräumen angesiedelt ist, wo der Grad der ärztlichen Versor- 
gung relativ höher ist als in anderen Gebieten. 

Ich werde im übrigen bei der Sachverständigenkommission zur 
Weiterentwicklung der sozialen Krankenversicherung anregen, 
daß von ihr die mit der ärztlichen Versorgung der ausländischen 
Arbeitnehmer zusammenhängenden Probleme näher erörtert 
werden. 
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131. Abgeordneter Ab wann und in welcher Höhe pro Arbeits- 
Weigl stunde erhalten die in der Bundesrepublik 

Deutschland beschäftigten rumänischen Bau- 
arbeiter einen mit den Einkünften deutscher 
Bauarbeiter vergleichbaren Lohn in DM? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 12. September 1972 

Ausländische Arbeitnehmer sind arbeits- und sozial rechtlich 
deutschen Arbeitnehmern grundsätzlich gleichgestellt. 

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit hat mitgeteilt, daß 
der Lohn der rumänischen Bauarbeiter entsprechend dem deut- 
schen Tariflohn festgelegt wird. Die Hohe des Tariflohnes richtet 
sich nach den einschlägigen Tarifverträgen. 


132. Abgeordneter Treten durch das Gesetz über die Kranken- 

Würtz Versicherung der Landwirte besondere Här- 

ten für die schwerbeschädigten Landwirte, die 
bisher auf Grund ihres Einkommens in den 
Genuß des Bundesbehandlungscheins kamen, 
und die Kriegshinterbliebenen (Kriegerwitwen 
und Kriegereltern) dadurch auf, daß dieser Per- 
sonenkreis künftig nicht unerhebliche Beiträge 
für die Krankenversicherung der Landwirte 
entrichten muß? 


133. Abgeordneter 

Würtz 


Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um diese Härten zu vermeiden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rhode 
vom 14. September 1972 

Die von Ihnen angesprochenen Fragen sind während der Bera- 
tungen des Gesetzentwurfs über die Krankenversicherung der 
Landwirte im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des Deut- 
schen Bundestages eingehend erörtert worden. Der Ausschuß 
hat sich dafür ausgesprochen, daß schwerbeschädigte Land- 
wirte in der Krankenversicherung der Landwirte nicht anders 
behandelt werden als schwerbeschädigte Pflichtversicherte der 
allgemeinen Krankenversicherung. Hierin kommt auch der 
allgemeine Grundsatz des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) 
zum Ausdruck, daß der Anspruch der Beschädigten auf Heil- 
behandlung wegen Nichtschädigungsfolgen und der Anspruch 
der Hinterbliebenen eines Beschädigten auf Krankenbehandlung 
ausgeschlossen ist, wenn und soweit ein Sozialversicherungs- 
träger zu einer entsprechenden Leistung verpflichtet ist (§ 10 
Abs. 6 Buchstabe a BVG). 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte ist im 
Deutschen Bundestag ohne Gegenstimme angenommen worden. 

Im übrigen wird gegenwärtig geprüft, ob auch die künftige 
Beitragsbelastung der Landwirte bei der Neugestaltung des 
§ 9 der VO zu § 33 BVG im Rahmen der Einkommensermittlung 
pauschal berücksichtigt werden kann. 
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Ist auch die Bundesregierung der Meinung, 
daß die unbefriedigende Entwicklung beson- 
ders auf dem Gebiet der beruflichen Ausbil- 
dung, wie sie auch von der Bund-Länder-Kom- 
mission konstatiert wurde, unter anderem auch 
aul diese Kompetenzzersplitterung zurückzu- 
führen ist? 


Ist die Bundesregierung mit mir der Meinung, 
daß sich die Aufsplitterung der Kompetenz für 
die berufliche Bildung auf vier Ministerien, 
nämlich das Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Finanzen, das Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit und 
das Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft, negativ auf die Effektivität ihrer 
Politik in dieser Frage auswirkt, und was hat 
bzw. gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, um die Verantwortung in Fragen der 
beruflichen Bildung auf ein Ministerium zu 
konzentiieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rhode 
vom 15. September 1972 

Die den Fragen zugrundeliegende Meinung geht von nicht zu- 
treffenden Annahmen aus. Die von Ihnen, Herr Kollege, bezeich- 
nete Struktur der Kompetenzverteilung hat die Bundesregierung 
veranlaßt, im Rahmen der fachlichen Zuständigkeiten eine inten- 
sive politische Koordinierung vorzunehmen. Diese erfolgt im 
Kabinettsausschuß für Bildung und Wissenschaft, dem auch die 
Abstimmung der Bundesauffassung bei der Zusammenarbeit 
mit den Ländern obliegt. In bestimmten Fragen ist zudem ein 
Staatssekretärsausschuß der Bundesministerien für Arbeit und 
Sozialordnung, für Wirtschaft und Finanzen sowie für Bildung 
und Wissenschaft tätig. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig, wie weit über diese 
ständige Koordinierung hinaus auch in der Zuständigkeitsver- 
teilung eine Anpassung an neue bildungspolitische Erfordernisse 
vorzunehmen ist - auch um die Gleichrangigkeit der beruflichen 
und der allgemeinen Bildung zu unterstreichen. Die Überlegungen 
gehen dahin, dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
eine Grundsatz- und Koordinierungskompetenz für die beruf- 
liche Bildung zu geben. Die Zuständigkeiten der einzelnen Fach- 
ressorts für die konkrete Ordnung und Förderung der Berufs- 
ausbildung in ihrem Bereich sollen erhalten bleiben. Eine kon- 
krete Entscheidung über die Abgrenzung soll nach Prüfung 
der Einzelheiten durch die beteiligten Ressorts erfolgen. 

Durch diese Maßnahme ist eine einheitliche Berufsausbildungs- 
politik der Bundesregierung gewährleistet. 


134. Abgeordneter 

Schedl 


135. Abgeordneter 

Schedl 


136. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die nach 
Dr. Freiwald Presseveröffentlichungen trotz einer Beitrags- 
erhöhung von 1,3 auf 1,7% defizitäre Ent- 
wicklung der Rücklagen der Bundesanstalt für 
Arbeit, wie hoch sollten die Rücklagen der 
Bundesanstalt für Arbeit sein, um auch bei 
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ungünstiger Entwicklung ihre Aufgaben be- 
wältigen zu können, und inwieweit treffen 
Pressemeldungen zu, daß eine Erhöhung des 
Beitragssatzes für die Bundesanstalt für Arbeit 
erforderlich ist? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ehrenberg 
vom 14. September 1972 

!. Hinsichtlich des Haushalts 1972 der Bundesanstalt für Arbeit 
ist die Entwicklung noch nicht abschließend zu übersehen. Den 
gegenüber den Ansätzen im Haushaltsplan erhöhten Ausgaben 
in einigen Bereichen stehen geringere Ausgaben in anderen 
Bereichen sowie Mehreinnahmen aus der neu eingeführten 
Winterbau-Umlage gegenüber. Der Haushalt für 1973 wird nach 
dem gegenwärtigen Stand der Beratungen im Verwaltungsrat 
der Bundesanstalt ausgeglichen sein. 

2. Die angemessene Höhe der Rücklage läßt sich nicht auf einen 
bestimmten Betrag festlegen, ln der Rezession der Jahre 1966/67 
ist die Rücklage mit 800 Millionen DM in Anspruch genommen 
worden. Zur Zeit beträgt sie etwa 4,2 Milliarden DM. 

3. Auf Grund der Ausfuhrungen zu 1. besteht kein Anlaß, den 
Beitrag der Bundesanstalt für das Jahr 1973 zu erhöhen. Im 
übrigen darf ich darauf hinweisen, daß die Bundesregierung 
Ende des Jahres den Bericht nach § 239 des Arbeitsförderungsge- 
setzes vorlegen wird, der dem Bundestag Gelegenheit geben 
wird, sich mit den Grundlagen der Finanzierung der Aufgaben 
der Bundesanstalt für Arbeit nach dem Arbeitsförderungs- 
gesetz, speziell im Hinblick auf die Abgrenzung des beitrags- 
pflichtigen Personenkreises, zu befassen. 


137. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Ver- 
Katzer günstigungen für Schwerbeschädigte nach § 5 

Abs. 3 Nr. 2 der Verordnung zur Durchführung 
des § 11 Abs. 3 und der §§ 13 und 15 des Bun- 
desversorgungsgesetzes praktisch nicht zum 
Zuge kommen, weil alle Kraftfahrzeuge mit 
mehr als 1400 Kubikzentimetern serienmäßig 
nicht nur mit automatischer Kraftübertragung 
geliefert werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 13. September 1972 

Die Verordnung zur Durchführung des § 11 Abs. 3 und des § 13 
des Bundesversorgungsgesetzes (VO) sieht verschiedene Mög- 
lichkeiten für die Gewährung von Zuschüssen zum Ausgleich der 
Mehrkosten automatischer Kraftübertragungen vor. 

Eine dieser Möglichkeiten ist die Gewährung eines Zuschusses 
nach § 5 Abs. 3 Nr. 3 VO. Sie kommt in Betracht, wenn der Be- 
schädigte ein Fahizeug erwirbt, das serienmäßig nur mit auto- 
matischer Kraftübertragung hergestellt wird. Diese Vorschrift 
wird bei einer Reihe in- und ausländischer Fahrzeugtypen unter- 
schiedlichen Hubraums angewendet, die ich Ihnen auf Wunsch 
gerne benennen werde. 
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Die Bedeutung der Vorschrift des § 5 Abs. 3 Ni. 3 VO ist natur- 
gemäß von den Verhältnissen auf dem Automarkt abhängig. Sie 
wird in dem Maße zunehmen, in dem die Herstellerfirmen aus- 
schließlich zum Bau von Fahrzeugen mit automatischer Kraft- 
übertragung übergehen. Im Interesse der Beschädigten halte ich 
es daher für begrüßenswert, daß das geltende Recht sich bereits 
jetzt auf diese mögliche Entwicklung eingestellt hat. 

Kauft der Beschädigte ein Fahrzeug mit automatischer Kraft- 
übertragung, das serienmäßig auch mit handgeschaltetem Ge- 
triebe hergestellt wild, so entgeht ihm dadurch keine Leistung 
der Kriegsopferversorgung. Der Zuschuß zu den Kosten der auto- 
matischen Kraftübertragung richtet sich in diesem Falle nach § 5 
Abs. 3 Nr. 2 VO. Der Leistungsumfang dieser Vorschrift steht 
dem der zuvor genannten Vorschrift nicht nach. 


138. Abgeordnete Welche Fernlehrinstitute haben wieviel Kurse 
Frau Dr. Walz zur Anerkennung beim Bundesinstitut für Be- 
rufsbildungsforschung angemeldet, wieviel von 
den Eingereichten wurden anerkannt und wie- 
viel erhielten zusätzlich das Gütezeichen der 
Bundesanstalt für Arbeit nach den Anforde- 
rungen des Arbeitsförderungsgesetzes, das bei 
Vorliegen der finanziellen Bedingungen zur 
Unterstützung durch das zuständige Arbeits- 
amt berechtigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 12. September 1972 

Die Dokumentation über die Fernlehrinstitute erfolgt bei der 
Bundesanstalt für Arbeit und beim Bundesinstitut für Berufs- 
bildungsforschung. Eine Rückfrage bei beiden Institutionen hat 
folgendes ergeben: 

Insgesamt gibt es in der Bundesrepublik Deutschland auf dem 
Gebiet der beruflichen Bildung über 1000 Fernlehrgänge. In der 
Zeit von Ende Oktober 1971 bis März 1972 haben 12 der 115 
Fernlehrinstitute für 35 Fernlehrgänge den Antrag auf Über- 
prüfung durch das Bundesinstitut gestellt. Bisher erhielten 18 
Fernkurse das Gütezeichen des Bundesinstituts für Berufsbil- 
dungsforschung. 

Die Bundesanstalt für Arbeit hat Fernkurse von mehr als 40 
Fernlehrinstituten mit z. T. mehreren Kursen auf Grund der Vor- 
schriften des Arbeitsförderungsgesetzes anerkannt. Inzwischen 
werden sowohl von der Bundesanstalt für Arbeit als auch dem 
Bundesinstitut für Berufsbildungsforschung genaue Verzeich- 
nisse, die die vorstehenden Angaben ergänzen sollen, vorbe- 
reitet. Sobald mir diese Angaben vorliegen, werde ich sie Ihnen 
zuleiten. 


139. Abgeordneter Ist die Bundesregierung zur Gewährung einer 
von Thadden Soforthilfe an die saarländischen Grenzgänger 
und Pensionäre bereit, nachdem diese Gruppe 
ohne eigenes Verschulden in den letzten Jah- 
ren besonders hart betroffen wurde? 
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140. Abgeordneter Wann ist endlich mit einem Ergebnis der Ver* 
von Thadden handlungen des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung mit dem französischen Mi- 
nisterium für öffentliche Gesundheit bezüglich 
der Grenzgängerprobleme zu rechnen, da diese 
sich berejts über viele Monate hinziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rohde 
vom 13. September 1972 

Im Zusammenhang mit den verschiedenen Paritätsänderungen der 
Deutschen Mark und anderer Währungen und der einmaligen 
Übergangshilfe für Grenzgänger nach Frankreich in Höhe von 
500 DM in den Jahren 1969/70 hat die Bundesregierung schon 
mehrfach zu den Problemen der Grenzgänger Stellung genommen. 
Sie hat dabei sowohl auf die Regelung im Recht der EWG als 
auch auf die in Frage kommenden Sozialabkommen und die damit 
verbundenen Vorschriften hingewiesen. Ich darf auf diese Stel- 
lungnahmen verweisen, zumal auch die gesamten Probleme im 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung des Deutschen Bundes- 
tages erörtert wurden. Außerdem ist im Hinblick auf die saar- 
ländischen Bezieher französischer Renten noch einmal auf das 
Sozialversicherungs-Angleichungsgesetz Saar vom 15. Juli 1963 
(BGBl. I S. 402) hinzuweisen, wonach den saarländischen Rent- 
nern der Unterschiedsbetrag zwischen französischen und deut- 
schen Renten gewährleistet wird, wenn die französische Ver- 
gleichsrente niedriger als die entsprechende deutsche Rente ist. 
Wegen des Problems der vierteljährlichen Rentenzahlung an die 
im Saarland wohnenden Bezieher französischer Renten hat sich 
Minister Arendt mehrfach an den französischen Arbeitsminister, 
Herrn Boulin, gewandt. Er hat dabei immer wieder auf die 
Wichtigkeit hingewiesen, welche die Bundesregierung dieser 
Sache beimißt. Dabei gehe ich davon aus, daß auch dem Nach- 
folger von Herrn Boulin, Minister Edgar Faure, diese Angele- 
genheit nahegelegt wird. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


141. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Zahl der 
Kiechle Feldjäger um ein Viertel herabzusetzen, ob- 

wohl die Disziplin der Soldaten in zunehmen- 
dem Maße eher eine Vermehrung geboten er- 
scheinen läßt, was jeder Fahrgast der Deut- 
schen Bundesbahn bestätigen wird, der regel- 
mäßig mit aus dem Wochenendurlaub zurück- 
kehrenden Soldaten, die ihre Wehrpflicht ab- 
leisten, in einem Zug fahren muß, und wie will 
die Bundesregierung — bejahendenfalls — 
Ausbildung und Wirksamkeit der Feldjäger- 
truppe auf dem gegenwärtigen Stand halten 
bzw. erhöhen? 
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Antwort des Staatssekretärs Fingerhut 
vom 22. August 1972 

Es trifft zu, daß im Zuge von Rationalisierungsmaßnahmen im 
Organisationsbereich des Heeres eine zahlenmäßige Verringe- 
rung der Feldjägertruppe eingeleitet wurde. Doch wird sie nicht 
25°/o , sondern knapp 14° o betragen und nicht zu einer verminder- 
ten, sondern verbesserten Wirksamkeit des Feldjägerdienstes 
fuhren. 

Das für diese Neuordnung der Feldjägertruppe entwickelte Kon- 
zept wird durch zweckmäßigere Zusammenfassung und Gliede- 
rung von Verbänden, Einheiten und Teileinheiten zu wirtschaft- 
licheren Betriebsabläufen und zu erheblichen Einsparungen im 
administrativen Bereich führen. Vor allem durch die Entlastung 
von allgemeinen Verwaltungs- und Versorgungsaufgaben wird 
so trotz der nominellen Verringerung des Gesamtumfanges 
gleichzeitig die Zahl der im eigentlichen Feldjägerdienst einge- 
setzten Soldaten um mehr als 30°/o vermehrt, die Anzahl der 
Streifen von 410 auf 720 erhöht und damit ein äußerst rationeller, 
in der Wirkung verbesserter Einsatz des Feldjägerdienstperso- 
nals herbeigeführt werden 

Die Neuordnung befindet sich z. Z. in der Phase der Durchfüh- 
rung. 

Eine weitere Erhöhung soll durch flankierend eingeleitete Mo- 
dernisierung der Ausbildung erzielt werden. Diese soll — ins- 
besondere durch stärkere Berücksichtigung pädagogisch-psycho- 
logischer Erkenntnisse — zu einer den derzeitigen und zukünfti- 
gen Erfordernissen in bestmöglicher Weise gerecht werdenden 
Vorbeieitung und Durchführung des Feldjägerdienstes hinführen. 

In Ergänzung dieses neuen Feldjägerkonzeptes wurden zur Ver- 
besserung der Disziplin zusätzliche übergreifende Maßnahmen 
eingeleitet. Die zuständigen Truppenkommandeure wurden an- 
gewiesen, in Wahrnehmung ihrer Verantwortung für die Diszi- 
plin der ihnen unterstellten Soldaten in vermehrtem Umfang 
eigene Kräfte zur sinnvollen Entlastung der Feldjägertruppe 
und zur Bildung von Schwerpunkten einzusetzen. 

Die Gesamtheit dieser aufeinander abgestimmten Maßnahmen 
dürfte eine den Gegebenheiten angemessene Wirksamkeit des 
Feldjagerdienstes gewährleisten und die Aufrechterhaltung von 
Disziplin und militärischer Ordnung in den Streitkräften sicher- 
stellen. 


142. Abgeordneter W T elche unabweisbare und rechtlich begründe- 

Dr. Klepsch te Notwendigkeit gemäß Artikel 111 des 

Grundgesetzes sieht die Bundesregierung an- 
gesichts der breiten Streuung der Weißbücher 
1970 und 1971 72 sowie der Veröffentlichung 
im Bulletin vom 1. August 1972, „Verteidi- 
gungspolitische Maßnahmen und Vorhaben — 
eine Zwischenbilanz", eine rund 180-seitige 
Broschüre über die Entwicklung der Bundes- 
wehr in den vergangenen drei Jahren zu er- 
stellen, die in der Zeit des Bundestagswahl- 
kampfs an eine breite Öffentlichkeit ausgelie- 
fert werden soll? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 21. August 1972 

Das Bundesministerium der Verteidigung bereitet zum Ablauf 
der Legislaturperiode einen Rechenschaftsbericht über den neue- 
sten Stand der sicherheitspolitischen Entwicklung und der Ent- 
wicklung der Bundeswehr vor. Dieser in Form einer knapp 
lOOseitigen — nicht 180seitigen — Broschüre gehaltene Bericht 
dient der Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungsfragen und soll 
das Verständnis für die Bundeswehr in der Öffentlichkeit ver- 
tiefen. Für die mit dem Bericht verbundenen Ausgaben trifft 
Artikel 111 Abs. 1 a des Grundgesetzes zu. 

Berichte der hier vorgesehenen Art zum Ende einer Legislatur- 
periode haben auch frühere Bundesregierungen herausgegeben. 
Ich weise auf die unter dem damaligen Bundesminister der Ver- 
teidigung erschienene „Bilanz 1969" hin. 


143. Abgeordneter 

Dr. Klepsch 


Wie hoch sind die Auflage und die Kosten 
dieser Broschüre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 21. August 1972 

Die Auflagenhöhe des Rechenschaftsberichtes liegt bei maximal 
175 000 Exemplaren. Ich bitte Sie um Verständnis dafür, daß 
wegen des noch laufenden Ausschreibungsverfahrens für den 
Druck der Broschüre über die entstehenden Kosten hier keine 
Angaben gemacht werden können. Ich bin aber gern bereit, dies 
zu gegebener Zeit nachzuholen. 


144. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß in Sani- 
Möhring tätsgerätelagern (TerrH) der Bundeswehr stän- 

dig auf Veranlassung der pharmazeutischen 
Industrie bei Eintritt von Verfalldaten große 
Bestände an eingelagertem Blutplasma ver- 
nichtet werden müssen? 


Antwort des Staatssekretärs Fingerhut 
vom 22. August 1972 

Bei den von Ihnen genannten Sanitätsgerätelagern (TerrH) der 
Bundeswehr dürfte es sich um Geräteeinheiten der Reserve- 
lazarettorganisation des Territorialheeres handeln. Diese Geräte- 
einheiten sind - wie auch aktive Einheiten - mit einer sogenann- 
ten „Grundausstattung" ausgerüstet, die das Material enthält, 
das nach menschlichem Ermessen in den ersten Tagen eines Ver- 
teidigungsfalles benötigt wird. In dieser Grundausstattung lagern 
geringe Bestände an Humanalbumin (das ist ein Blutplasma- 
derivat), die nach maximal fünf Jahren Lagerzeit ausgesondert 
und vernichtet werden müssen. Weiter sind größere Mengen von 
Blutersatzflüssigkeiten (z. B. Makrodex) eingelagert, die eben- 
falls in der ersten Phase der Behandlung des Wundschockes Ver- 
wendung finden. Diese Mittel sind bis etwa sieben Jahre lager- 
fähig. Die Aussonderung erfolgt jedoch nicht auf Veranlassung 
der pharmazeutischen Industrie, sondern nach medizinischen 
Gesichtspunkten, die die Verwendungsfähigkeit bestimmen. 
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145. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, die- 
Möhring se Blutplasmabestände in angemessenen Zeit- 

abständen vor Erreichen der Verfalldaten aus- 
zutauschen, sie Krankenhäusern, ADAC u. ä. 
Einrichtungen zum rechtzeitigen Verbrauch zu- 
zuführen, also die Bestände kontinuierlich zu 
erneuern und damit größeren volkswirtschaft- 
lichen Schaden abzuwenden? 

Antwort des Staatssekretärs Fingerhut 
vom 22. August 1972 

Das Verteidigungsministerium ist generell bestrebt, Arzneimittel 
vor Ablauf der Gewährleistungsfrist sowohl bei Katastrophen- 
fällen, bei humanitären Hilfsaktionen, im Rahmen der Aus- 
rüstungshilfe und durch Abgabe an karitative Verbände einer 
zweckentsprechenden Verwendung zuzuführen, als auch über die 
bundeseigene Treuhandgesellschaft VEBEG - Verwertungsgesell- 
schaft mbH mit Sitz in Frankfurt - zugunsten des Bundeshaus- 
haltes zu veräußern. 

Ein im vorigen Jahr mit einer umfangreichen Werbeaktion von 
seiten der VEBEG unternommener Versuch, noch brauchbares 
Sanitätsmaterial bei Krankenanstalten im Bundesgebiet abzu- 
setzen, war von so geringem Erfolg, daß die Wiederholung einer 
derartigen Aktion nicht mehr beabsichtigt ist. Gegen eine Ver- 
äußerung von Arzneimitteln hat sich auch der Verband der Phar- 
mazeutischen Industrie gewandt, der der VEBEG unter anderem 
im Februar 1972 mitteilte: 

„Darüber hinaus würde der von Ihnen beabsichtigte Verkauf von 
nicht unerheblichen Mengen von Arzneimitteln zu einer Störung 
des Arzneimittelmarktes führen, die nicht vertreten werden 
kann." 

Unabhängig von derartigen Bestrebungen werden die Bemühun- 
gen, Arzneimittelvorräte im Rahmen des eigenen Bedarfs in der 
Bundeswehr und durch Abgabe bei humanitären Hilfsaktionen 
zu verwenden, fortgesetzt. Die notwendige Bevorratung für einen 
Verteidigungsfall übersteigt aber den Bedarf in Normalzeiten so 
beträchtlich, daß die Aussonderung und Vernichtung von Arznei- 
mitteln nicht zu vermeiden sein wird. 


146. Abgeordneter Inwieweit trifft die Antwort des Bundesmini- 
Dr. Klepsch sters der Verteidigung auf die Kleine Anfrage 

der CDU/CSU betreffend die Neuordnung der 
Bildung und Ausbildung in der Bundeswehr 
(Drucksache VI/3627), Nummer 8, wonach die 
Kapazität der Heeresunteroffizierschule in 
Aachen für eine verwendungsbezogene Aus- 
bildung der Unteroffiziere stärker genutzt und 
der Ausbildungsauftrag dieser Einrichtung da- 
bei erweitert werden soll, zu, angesichts der 
Tatsache, daß das Heeresamt in Köln mit Be- 
fehl vom 13. März 1972 angeordnet hat, die 
Heeresunteroffizierschule in Aachen mit Wir- 
kung vom 1. Oktober 1972 aufzulösen? 


147. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Klepsch konkret eingeleitet, um die Kapazität und den 

Ausbildungsauftrag der Heeresunteroffizier- 
schulen angesichts der viel zu geringen Zahl 
der Ausbildungsplätze zu erweitern? 


88 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksadle VI/ 38 16 


Antwort des Bundesministers Leber 
vom 6. September 1972 

Das Gutachten der Bildungskominission ist die Grundlage für 
die Neuordnung von Aus-, Fort- und Weiterbildung der Soldaten 
im Heer. Ein wesentliches Ziel dieser Neuordnung ist es, durch 
Straffung und Spezialisierung der bisherigen militärischen und 
fachlichen Ausbildung qualifiziertes Fachpersonal zu gewinnen. 

Die Planung zur Verwirklichung dieser Zielsetzung schloß eine 
Untersuchung der Nutzung bestehender Ausbildungseinrichtun- 
gen ein. Hierzu wurden nach betriebswirtschaftlichen Grund- 
sätzen alle Laufbahn- und Verwendungslehrgänge auf ihre Not- 
wendigkeit hin geprüft. 

Ein Teilergebnis der Untersuchung war, daß waffengattungs- 
ungebundene Unteroffizierlehrgänge nicht mehr erforderlich sind 
und daß damit die ehemals dafür geschaffenen Heeresunter- 
offizierschulen ihre Existenzberechtigung verloren haben. 

Die Neuregelung sieht dementsprechend keine waffengattungs- 
ungebundene Unteroffizierausbildung mehr an „besonderen 
Schulen", sondern Unteroffizier-Grund- und -Aufbaulehrgänge 
an den bestehenden Truppenschulen vor. 

Die an den Truppenschulen hierfür notwendigen zusätzlichen 
Ausbildungskapazitäten müssen durch Umschichtungen gewon- 
nen werden. 

Es wird deshalb in Sonthofen die Ausbildungskapazität der 
Feldjägerschule um die der Heeresunteroffizierschule I erweitert. 
An der künftigen neuen „Schule für Feldjäger und Stabsdienst" 
wird der Unteroffizier-Giund- und -Aufbaulehrgang „Stabs- 
dienst" für alle Truppengattungen durchgeführt. 

In Aachen wird die Ausbildungskapazität der bisherigen Heeres- 
unteroffizierschule II und der Schule der Technischen Truppe I 
vereinigt, um unter Berücksichtigung der Einführung neuer Waf- 
fensysteme auch hier die erforderliche Kapazität für Unteroffizier* 
Grundlehrgänge schaffen zu können. 

Die beiden Heeresunteroffizierschulen werden damit nur nominell 
aufgelöst, de facto bleiben sie Bestandteil neuer, vergrößerter 
Truppenschulen mit einem verbesserten Ausbildungsangebot an 
Unteroffiziere. 


148. Abgeordneter Ist der Bundesminister, für Verteidigung mit 
Cantzier mir der Ansicht, daß das Sportfechten (Florett, 

leichter Säbel, Degen) wegen der hervorragen- 
den Schulung zu geistiger und körperlicher 
Beweglichkeit, wegen der Unabhängigkeit von 
Witterung und wegen des geringen Raumbe- 
darfs eine für die Bundeswehr besonders ge- 
eignete Sportart ist, und wenn ja, ist der Bun- 
desminister für Verteidigung bereit, anzuord- 
nen, daß der Fechtsport an den Sportschulen 
der Bundeswehr bevorzugt gelehrt und daß 
das Sportfechten bei den Offizier- und Unter- 
offizierschulen wie bei jedem Bataillon vor- 
rangig betrieben wird? 
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Antwort des Bundesministers Leber 
vom 6. September 1972 

Die „Allgemeine Sportausbildung" in der Bundeswehr muß in 
erster Linie auf eine Verbesserung der körperlichen Leistungs- 
fähigkeit der Soldaten ausgerichtet sein. Deshalb stehen im ver- 
bindlichen Sportprogramm die konditions- und bewegungsför- 
dernden Sportarten wie Leichtathletik, Schwimmen, Turnen, 
Gymnastik und Spiel im Vordergrund. 

Für eine systematische Ausbildung im Sportfechten müssen kost- 
spielige Ausrüstungen angeschafft und Fechtmeister eingestellt 
werden. Die damit verbundenen Kosten sind sehr hoch. 

Bereits heute können geeignete Soldaten im Rahmen der „Be- 
sonderen Sportausbildung 1 ' im Degenfechten ausgebildet wer- 
den. Das Verfahren für Auswahl und Training ist in der Zentra- 
len Dienstvorschrift ZDv 3/10 „Sport in der Bundeswehr" ge- 
regelt. Entsprechende Lehrgänge werden an der Sportschule der 
Bundeswehr durchgeführt. 

Wehrpflichtige Spitzensportler der Disziplin Fechten werden in 
der Sportfördergruppe Köln-Wahn zusammengezogen, damit sie 
regelmäßig in der Deutschen Fechtschule Bonn trainieren können. 
Ohne die Bedeutung des Sportfechtens zu verkennen, hat die 
Bundeswehr nicht die Absicht und keine Möglichkeit, das Sport- 
programm über den aufgeführten Rahmen hinaus zu erweitern. 


149. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ent- 

Buchstaller Wicklung der außerdienstlichen Verkehrs- 

unfälle von Bundeswehrangehörigen seit der 
Einführung der monatlichen, kostenlosen Fa- 
milienheimfahrt und der Fahrpreisermäßigung 
für Wehrpflichtige auf den Strecken der Deut- 
schen Bundesbahn? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1972 

Die Zahl der bei Kraftfahrzeugunfällen außerhalb des Dienstes 
getöteten Soldaten ist 1971 gesunken, in den ersten acht Mona- 
ten dieses Jahres jedoch wieder erheblich angestiegen. 

Die Auswertung ergibt, daß die Verkehrsunfälle mit mehreren 
Toten in einem Pkw sich nicht mehr überwiegend an Wochen- 
enden, sondern von Montag bis Donnerstag ereignet haben. Dies 
liegt daran, daß die Wehrpflichtigen bei ihren Familienheim- 
fahrten die kostenlosen Fahrten mit der Bundesbahn den Fahrten 
in überfüllten privaten Kraftfahrzeugen vorziehen. Insgesamt 
wurden im ersten Halbjahr 1972 1 185 000 Fahrkarten für Fa- 
milienheimfahrten ausgegeben. Damit hat fast jeder Wehr- 
pflichtige einmal im Monat von diesem Angebot Gebrauch ge- 
macht. 

Die Einführung der kostenlosen Familienheimfahrten hat sich 
somit positiv ausgewürkt. Wenn dennoch die Gesamtzahl der im 
Jahre 1972 bei Kraftfahrzeugunfällen getöteten Soldaten erheb- 
lich angestiegen ist, so ist dies auf die allgemein negative Ent- 
wicklung im gesamten Bundesgebiet und auf die Altersschichtung 
der Soldaten, die in der Masse den besonders gefährdeten Alters- 
gruppen angehören, zurückzuführen. 
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150. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 


Welches Ergebnis erbrachte die vom Parla- 
mentarischen Staatssekretär Berkhan auf die 
mündliche Frage vom Oktober 1971 zugesagte 
Prüfung eines Ausbaus des Wehrgeschicht- 
lichen Museums in Rastatt, zu dem sich die 
Bundesrepublik Deutschland in dem 1968 mit 
dem Lande Baden-Württemberg vereinbarten 
Verwaltungsabkommen verpflichtete, damit 
nach Ablauf von vier Jahren auch der im 
gleichen Verwaltungsabkommen vorgesehene 
gesonderte Nutzungsvertrag bezüglich „wei- 
terer Einzelheiten für die Überlassung der 
Räume" zum Abschluß kommen kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1972 

Uber den weiteren Ausbau des Wehrgeschichtlichen Museums 
Rastatt konnte bislang nicht entschieden werden, weii noch 
nicht feststeht, welche Räume des Schlosses Rastatt dafür end- 
gültig zur Verfügung stehen werden. Dies hängt jetzt davon ab, 
ob im Schloß Rastatt neben dem Museum auch eine Erinnerungs- 
stätte für die deutschen Freiheitsbewegungen eingerichtet wer- 
den kann. 

Diese Überlegungen sind auch der Grund dafür, daß der im 
Verwaltungsabkommen mit dem Land Baden-Württemberg vor- 
gesehene Nutzungsvertrag noch nicht abgeschlossen werden 
konnte. Teile des Nutzungsvertrages, die für den Betrieb des 
Museums in seinem derzeitigen Umfang notwendig sind, werden 
seit 1970 praktiziert. 


Gibt es in den Überlegungen der einschlägig 
verantwortlichen militärischen Leitung beim 
Heer - wenn in der örtlichen Presse geäußerte 
Planungen in dieser Richtung zutreffen - keine 
Ausweichmöglichkeit gegenüber einer gegen 
die Prinzipien der Landschaftspflege versto- 
ßenden Anlage eines Pionierübungsplatzes im 
bekannten Landschaftsschutzgebiet der unter- 
fränkischen „Main-Schleife" auf der Gemar- 
kung der Gemeinde Nordheim im Weichbild 
der „Vogelsburg"? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1972 

Der Neubau der Pioniergarnison in Volkach ist von der Bereit- 
stellung eines Wasserübungsplatzes abhängig. Die Planungen 
dafür laufen bereits seit dem Jahre 1959. Im Anhörungsver- 
fahren nach dem Landbeschaffungsgesetz, bei dem auch die Be- 
lange des Naturschutzes berücksichtigt wurden, hat die Bayeri- 
sche Staatskanzlei dem Vorhaben mit Entschließung vom 3. Ok- 
tober 1960 grundsätzlich zugestimmt. Den Empfehlungen des 
Landes konnte durch geringfügige Grenzverschiebungen weit- 
gehend entsprochen werden. 

Eine anderweitige Platzierung des Wasserübungsplatzes wurde 
in der Vergangenheit auch unter Mitwirkung der Landesbehör- 
den eingehend geprüft; das Ergebnis war jedoch negativ, da 


151. Abgeordneter 

Bauer 

{Würzburg) 
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nur das Gelände nordöstlich der Gemeinde Nordheim die Vor- 
aussetzungen erfüllt, die an einen Wasserübungsplatz für ein 
Pionier-Btl. gestellt werden müssen. Auf die Inanspruchnahme 
des Geländes kann daher bei Realisierung der Pionier-Garnison 
nicht verzichtet werden. 

Die 1963 zurückgestellte Planung der Garnison Volkach ist im 
Jahre 1969 wieder aufgenommen worden. Aus Haushaltsgrün- 
den konnte das Vorhaben bisher nicht verwirklicht werden. Mit 
dem Baubeginn ist jedoch nicht vor 1976 zu rechnen. 


152. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Jung die Tiefflugstrecke Nr. 16 (357°) und die Tief- 

flugstrecke Nr. 17 (285°), die im Raum Landau/ 
Germersheim Zusammentreffen, so zu ver- 
legen, daß möglichst keine Wohngebiete und 
insbesondere die drei großen Krankenhäuser 
Germersheim, Landau und Kandel von Militär- 
flugzeugen nicht mehr überflogen werden? 


153. Abgeordneter Besteht die Möglichkeit, die beiden Tiefflug- 

Jung strecken seitlich so zu begrenzen, daß die 

Fluglärmbelästigung für die drei genannten 
Krankenhäuser auf ein Mindestmaß reduziert 
werden kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1972 

1. In der Bundesrepublik Deutschland wird der militärische 
Tiefflug mit Strahlflugzeugen in zwei Systemen durchgeführt: 

a) In Zusammenarbeit mit dem Bundesminister für Verkehr 
und den Bundesländern sind besondere, dünnbesiedelte 
Gebiete für Flüge in der Mindesthöhe von 250 Fuß (75 m) 
ausgewählt worden. Dazu gehören Schneisen, die diese 
Gebiete miteinander verbinden. Sie sind mit den in Ihrer 
Anfrage angesprochenen Verbindungsstrecken identisch. 

b) über den Gesamtbereich der Bundesrepublik Deutschland 
- von wenigen notwendigen Einschränkungen abgesehen - 
erstreckt sich das 500-Fuß (150-m)-Gebiet mit dieser 
Mindestflughöhe. Es wird weiträumig genutzt, damit sich 
Konzentrationen und damit besonders starke Belastungen 
einzelner Bürger möglichst nicht ergeben. 

Die deutsche Luftwaffe hat für ihre Flugzeugmuster F-104 
(Starfighter) und RF-4 (Phantom) eine Mindesthöhe von 
800 Fuß (240 m) vorgeschrieben. Diese und eine Reihe an- 
derer räumlicher und zeitlicher Betriebsbeschränkungen sollen 
dazu beitragen, die Lärmbelastung der Bevölkerung so ge- 
ring wie möglich zu halten. 

Das Tiefflugsystem 250 Fuß wird z. Z. nur von der Royal Air 
Force genutzt. Das bedeutet: Nur etwa 10% des gesamten 
Tiefflugaufkommens entfallen auf diesen Bereich. 
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2. Wie bereits erwähnt, berücksichtigt das Tiefflugsystem 
250 Fuß weitgehend die Forderung, auf weniger dicht besie- 
delte Gebiete auszuweichen, um Beeinträchtigungen der Be- 
völkerung auf ein Mindestmaß zu beschränken. Diesem Be- 
mühen setzt vor allem die Luftraumstruktur unseres Landes 
deutliche Grenzen. Das wird an den Beispielen der Tiefflug- 
strecken Nr. 16 und 17 klar erkennbar. 

Die Strecke Nr. 16 führt im Westen hart an der Kontroll- 
zone Söllingen und weiter im Norden an der französischen 
Grenze vorbei. Eine Verlagerung nach Osten wird durch die 
Flugplatzschutzzone Karlsruhe, das Stadtgebiet von Karls- 
ruhe, ein Flugbeschränkungsgebiet, ein Fallschirmabsetz- 
gebiet und die Massierung von Kurorten im Nordschwarz- 
wald verhindert. 

Ähnlich verhält es sich mit der Tiefflugstrecke Nr. 17. Sie 
ist in ihrem Westteil von den Kontrollzonen Ramstein/Sem- 
bach und Zweibrücken eingeschlossen. Weiter im Osten 
stehen auf der einen Seite das Fallschirmabsetzgebiet nord- 
westlich Karlsruhe, ein schutzbedürftiges Objekt bei Zaber- 
feld und schließlich die Nähe des Zivilflughafens Stuttgart 
einem Ausweichen entgegen; auf der anderen Seite setzen vor 
allem die Schutzzone Heilbronn und die Kontrollzone Schwä- 
bisch Hall eine Grenze. 

All die erwähnten Tiefflugbeschränkungszonen gelten glei- 
chermaßen für Einsätze in 250, 500 und 800 Fuß. 

3. Die Piloten der NATO-Luftstreitkräfte sind gehalten, Ort- 
schaften nach Möglichkeit zu umfliegen. Aufgrund der hohen 
Geschwindigkeiten der Strahlflugzeuge und wegen ihrer 
großen Kurvenradien lassen sich Überflüge jedoch nicht im- 
mer verhindern. Dies trifft für einzelne Gebäude um so mehr 
zu. Sollte der Luftfahrzeugführer bei der Navigation eine 
derartige Fülle von Einzelobjekten berücksichtigen - er wäre 
angesichts der zahlreichen sonstigen, während des gesamten 
Einsatzes von ihm zu lösenden Aufgaben überfordert. 

4. Tiefflugstrecken haben eine Breite von 1 Seemeile beider- 
seits der Mittellinie. Eben diese Distanz trennt Germersheim 
von der Mittellinie der nächsten Tiefflugstrecke. Bei Landau 
und Kandel beträgt diese Entfernung etwa 2 Meilen. Daher 
und weil - wie bereits angeführt - das System 250 Fuß 
wenig genutzt wird, muß angenommen werden, daß die er- 
wähnten Störungen vom Flugbetrieb in der Mindesthöhe von 
500 bzw. 800 Fuß herrühren, wo es bekanntlich keine Strek- 
kenführung gibt. 

5. Es ist leider nicht möglich - auch nicht bei Anerkennung 
besonderer Lärmschutzbedürftigkeit wie hier im Falle der 
Krankenhäuser -, weitere Beschränkungen in die Tiefflug- 
systeme einzubauen. Die große Zahl der Krankenhäuser, 
Altenheime, Kurorte, Erholungsgebiete und andere mehr, 
die über die ganze Bundesrepublik verteilt liegen, müßte bei 
Einrichtung entsprechender Sperrzonen den Tiefflug zum 
Erliegen bringen. 

In diesem Zusammenhang sollte mit bedacht werden, daß 
die Bundesregierung vertraglich verpflichtet ist, den alliierten 
Streitkräften in unserem Lande ausreichend Übungsmöglich- 
keiten einzuräumen. 
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6. Um sich einen genauen Überblick über den Grad der Lärm- 
belastung zu verschaffen, und um zu überprüfen, ob die 
Störungen das an anderen vergleichbaren Orten festgestellte 
Ausmaß übersteigen, wird die Luftwaffe in der nächsten 
Zeit in Landau, Germersheim, Kandel und Annweiler eine 
Luftraumbeobachtungsübung durchführen. Die Soldaten wer- 
den etwa über einen Zeitraum von 14 Tagen eingesetzt. Sie 
erhalten den Auftrag, sich mit den jeweiligen Gemeinde- 
verwaltungen in Verbindung zu setzen. 

154. Abgeordneter Erkennt die Bundesregierung die Gefährdung, 

Dr, Warnke die für eine wirksame Reservistenarbeit in 

dem besonders reservistenintensiven und 
weitläufigen Oberfranken darin liegt, daß im 
Gegensatz zu allen anderen Verteidigungs- 
bezirkskommandos in der Bundesrepublik 
Deutschland im Verteidigungsbezirkskom- 
mando 67 die Teileinheit „Stabsoffiziere für 
Reservisten" nicht voll besetzt ist, sondern 
nur ein Stabsoffizier für Reservisten einge- 
setzt ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 14. September 1972 

Die Reservistenarbeit hat in allen Verteidigungsbezirkskomman- 
dos, ungeachtet ihrer geographischen Lage, gleichrangige Bedeu- 
tung. Dennoch müssen Schwerpunkte gesetzt und die Stellen- 
pläne der Territorialen Kommando-Behörden/Dienststellen sehr 
genau gegeneinander abgewogen werden, weil durch den Haus- 
halt Grenzen gesetzt sind, die eine Besetzung aller Stellen nicht 
erlauben. In der Vergangenheit mußte dabei der gegenüber 
anderen Verteidigungsbezirkskommandos erheblich geringeren 
Auslastung des Verteidigungsbezirkskommandos 67 Rechnung 
getragen werden. 

Inzwischen wird an der Verwirklichung der Reservistenkonzep- 
tion von 1971 weiter gearbeitet. U. a. ist z. Z. die Übernahme der 
Allgemeinen Reservistenarbeit durch den Verband der Reser- 
visten der Deutschen Bundeswehr e. V. in vollem Gange. Auch 
im Bereich des Verteidigungsbezirkskommandos 67 ist bereits 
eine von zwei vorgesehenen hauptamtlichen Organisationsleiter- 
stellen des Verbandes der Reservisten der Deutschen Bundes- 
wehr e. V. besetzt worden. Die im Laufe 1973 zu erwartende End- 
phase der Übernahme wird dann zu einer erheblichen Entlastung 
der Stabsoffiziere/Hauptfeldwebel für Reservisten führen. Im 
Zuge dieser Entwicklung wird sich die Situation im Verteidi- 
gungsbezirkskommando 67 laufend verbessern. Für eine Gefähr- 
dung der Reservistenarbeit im Bereich Oberfranken liegen keine 
Hinweise vor. 

155. Abgeordneter Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, da- 

Dr. Warnke mit die Wirksamkeit der Reservistenarbeit im 

Verteidigungsbezirkskommando 67 sicherge- 
stellt wird, insbesondere wenn man berück- 
sichtigt, daß selbst die vollbesetzten Vertei- 
digungsbezirkskommandos in der Teileinheit 
„Stabsoffiziere für Reservisten" als überbe- 
lastet gelten und auf Grund entsprechender 
Befehle zu keinerlei Sonder- und Nebendien- 
sten eingesetzt werden dürfen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 14. September 1972 

Im Rahmen der Neuordnung der Territorialen Koinmando-Behör- 
den/Dienststellen ist im Laufe eines mehrjährigen Überprüfungs- 
prozesses am 26. /27. Juni 1972 auch das Verteidigungsbezirks- 
kommando 67 erfaßt, die entsprechende Stärke- und Aus- 
rüstungsnachweisung (STAN) am 26. Juli 1972 mit der Haushalts- 
abteilung verhandelt worden. 

Die Prüfgruppe Heer hat in Abstimmung mit dem Territorial- 
kommando Süd und dem Wehrbereichskommando VI hierbei 
dem Verteidigungsbezirkskommando 67 die volle Reservisten- 
komponente zugestanden [1 StOffzRes (A 13/14), 1 HFwRes 
(A 8/9)]. Damit ist in der STAN die Voraussetzung für den bisher 
im Verteidigungsbezirkskommando 67 fehlenden Dienstposten 
geschaffen. 

Obwohl die Neuordnung erst zum 1 Oktober 1973 wirksam 
wird, kann eine vorzeitige Öffnung dieser Stelle im Organisa- 
tion- und Stellenplan geprüft werden. Das Verteidigungs- 
bezirkskommando 67 ist angewiesen, auf dem Dienstweg einen 
entsprechend begründeten Antrag vorzulegen. 

In der gleichen Sache hat auch Herr Kollege Möhring mit Schrei- 
ben vom 31. Juli 1972 Sorgen geäußert. Ich habe Herrn Kollegen 
Möhring in ähnlichem Sinn geantwortet. 


156. Abgeordneter Welche Pläne bestehen bei der Bundesregie- 
Lenzer rung bezüglich Ausbau, Neubau usw. von 

Standortübungsplätzen in Wetzlar und Her- 
bornseelbach (Dillkreis), und wie beurteilt sie 
die augenblicklich herrschende Situation? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1972 

Im Standort Wetzlar verfügt die Bundeswehr derzeit über zwei 
Standortübungsplätze in Größe von 184 ha und 119 ha, mithin 
über insgesamt 303 ha Übungsgelände. Auf dem Gelände wurden 
fünf Kilometer Übungsplatzstraßen angelegt. Da nach der Bele- 
gung des Standortes ein Bedarf von 800 ha Übungsgelände 
besteht und die vorhandenen Übungsplätze nicht erweitert wer- 
den können, wird angestrebt, einen dritten Übungsplatz in Größe 
von ca, 500 ha anzulegen. Dem Plan, hierfür ein nördlich von 
Wetzlar zwischen Großaltenstädten-Hohensolms-Blasbach und 
Bechlingen gelegenes Gelände zu beschaffen, hat das Land Hes- 
sen aus Gründen des Landschaftsschutzes und der Forst- und 
Wasserwirtschaft widersprochen. Die regionale Planungsgemein- 
schaft Mittelhessen hat vorgeschlagen, statt dessen ein südlich 
von Wetzlar zwischen Volpertshausen-Vollnkirchen-Cleeberg 
und Oberwetz gelegenes Gelände zu nutzen. Es wird zur Zeit 
geprüft, ob sich dieses Gelände für Übungszwecke eignet. 

In Herbornseelbach steht der Bundeswehr bei einem Bedarf von 
150 ha nur ein Übungsgelände von 56 ha zur Verfügung. Dieses 
Gelände, auf dem keine Ausbaumaßnahmen durchgeführt wor- 
den sind, ist durch Gestattungsvertrag für militärische Übungs- 
zwecke sichergestellt. Da es wegen seiner Lage nicht erweitert 
werden kann, ist es erforderlich, einen neuen Standortübungs- 
platz anzulegen. Hierfür ist, ein Gelände bei Siegbach-Oberndorf 
vorgesehen, das überwiegend aus Weideland und Hutungsflächen 
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besteht. Nach Auffassung der Bundeswehr kann es ohne wesent- 
liche Beeinträchtigung ziviler Belange als militärisches Ubungs- 
gelände genutzt werden. Das nach dem Landbeschaffungsgesetz 
erforderliche Raumordnungsverfahren wurde am 17. Februar 
1971 bei der Landesregierung eingeleitet. Die hierbei aus dem 
zivilen Bereich vorgebrachten Einwände gegen die Landbeschaf- 
fungsmaßnahme werden derzeit geprüft. Die abschließende Stel- 
lungnahme der Landesregierung liegt daher noch nicht vor. 


157. Abgeordneter Trifft es zu, und wenn ja, hält die Bundesre- 

Gottesleben gierung es für tragbar, daß Erziehungsberech- 

tigte, eher noch die Erziehungsverantwort- 
lichen, von Wehrdienstverweigerern bis hin 
zu Sympathisanten und gar Mitgliedern mit 
kriminellen Delikten belasteter sog. oppositio- 
neller Randgruppen in den Streit- und Sicher- 
heitskräften und ihren Behörden Führungs- 
aulgaben wahrnehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1972 

Die Inanspruchnahme des Grundrechts auf Kriegsdienstverweige- 
rung darf dem Betroffenen nicht angelastet werden. Demzu- 
folge kann auch nicht daran gedacht werden, die Eignung von 
Erziehungsberechtigten, deren Söhne von diesem Grundrecht Ge- 
brauch machen, für Führungsaufgaben in den Streitkräften in 
Frage zu stellen. 


158. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung gegebenenfalls 

Gotiesleben darin nicht ganz erhebliche Sicherheitsrisiken, 

und ist Vorsorge getroffen, solche Risiken aus- 
zuschließen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1972 

Sofern Personen in Führungsfunktionen der Streitkräfte in enger 
häuslicher Gemeinschaft mit Kriminellen oder politisch Radi- 
kalen leben, wird nach Lage des Einzelfalles sorgfältig geprüft, 
ob sich aus diesem Umstand ein Sicherheitsrisiko für die Bun- 
deswehr ergibt. 

159. Abgeordneter Treffen Meldungen niedersächsischer Zeitun- 

Würtz gen zu, daß die Schwimmhalle der Bundes- 

wehr in der Garnisonstadt Munster nur des- 
halb nicht benutzt werden konnte, weil ein 
Schwimmeister nach den geltenden Richtlinien 
der Angestelltenbesoldung nicht zu finden 
war? 


160. Abgeordneter Hält es das Bundesministerium der Verteidi- 
Würtz gung für vertretbar, entweder eine Schwimm- 

halle — die mit einem Kostenaufwand von 
2,6 Millionen DM erbaut worden ist — meh- 
rere Monate, wie in der Presse berichtet 
wurde, nicht zu benutzen oder eher eine an- 
gemessene Vergütung für einen Schwimm- 
meister zu bezahlen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 14. September 1972 

Das im Juni 1972 der Bundeswehr übergebene Hallenschwimm- 
bad in Munster wurde Ende August 1972 in Betrieb genommen. 
Grund für diese Verzögerung war, daß der Dienstposten des 
Schwimmeisters nicht besetzt werden konnte, da der hierfür vor- 
gesehene Bewerber eine höhere Vergütungsgruppe forderte, als 
sie für Schwimmeister im Bundesangestelltentarifvertrag vorge- 
sehen ist. Darüber hinaus zog er nach Genehmigung der von ihm 
geforderten übertariflichen Bezahlung — für die die Zuständig- 
keit des Bundesministeriums der Verteidigung nicht gegeben ist 
— seine Bewerbung wegen des mit der Tätigkeit verbundenen 
Schichtdienstes zurück. 

Der Bundesminister der Verteidigung bedauert die Verzögerung 
der Inbetriebnahme des Schwimmbades. Er ist jedoch an die 
tarifrechtlichen Vorschriften gebunden. 

Abschließend darf ich Ihnen mitteilen, daß die Standortverwal- 
tung Munster bereits im Jahre 1971 den Dienstposten des 
Schwimmeisters für das Hallenschwimmbad ausgeschrieben hat. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


161. Abgeordneter Trifft es zu, daß bei verschiedenen Pop-Festi- 
Dr. Fuchs vals zahlreiche Fälle von Drogenmißbrauch, 

so bei dem Festival auf der Insel „Grün" schon 
am ersten Tag 250 Fälle — davon 40 kranken- 
hausreif - — und beim Würzburger Festival 
122 Festnahmen, festgestellt wurden? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 14. August 1972 

Es trifft zu, daß bei den genannten Veranstaltungen „Drogen- 
zwischenfälle" und Festnahmen wegen Verstoßes gegen das 
Betäubungsmittelgesetz festzustellen waren. Ohne diese Vor- 
fälle verharmlosen zu wollen, müssen die von Ihnen genannten 
Zahlen jedoch auch im Zusammenhang mit der Zahl der Teilneh- 
mer an den Veranstaltungen gesehen werden. Die Teilnehmer- 
zahl an dem Festival auf der Jnsel „Grün" wird mit 100 000 Per- 
sonen geschätzt. Die Veranstaltung ging über drei Tage. Die 
350 Drogenzwischenfälle betrafen also 0,35°/o oder auf den Tag 
berechnet etwa 0, 10 (, /o der Teilnehmer. Von den Krankenhaus- 
fällen, es waren 78, betrafen 9 Drogennotfälle. 

Die für das Festival in Würzburg genannten Festnahmen sind auf 
geschätzte 30 bis 40 000 Teinehmer zu beziehen und betrafen 
dann ebenfalls 0,3 bis 0,4°/o der Teilnehmer. 
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162. Abgeordneter Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, 
Dr. Fuchs um angesichts so schwerwiegender gesund- 

heitlicher, seelischer und geistiger Gefährdun- 
gen zumeist jugendlicher Menschen diese ge- 
setzwidrigen Mißstände bei den Pop-Festivals 
zu beseitigen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 14. August 1972 

Die Bundesregierung wird die gemachten Erfahrungen über die 
Drogenbeauftiagten der Länder den Innenministern der Länder 
mit der Bitte unterbreiten, dafür Sorge zu tragen, daß in Zukunft 
im Interesse des Schutzes der anreisenden Jugendlichen eine Er- 
laubnis für ähnliche Veranstaltungen von den zuständigen Behör- 
den nur dann erteilt wird, wenn sichergestellt ist, daß sich ähn- 
liche Vorfälle nicht wiederholen. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung ist dies bei richtiger Anwendung der bestehenden 
Gesetze (Gewerbeordnung und Polizeiverwaltungsgesetze) 
durchaus möglich. 


163. Abgeordneter Welche Möglichkeiten hat die Bundesregie- 

Dr. Slotta rung, gegen Hersteller von verbraucherfeind- 

lichen und gesundheitsschädigenden Produkten 
wie „Strahler 70" (Biendax) und „ultra-weiß" 
(Colgate-Palmolive) vorzugehen, durch die - 
nach einer vom „Spiegel", Nr. 29, Seite 93, 
zitierten Untersuchung von Dr. Hermann Mei- 
ners (Münster) - „Zahnfüllungen, Prothesen 
und Zahnersatz aus Kunststoff . . . nicht nur 
optisch verändert, sondern chemisch angegrif- 
fen . . . und zum Teil aufgelöst" werden? 

Antwort des Bundesministers Frau Strobel 
vom 22. August 1972 

Die zitierte Veröffentlichung in der Zeitschrift „Der Spiegel" 
beruht auf Feststellungen von Herrn Dr. Meiners (Münster), über 
die er anläßlich eines Zahnärztekongresses in Tübingen berichtet 
hat. Die Befunde, die nach meiner Kenntnis noch nicht nach- 
geprüft worden sind, sollen in einem der nächsten Hefte der 
„Deutschen Zahnärztlichen Zeitschrift" veröffentlicht werden. Ich 
habe das Bnndesgesundheitsamt beauftragt, der Angelegenheit 
nachzugehen. Sollte es dabei zu dem Ergebnis gelangen, daß die 
genannten Zahnputzmittel geeignet sind, bei bestimmungsgemä- 
ßen oder vorauszusehendem Gebrauch die menschliche Gesund- 
heit durch ihre Bestandteile zu schädigen, würde die Vorschrift 
des § 3 Nr. 2 des Lebensmittelgesetzes eingreifen, nach der es 
verboten ist, derartige Mittel herzustellen oder in den Verkehr 
zu bringen. In einem solchen Fall werde ich die. für den Vollzug 
des Gesetzes zuständigen obersten Landesgesundheitsbehörden 
unverzüglich unterrichten, damit diese die notwendigen Maß- 
nahmen ergreifen können. 


164. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob über an- 
Löffler dere europäische Länder Fleisch aus Afrika 

oder Asien eingeführt worden ist, das nicht 
den lebensmittelrechtlichen Bestimmungen in 
der Bundesrepublik Deutschland entspricht? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 16. August 1972 

Der Bundesregierung ist bisher nicht bekannt geworden, daß 
über andere europäische Länder Fleisch aus Afrika oder Asien 
eingeführt worden ist, das nicht den fleischbeschau- und lebens- 
mittelrechtlichen Vorschriften entspricht. 


165. Abgeordneter Wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung zu 
Löffler unternehmen, um solche Fleischimporte künf- 

tig zu verhindern? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 16. August 1972 

Die Antwort ergibt sich aus der Erklärung zur vorhergehenden 
Frage. 


Aus welchen Gründen will die Bundesregie- 
rung den bisher gewährten Zuschuß von 
75 000 DM zu den laufenden Kosten der Ge- 
schäftsordnung an den Bundesverband für 
spastisch Gelähmte und andere Körperbehin- 
derte e. V. nicht mehr gewähren, und ist die 
Bundesregierung im Hinblick auf die bisherige 
wertvolle Arbeit dieses Verbands zur Ver- 
besserung der Lage der Behinderten bereit, 
ihre Absicht nochmals zu überprüfen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 28. August 1972 

Die von Ihnen gestellte Frage ist bereits Gegenstand einer Fragt 1 
des Abgeordneten Hussing gewesen. Ich darf insoweit auf meine 
schriftliche Antwort für die Fragestunde des Deutschen Bundes- 
tages am 26. 28. April 1972 (Stenographischer Bericht über die 
184. Sitzung des Deutschen Bundestages, S. 10803) verweisen: 

,Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat den Bundesverband für spastisch Gelähmte und andere 
Körperbehinderte in Düsseldorf darüber unterrichtet, daß die 
Gewährung von Bundeszuschüssen zur Geschäftsführung dieses 
Verbandes künftig nicht mehr möglich ist. Das Bundesministe- 
rium für Jugend, Familie und Gesundheit folgt damit den stän- 
digen Forderungen des Deutschen Bundestages und des Bundes- 
rechnungshofes, die Förderung von Einzelverbänden zugunsten 
einer verstärkten Förderung des Dachverbandes - hier also der 
Bundesarbeitsgemeinschaft „Hilfe für Behinderte" - einzustellen. 
Auf diese Weise soll vor allem eine unwirtschaftliche Zersplit- 
terung der für derartige Zwecke nur sehr begrenzt zur Ver- 
fügung stehenden Haushaltsmittel auf eine Vielzahl von Ein- 
zelverbänden (es kommen hier über 16 in Betracht) vermieden 
werden. 

Durch eine Konzentration auf den Dachverband soll umgekehrt 
erreicht werden, daß Aufgaben, die ihrer Natur nach oder 
wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung alle Behindertenver- 
bände gleichermaßen berühren, zweckmäßiger und wirksamer 
wahrgenommen werden können. Zugleich wird hierdurch ge- 
währleistet, daß allen Verbänden finanzielle Hilfen des Bundes 


166. Abgeordneter 

Pfeifer 
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zugute kommen. Mit Ausnahme des Bundesverbandes für 
spastisch Gelähmte und andere Körperbehinderte haben sich 
alle in Betracht kommenden Verbände diesen Überlegungen 
nicht verschlossen. 

Ich darf abschließend noch darauf hinweisen, daß Einzelprojekte 
der Verbände von dieser Regelung selbstverständlich nicht be- 
rührt werden.' 

Ergänzend hierzu teile ich mit, daß dem Bundesverband für 
spastisch Gelähmte und andere Körperbehinderte in der Zwi- 
schenzeit Mittel in Höhe von 30 000 DM als Abschlag auf einen 
Zuschuß von voraussichtlich 80 000 DM für die Förderung von 
Einzelprojekten im Haushaltsjahr 1972 bewilligt wurden. 

Bei dieser Sachlage sehe ich keine Möglichkeit, die Frage der 
institutioneilen Förderung des Verbandes nochmals zu über- 
prüfen. 


167. Abgeordneter Warum erhalten deutsche Staatsangehörige, 
Mursch die im Ausland leben, kein Kindergeld? 

(Soltau-Harburg) 

Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 8. September 1972 

Nach § 1 Abs. 1 des Bundeskindergeldgesetzes (BKGG) wird 
Kindergeld nur Eltern gezahlt, die einen Wohnsitz oder ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
haben. Dieser Grundsatz, der unabhängig von der Staatsange- 
hörigkeit der Eltern gilt, entspricht dem im Sozialrecht weithin 
anerkannten Territorialitätsprinzip; er ist auch im ausländischen 
Kindergeldrecht anerkannt. Ausnahmen von ihm gibt es auf 
Grund von Rechtsverordnungen der Bundesregierung (§ 1 Abs. 2 
BKGG) und auf Grund von zwischen- oder überstaatlichen Rege- 
lungen für Eltern, die im Geltungsbereich des Bundeskinder- 
geldgesetzes - insbesondere als Arbeitnehmer - erwerbstätig 
sind. 

Die Abgrenzung nach dem Wohnsitzprinzip beruht auf dem Ge- 
danken, daß ein sozialpolitisches Bedürfnis, die Familien durch 
die Zahlung von Kindergeld - also aus Bundesmitteln - zu ent- 
lasten, nur gegenüber Familien besteht, die der Bundesrepublik 
auch wirtschaftlich zugeordnet sind, insbesondere zum Sozial- 
produkt der Bundesrepublik beitragen, das die wirtschaftliche 
Grundlage für Kindergeldzahlungen ist. Eine Familie ist der 
Bundesrepublik im allgemeinen nur dann wirtschaftlich zuge- 
ordnet, wenn die Eltern hier einen Wohnsitz oder ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt haben. Die Eltern, die diese Voraussetzung 
nicht erfüllen, gehen in der Regel im Ausland einer Erwerbs- 
tätigkeit nach und tragen somit zur Bildung des ausländischen 
Sozialprodukts bei. Sie sind daher der ausländischen Wirtschafts- 
und Sozialordnung zugeordnet, so daß kein hinreichender Grund 
besteht, sie in die Kindergeldregelung der Bundesrepublik ein- 
zubeziehen. 


168. Abgeordneter Trifft es zu, daß eine Novellierung des deut- 
Mursch sehen Arzneimittelgesetzes mit dem Ziel beab- 

(Soltau-Harburg) sichtigt ist, in Zukunft nicht nur jedes neue 
Arzneimittel einer - sicher notwendigen - 
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analytischen, pharmakologisch-toxikologischen 
(im Tierversuch) und klinischen Prüfung zu 
unterziehen, sondern auch die altbewährten 
Naturheilmittel, deren Wirksamkeit und Un- 
schädlichkeit am Menschen seit langem be- 
kannt sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 5. September 1972 


Es ist richtig, daß eine Novelle zum Arzneimittelgesetz erarbeitet 
worden ist. Danach dürfen Arzneispezialitäten, die nach Inkraft- 
treten dieser Novelle in den Verkehr gebracht werden, nur noch 
in das Spezialitätenregister eingetragen werden, wenn für sie 
der Nachweis der Wirksamkeit und Unschädlichkeit geführt wird. 
Grundsätzlich muß dieser durch Unterlagen und Prüfungen analy- 
tischer, pharmakologisch-toxikologischer und klinischer Art er- 
bracht werden, soweit diese Prüfungen nach dem jeweiligen 
Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse zur Beurteilung der 
Arzneispezialität notwendig sind. Auf die Vorlage solcher Prü- 
fungsunterlagen kann verzichtet werden, wenn sich nach Zusam- 
mensetzung, Dosierung, Darreichungsform und Anwendungsge- 
biet der Arzneispezialität die Wirksamkeit und Unschädlichkeit 
vorhersehen läßt. In diesem Falle soll der Nachweis durch wissen- 
schaftliche Arbeiten ausreichen. Diese Erleichterung des Nach- 
weises soll insbesondere den naturheilkundlichen Arzneimitteln 
zugute kommen. 

Arzneispezialitäten, die bei Inkrafttreten dieser Novelle in das 
Spezialitätenregister eingetragen sind und Arzneispezialitäten 
nach § 54 des Arzneimittelgesetzes (Alt-Spezialitäten) sollen von 
diesen Vorschriften nicht betroffen werden. Bei diesen verbleibt 
es insoweit bei der bestehenden Rechtslage. 

Allerdings ist zur Verwirklichung eines gemeinsamen Marktes 
für Arzneimittel innerhalb der Europäischen Gemeinschaft vorge- 
sehen, daß auch die bereits im Verkehr befindlichen Arzneispezia- 
litäten innerhalb eines angemessenen Zeitraumes den Nachweis 
der Wirksamkeit und Unschädlichkeit erbringen müssen. Die be- 
sonderen Bemühungen der Bundesregierung sind hier darauf 
gerichtet, die Vorschriften über diesen Nachweis so zu gestalten, 
daß altbewährte Naturheilmittel nicht aus dem Arzneimittel- 
schatz verschwinden. Jedenfalls soll dabei sichergestellt werden, 
daß ein Nachvollzug der pharmakologisch-toxikologischen und 
klinischen Prüfungen nicht erforderlich ist, sondern daß wissen- 
schaftliche Gutachten insoweit ausreichen. 


169. Abgeordnete Da mit Beginn der Leistungen des Bundesaus- 
Frau Eilers bildungsförderungsgesetzes am 1. Oktober 

1971 die Leistungen nach dem Zweiten Wohn- 
geldgesetz für Studenten weitgehend einge- 
stellt worden sind, frage ich, ob die dadurch 
eingetretene Verschlechterung der wirtschaft- 
lichen Lage dieser Studenten inzwischen be- 
seitigt ist und auf welche Weise dies erreicht 
wurde? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 4. September 1972 

Mit Rundschreiben vom 4. April 1972 hat der Bundesminister für 
Städtebau und Wohnungswesen den zuständigen Ländermini- 
stern eine geänderte Fassung der das Verhältnis von Ausbil- 
dungsförderung und Wohngeld betreffenden Verwaltungsvor- 
schriften zum Zweiten Wohngeldgesetz übersandt und gebeten, 
danach zu verfahren. Nach diesen Vorschriften ist ein Wohn- 
geldanspruch künftig nur ausgeschlossen, wenn der Auszu- 
bildende (als Empfänger von Ausbildungsförderung) allein- 
stehend ist oder wenn alle zum Haushalt rechnenden Familien- 
mitglieder Ausbildungsförderung nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz erhalten. In den übrigen Fällen hat der Aus- 
zubildende entweder als Haushaltsvorstand einen eigenen An- 
spruch auf Wohngeld oder er wird bei dem wohngeldberech- 
tigten Haushaltsvorstand als Familienmitglied berücksichtigt. 

Für die Fälle, in denen Aufwendungen für die Unterkunft 
von Auszubildenden nach dem Zweiten Wohngeldgesetz nicht 
berücksichtigt werden können, ist in den Verwaltungsvorschrif- 
ten zum Bundesausbildungsförderungsgesetz folgende Regelung 
getroffen: 

a) Grundsätzlich werden Kosten für die Unterkunft, soweit sie 
bestimmte, nach Ausbildungsarten unterschiedliche Beträge 
übersteigen, zu 75 v. H. als besondere Aufwendungen zusätz- 
lich geleistet, jedoch höchstens ein Betrag von 45 DM monat- 
lich. 

b) Zur Wahrung des Besitzstands wird Auszubildenden, die für 
den Monat September 1971 Leistungen nach dem Zweiten 
Wohngeldgesetz erhalten haben und solche Leistungen nicht 
mehr erhalten, innerhalb desselben Ausbildungsabschnitts als 
Ausbildungsförderung zusätzlich ein Betra.g in Höhe des für 
den Monat September 1971 bewilligten Wohngelds abzüglich 
20 DM, höchstens jedoch ein Betrag in Höhe der tatsächlichen 
Aufwendungen für die Unterkunft einschließlich der Neben- 
kosten abzüglich 20 DM geleistet. Die Leistung nach b) kommt 
nur in Betracht, wenn sie günstiger ist als die Leistung 
nach a). 

Durch diese aufeinander abgestimmten Regelungen des Zweiten 
Wohngeldgesetzes und des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes, die rückwirkende Geltung haben, ist die anfänglich einge- 
tretene Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage von Studenten 
beseitigt. 


170. Abgeordnete Da der Wegfall des Wohngeldes besonders bei 
Frau Eilers verheirateten Studenten zu einer schwierigen 

Lage geführt hat, frage ich, wodurch sicher- 
gestellt ist, daß der Wohnungsbedarf dieser 
Studentenfamilien gedeckt wird? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 4. September 1972 

r 

Für verheiratete Studenten gilt die bereits zur vorhergehen- 
den Frage dargestellte Regelung in gleicher Weise. Sofern beide 
Ehegatten Studenten sind und Ausbildungsförderung erhalten, 
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werden beiden die im Rahmen des Bundesausbildungsförderungs- 
gesetzes vorgesehenen besonderen zusätzlichen Aufwendungen 
für die Unterkunft geleistet. Ist jedoch einer der Ehegatten nicht 
Student und erhält er deshalb keine Ausbildungsförderung, so 
besteht ein Anspruch auf Wohngeld nach dem Zweiten Wohn- 
geldgesetz. Dasselbe gilt auch, wenn zwar beide Ehegatten Stu- 
denten sind und Ausbildungsförderung erhalten, aber zum Haus- 
halt noch ein Kind rechnet. Im Falle der Wohngeldleistung wer- 
den je nachdem, ob der Ausbildungsförderung beziehende Ehe- 
gatte im ehelichen Haushalt oder vorübergehend außerhalb des 
ehelichen Haushalts lebt, 60 bzw. 40 v. H. seines Forderungs- 
betrages zum Familieneinkommen gerechnet. 


171. Abgeordneter Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
Dasch einleiten, um die Prüfung homöopathischer 

bzw. naturheilkundlicher Arzneimittel nach 
den neuen gesetzlichen Bestimmungen und 
Verordnungen zu ermöglichen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 8. September 1972 

In der Novelle zum Arzneimittelgesetz, die z. Z. vorbereitet 
wird, ist vorgesehen, daß Arzneispezialitäten, die nach Inkraft- 
treten dieser Novelle neu in den Verkehr gebracht werden, 
in das Spezialitätenregister nur dann eingetragen werden dür- 
fen, wenn für sie der Nachweis der Unschädlichkeit und Wirk- 
samkeit erbracht ist. Auf die Vorlage dieser Prüfungsunterlagen 
kann verzichtet werden, wenn sich nach Zusammensetzung, 
Dosierung, Darreichungsform und Anwendungsgebiet der Arznei- 
spezialität die Wirksamkeit und Unschädlichkeit vorhersehen 
lassen. In diesem Falle soll der Nachweis durch wissenschaft- 
liche Arbeiten ausreichen. Diese Erleichterung des Nachweises 
soll insbesondere den naturheilkundlichen Arzneimitteln zu- 
gute kommen. Für Arzneispezialitäten, die bereits im Verkehr 
sind, sieht die Novelle keinen nachträglichen Nachweis der Wirk- 
samkeit und Unschädlichkeit vor. 


172. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß unvoll- 
Dr. Evers ständige Familien mit nur einem Elternteil im 

Rahmen der Ausbildungsförderungshilfe da- 
durch benachteiligt werden, daß Alleinstehen- 
de nur einen Betrag von 6000 DM + 600 DM 
für das auszubildende Kind absetzen können, 
während Familien mit zwei Elternteilen 
9600 DM absetzen dürfen, und daß dadurch 
Kinder gut verdienender Eltern höhere Bei- 
hilfen nach dem Ausbildungsförderungsgesetz 
erhalten, als Kinder von Alleinstehenden, und 
daß die Forderungsbeträge noch steigen, wenn 
die Eltern durch den Erwerb von Grundbesitz 
das bereinigte Einkommen durch Absetzungen 
zu verringern in der Lage sind, und welche 
konkreten Schritte beabsichtigt die Bundesre- 
gierung, um diesem unbefriedigenden Zustand 
abzuhelfen? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 15. September 1972 

Die Höhe des anrechnungsfreien Betrags vom Einkommen der 
Eltern des Auszubildenden bestimmt sich nach der Zahl der 
Personen, deren Lebensunterhalt aus diesem Einkommen zu 
decken ist (§ 25 des Bundesausbildungsförderungsgesetzes- 

BAföG). Danach ist es sachlich geboten, für einen alleinstehenden 
Elternteil einen geringeren Betrag von seinem Einkommen an- 
rechnungsfrei zu stellen als für die beiden Elternteile, die ver- 
heiratet sind und nicht dauernd getrennt leben, von deren Ge- 
samteinkommen. Ein Vergleich der beiden Monatsbeträge 
(500 DM für den alleinstehenden Elternteil, 800 DM für das 
Elternpaar) zeigt, daß der alleinstehende Elternteil nicht benach- 
teiligt ist. 

Nach § 25 Abs. 4 BAföG wird ein bestimmter Vomhundertsatz 
des Elterneinkommens, das die Grundfreibeträge übersteigt, 
zusätzlich anrechnungsfrei gestellt. Der Vomhundertsatz beträgt 
40 sowohl bei dem alleinstehenden Elternteil wie dem Elternpaar. 
Diese Regelung ist für den alleinstehenden Elternteil gerade 
bei einem höheren Einkommen vorteilhaft. 

Die Möglichkeit, besonderen Belastungen des Einkommensbe- 
ziehers - entsprechend den Bestimmungen in anderen sozialen 
Leistungsgesetzen und im Steuerrecht - bei der Ermittlung des 
Einkommens im Sinne des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes sowie bei der Festsetzung der Freibeträge Rechnung zu 
tragen, besteht in der gleichen Weise für den alleinstehenden 
Elternteil wie für ein Elternpaar. 

Das Bundesausbildungsförderungsgesetz enthält keine Bestim- 
mungen, die den alleinstehenden Elternteil benachteiligen und 
deshalb geändert werden müßten. 


173. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß vor 

Blechele allem in der Erntezeit mit ausländischen 

Obst- und Gemüseeinfuhren Gift in Form von 
Rückständen von Schädlingsbekämpfungs- und 
Konservierungsmitteln auf unsere Tische 
kommt, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, da dieser Tatbestand offensichtlich 
nicht durch das zu weitmaschige Netz des 
zuständigen Wirtschaftskontrolldienstes der 
Polizei verhindert werden kann, um eine lük- 
kenlose Kontrolle der ausländischen Erzeug- 
nisse zu ermöglichen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 15. September 1972 

Die Bundesregierung ist darüber unterrichtet, daß ausländisches 
Obst und Gemüse ebenso wie im Bundesgebiet erzeugtes Obst 
und Gemüse Rückstände von Schädlingsbekämpfungs- und Pflan- 
zenschutzmittel aufweist. Die in letzter Zeit bei den obersten 
Landesgesundheitsbehörden eingeholten Informationen über Er- 
gebnisse der amtlichen Lebensmittelüberwachung haben ergeben, 
daß sich die Rückstandsmengen bei ausländischen und inlän- 
dischen Produkten etwa in der gleichen Größenordnung bewe- 
gen. 
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Knapp 80°/o des untersuchten Obstes und Gemüses waren ohne 
Rückstände; fast 20 °/o wiesen zulässige Rückstände auf, die 
sich im Rahmen der Höchstmengen-Verordnung-Pflanzenschutz 
bewegten und nur bei etwa 2 % fanden sich Rückstände, die die 
nach dieser Verordnung zulässigen Höchstmengen überschritten. 
Gelegentliche Überschreitungen stellen keine konkrete Gesund- 
heitsgefahr für den Verbraucher dar. Die in der Bundesrepublik 
zulässigen Höchstmengen von Pflanzenschutzmitteln sind unter 
Berücksichtigung hoher Sicherheitsfaktoren so niedrig festge- 
setzt worden, daß eine lebenslängliche Aufnahme zulässiger 
Rückstände unbedenklich ist. 

Im Hinblick auf die toxische Gesamtsituation wird zwar weit- 
gehende Rückstandsfreiheit angestrebt werden; allerdings ist 
dies nur durch entsprechende Pflanzenschutzmaßnahmen zu er- 
reichen, die schon bei der Zulassung bzw. Anwendung der Pflan- 
zenschutzmittel beginnen und auch international vereinbart wer- 
den müßten. Ein Anfang auf diesem Gebiet ist durch das in vielen 
Ländern verhängte Anwendungsverbot von DDT in der Land- 
wirtschaft gemacht worden. Insbesondere im EWG-Bereich be- 
müht man sich - abgesehen von den Verhandlungen über Höchst- 
mengenfestsetzungen von Schädlingsbekämpfungsrückständen 
auf Obst, Gemüse und Getreide - um die Vereinheitlichung der 
Zulassung und damit auch der Anwendung bestimmter Pflanzen- 
schutzmittel. 

Die Bundesregierung hat Maßnahmen zu einer Verbesserung der 
Überwachung der Lebensmittelimporte eingeleitet. In § 47 des 
Gesetzentwurfs zur Gesamtreform des Lebensmittelrechts (Druck- 
sache VI/2310) ist die Mitwirkung von Zolldienststellen bei der 
Importkontrolle vorgesehen. Danach sollen die Zolldienststellen 
die Befugnis erhalten, Sendungen zur Überwachung anzuhalten; 
bei Verdacht von Verstößen sollen sie den zuständigen Ver- 
waltungsbehörden Mitteilung erstatten und Sendungen den für 
die Lebensmittelüberwachung zuständigen Behörden vorführen 
können. 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit hat beim 
Bundesminister für Wirtschaft und Finanzen angeregt, im Vor- 
griff auf die Verbesserungen, die im Rahmen des Regierungs- 
entwurfs eines Gesetzes zur Gesamtreform des Lebensmittel- 
rechts vorgesehen sind, eine Zusammenarbeit von Zoll und 
Lebensmittelüberwachung in die Wege zu leiten. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft und Finanzen ist dieser Anregung nach- 
gekommen. Die Zolldienststellen sind beauftragt worden, den 
nächstgelegenen amtlichen Lebensmitteluntersuchungsanstalten, 
die in der Lage sind, in kurzer Zeit Pflanzenschutzmittel-Analysen 
durchzuführen, größere oder verdächtige Sendungen von Obst- 
und Gemüseimporten umgehend zu melden. 


174. Abgeordneter Kann die Bundesregierung die Aussage von 

Biechele Universitäts-Professor Dr. Elster, des Direk- 

tors des Limnologischen Instituts der Univer- 
sität Freiburg in Konstanz-Egg, die er bei 
einem Wochenendseminar der Friedrich Nau- 
mann-Stiftung in Langenargen im Juli 1972 
gemacht hat, bestätigen, daß heute schon mehr 
Menschen an der Umweltvergiftung als auf 
den Straßen sterben, und trifft dieser Sachver- 
halt auch für die Bundesrepublik zu? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. von Manger-Koenig 
vom 15. September 1972 

Sie beziehen sich in Ihrer Anfrage auf Ausführungen von Pro- 
fessor Dr. Elster auf einem Wochenendseminar in Langenargen 
im Juli 1972. Eine fernmündliche Rückfrage bei ihm hat ergeben, 
daß seine Aussagen entweder mißverstanden oder mißverständ- 
lich wiedergegeben worden sind. Nach Auskunft von Professor 
Elster hat er auf dieser Tagung erklärt, daß heute an den gesam- 
ten Einwirkungen durch die Umwelt wahrscheinlich schon mehr 
Menschen sterben als im Straßenverkehr. Nur merkten wir das 
nicht, weil wir die kausalen Zusammenhänge nicht überblicken 
können wie beim Verkehrsunfall. 

Aus der Todesursachenstatistik lassen sich solche Erkenntnisse 
nicht ableiten. Professor Elster selbst hat - wie sich aus dem 
Zusammenhang seiner Aussage ergibt - seine Erklärung als 
Hypothese abgegeben. 


Geschäftsbereiche des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


175. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß gegen 
Dr. Böhme die gepante Linienführung der Autobahn A 170 

im Raum Burscheid/Rhld. erhebliche Vorbe- 
halte in der Bevölkerung bestehen? 


176. Abgeordneter Weiß die Bundesregierung, daß durch die ge- 

Dr. BÖhme plante Linienführung der A 170 ein bestehen- 

des Naherholungsgebiet (Eifgental) stark be- 
einträchtigt, wenn nicht zerstört wird, und wie 
verträgt sich das mit der doch auch von der 
Bundesregierung unterstützten Bestrebung 
nach einem besseren Umweltschutz? 


177. Abgeordneter »st die Bundesregierung bereit, die bestehen- 
Dr. Böhme den Pläne noch einmal unter den o. a. Gesichts- 

punkten zu überprüfen, und würde sie even- 
tuell Alternativvorschlägen von Bürgerinitia- 
tiven Beachtung schenken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 1972 

Dem Bundesminister für Verkehr liegen noch keine Unterlagen 
über die Linienführung der A 160 (nicht A 170 wie in der Frage 
bezeichnet) im Raum Burscheid vor. 

Zur Zeit werden im raumordnerischen Verfahren von der Stras- 
senbauverwaltung des Landes Nordrhein-Westfalen für die 
B 51 n/A 160 zwischen Köln und der geplanten A 113 bei Wer- 
melskirchen die notwendigen Abstimmungen über die Linie der 
neuen Bundesfernstraße mit den Trägern öffentlicher Belange 
vorgenommen. Erst danach erhält der Bundesminister für Ver- 
kehr die Planunterlagen zur Bestimmung der Linienführung gern. 
§ 16 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG). 
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Aus verschiedenen Zuschriften sind Vorbehalte gegen die disku- 
tierte Trasse bekannt geworden. Die Schreiben wurden der pla- 
nenden Straßenbauverwaltung mit der Weisung zugeleitet, die 
Bedenken, Hinweise und Anregungen in die planerischen Über- 
legungen einzubeziehen. Ebenso wie die Straßenbauverwaltung 
selbst mögliche Alternativen der Linienführung untersucht, prüft 
sie auch Vorschläge v^on Bürgerinitiativen. 

Inwieweit das Naherholungsgebiet Eifgental von der Straßen- 
planung beeinträchtigt wird, ist der Bundesregierung noch nicht 
bekannt. Es ist jedoch eine der Aufgaben des Verfahrens nach 
§ 16 PStrG, bei allen raumbedeutsamen Planungen die verschie- 
denen und sich zum Teil überschneidenden öffentlichen Belange 
gegeneinander abzuwägen. So wird stets angestrebt, schädliche 
Umwelteinflüsse von Wohngebieten und sonstigen schutzbedürf- 
tigen Gebieten soweit wie möglich fernzuhalten. Kompromisse 
werden sich dabei aber nicht immer vermeiden lassen. Man kann 
nicht von vornherein eine Priorität zugunsten des einen oder 
anderen Zieles setzen; vielmehr sind in jedem anstehenden Ein- 
zelfaii die verschiedenen öffentlichen Belange, zu denen u. a. der 
Verkehrsbedarf, der Umweltschutz und das Erholungsbedürfnis 
gehören, gegeneinander abzuwagen. 

Nach Eingang der Verfahrensunterlagen wird — wie in jedem 
anderen Falle auch — zu entscheiden sein, welche Linienführung 
unter Abwägung aller Gesichtspunkte den Vorzug verdient. 


178. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, baldmöglichst 
Dr. Fuchs mit der Bundesrepublik Österreich Verhand- 

lungen über die Abstimmung der Ausbauvor- 
haben für den Eisenbahnschnellverkehr auf 
den benachbarten Anschlußstrecken aufzuneh- 
men? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 1972 

Der Ausschuß „Planung" des Internationalen Eisenbahnverban- 
bandes (UIC) hat 1971 eine Arbeitsgruppe, in der die Deutsche 
Bundesbahn die Federführung hat, mit der Ausarbeitung einer 
Studie über einen europäischen Infrastruktur-Leitplan für ein 
internationales Eisenbahnnetz beauftragt. Diese Arbeitsgruppe 
hat erst in einem ersten Zwischenbericht ein geographisches 
Netzmodell lür die Verbindungen der wichtigen Verkehrsräume 
Europas aufgestellt und dieses Netzmodell auf das vorhandene 
Streckennetz umgesetzt. Damit ist eine Karte von „Europastrek- 
ken" entstanden. 

Die weiteren Untersuchungen über Verkehrswert, Verkehrs- 
prognose 1985, Festlegung der Qualitätsmerkmale und Grund- 
lagen der technischen Gestaltung sind noch im Gange. Ausbau- 
vorhaben für Strecken der Bundesrepublik Deutschland und der 
Bundesrepublik Österreich können erst überlegt werden, wenn 
die vorstehenden Untersuchungen abgeschlossen sind. Eine Auf- 
nahme von zwischenstaatlichen Verhandlungen auf diesem Ge- 
biet kommt daher z. Z. nicht in Betracht. 


179. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Ver- 
Dr. Fuchs handlungen so zu führen, daß die Strecke Re- 

gensburg — Passau und Passau — Wels in die 
erste Prioritätsstufe eingereiht werden, da sie 
für die Verbesserung der Wirtschaftsstruktur 
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von Niederbayern und Oberösterreidi von 
besonderer Bedeutung sind und außerdem ein 
Glied der kürzesten transkontinentalen Süd- 
ost-Schienenverbindung darstellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 1972 

Die Grundlagen, die für eine etwaige spätere Verhandlungsfüh- 
rung bekannt sein müssen, sind von der UIC-Arbeitsgruppe noch 
nicht erarbeitet, so daß über die Einstufung einzelner Strecken 
noch keine Aussagen gemacht werden können. 


180. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Zuge des 

Picard weiteren Ausbaus der B 45 vordringlich die 

Umgehung der Stadt Groß-Umstadt vorzuse- 
hen, da diese sowohl für die weitere Ansied- 
lung von Industrie und Gewerbe in Groß-Um- 
stadt, wie auch für den Durchgangsverkehr von 
großer Bedeutung ist, besonders im Zusam- 
menhang mit dem Ausbau der B26 bis zur 
Kreuzung mit der B 45 bei Dieburg? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 16. August 1972 

Die Ortsdurchfahrt Groß-Umstadt, die mit erheblichen Mitteln 
ausgebaut und erst 1964 fertiggestellt wurde, ist vorerst für den 
jetzigen Verkehr ausreichend. Infolge der Vielzahl der sehr 
dringenden anderen Bauvorhaben, wie u. a. des Neubaues der 
B 45 zwischen Weiskirchen und Dieburg, sieht die Bundesregie- 
rung bei der derzeitigen Finanzsituation leider keine Möglich- 
keit, die Umgehungsstraße Groß-Umstadt im 1. Fünfjahresplan 
(1971 bis 1975) der Bundesfernstraßen zu finanzieren. 


181. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Planung 
Picard der sogenannten Odenwaldautobahn eine für 

Groß-Umstadt günstige Auf- und Abfahrt vor- 
zusehen, die den Interessen der Stadt und 
Nahregion gerecht wird? 

Antwort des Staatssekretärs Wiltrock 
vom 16. August 1972 

Dem Verkehrsbedürfnis von Groß-Umstadt wird durch den Bau 
von Anschlußstellen an der Bundesautobahn Gießen — Stuttgart 
(Odenwaldautobahn) bei Schaafheim im Zuge der Landesstraße 
3116 sowie bei Höchst i. O. Rechnung getragen. Darüber hinaus 
wird Groß-Umstadt über die Anschlußstelle Babenhausen im 
Zuge der Landesstraße 3065 an die geplante Bundesstraße 26 
(neu) angebunden. 


182. Abgeordneter Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, 
Hauff daß bei der Planung der Neckar-Alb-Autobahn, 

die von verschiedenen Stellen, beispielsweise 
in den betroffenen Gemeinden Reichenbach 
und Lichtenwald, vorgetragenen Bedenken tat- 
sächlich und ernsthaft berücksichtigt werden? 
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183. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Häuf! vorgesehen, um zu verhindern, daß durch die 

Neckar-Alb-Autobahn der als Naherholungs- 
gebiet unersetzliche Schurwald stark beein- 
trächtigt oder gar zerstört wird und es zu einer 
starken Belästigung der Wohnbevölkerung 
kommt durch Lärm- und Abgasemission? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 16. August 1972 

Nach Artikel 90 des Grundgesetzes obliegt die Planung der 
Bundesfernstraßen im Aufträge des Bundes den Ländern. Erst 
wenn auf Landesebene der optimale Trassenverlauf erarbeitet 
und mit allen Beteiligten abgestimmt worden ist, werden die 
entsprechenden Planunterlagen dem Bundesminister für Verkehr 
vorgelegt. Der Bundesminister für Verkehr bestimmt danach im 
Einvernehmen mit den an der Raumordnung beteiligten Bundes- 
ministem die Linienführung der neuen Bundesfernstraße nach 
§ 16 des Bundesfernstraßengesetzes. 

Im vorliegenden Falle ist das Verfahren noch nicht soweit ge- 
diehen: dem Bundesminister für Verkehr liegt noch kein Vor- 
schlag des Landes zum Straßenverlauf der „Neckar-Alb-Auto- 
bahn" vor. Es ist jedoch selbstverständlich, daß sowohl bei der 
Planung dieser Autobahn durch die dafür zuständige Straßenbau- 
verwaltung des Landes Baden-Württemberg wie auch bei der 
späteren Prüfung der Pläne durch den Bundesminister für Ver- 
kehr alle Anregungen der betroffenen Gemeinden soweit wie 
möglich berücksichtigt und alle wirtschaftlich und rechtlich ver- 
tretbaren Möglichkeiten zur Minderung der schädlichen Einwir- 
kungen der neuen Autobahn auf die Umwelt ausgeschöpft wer- 
den. 


184. Abgeordneter In welchem Umfang wird das deutsche Ver- 

Dr. Ahrens kehrsgewerbe durch die in einigen Nachbar- 

ländern erhobenen Autobahngebühren belastet 
und in seiner Wettbewerbssituation gegenüber 
ausländischen Konkurrenten beeinträchtigt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 1972 

In den meisten Nachbarländern der Bundesrepublik Deutschland 
gibt es keine Autobahngebühren. In Österreich ist nur die 
Brennerautobahn gebührenpflichtig; in Frankreich und Italien 
werden auf den meisten Autobahnen Gebühren erhoben. Da in 
Italien und in Österreich die Abgaben von allen Autobahn- 
benutzern - auch den einheimischen - gleichermaßen eingezogen 
werden, läßt sich aus den Autobahngebühren direkt keine Be- 
nachteiligung des deutschen Verkehrsgewerbes gegenüber den 
ausländischen Konkurrenten ableiten. In Frankreich können da- 
gegen die Autobahngebühren auf die Kraftfahrzeugsteuer (Achs- 
laststeuer) der französischen Unternehmer angerechnet werden. 
Da die französische Achslaststeuer wegekostenorientiert ist, wer- 
den mit dieser Regelung folgerichtig Doppelbelastungen ver- 
mieden. Deutsche Unternehmer haben diese Anrechnungs- 
möglichkeiten nicht, da sie die französische Achslaststeuer nicht 
zahlen, vielmehr durch das bestehende Doppelbesteuerungs- 
abkommen nur der deutschen Kraftfahrzeugsteuer unterliegen. 
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Absolute Zahlen über die Belastung des deutschen Verkehrs- 
gewerbes durch ausländische Autobahngebühren gibt es nicht. 
Die Gebühren richten sich einmal nach den Straßenbaukosten, 
zum anderen nach der Straßenausnutzung. Dementsprechend gibt 
es große Unterschiede in der Höhe der Gebühren, und zwar je 
nach Fahrzeugkategorien, Tages- und Jahreszeiten. Vielfach wer- 
den Mengenrabatte gewährt. Das Straßenverkehrsgewerbe be- 
ziffert die durchschnittliche Belastung eines Lastzuges über 30 t 
Gesamtgewicht durch die Autobahngebühren in 

Frankreich mit rd. 7 Pf/ km 

Italien mit rd. 10 Pf/ km 

Österreich mit rd. 22 Pf /km. 


185. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, im 

Dr. Ahrens Zuge der fortschreitenden europäischen Inte- 

gration generell zu einer gebührenfreien Be- 
nutzung des westeuropäischen Autobahnnetzes 
zu kommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 1972 

Die Aussichten, im Rahmen der europäischen Integration in ab- 
sehbarer Zeit zu einer generellen Gebührenfreiheit für alle west- 
europäischen Autobahnen zu kommen, sind leider gering, und 
zwar deshalb, weil die gebührenpflichtigen Autobahnen in Frank- 
reich und Italien sowie die Brennerautobahn in Österreich von 
privaten oder gemischtwirtschaftlichen Gesellschaften gebaut und 
finanziert worden sind oder noch werden; diese haben auf Jahr- 
zehnte hinaus Anspruch auf die Autobahngebühren. 

Eine übereinstimmende Straßenbautinanzierung in den Mitglied- 
staaten der EG gibt es nicht. In Frankreich und Italien wird der 
Autobahnbau überwiegend mit Hilfe der Autobahngebühren, in 
den anderen Mitgliedstaaten aus Haushaltsmitteln finanziert. In 
der Bundesrepublik Deutschland sind bekanntlich rund 43,4 °/o 
des Mineralölsteueraufkommens zweckgebunden für den Ausbau 
der Bundesfernstraßen. 

Nach dem Vorschlag der Kommission der EG für eine erste Richt- 
linie zur Anpassung der nationalen Systeme der Steuern für 
Nutzfahrzeuge (Drucksache V 3206) ist sowohl die weitere Erhe- 
bung von Autobahnbenutzungsgebühren als auch die Möglichkeit 
der Rückerstattung dieser Gebühren im Rahmen der künftig in 
ihrer Struktur angepaßten Kraftfahrzeugsteuer weiterhin mög- 
lich. Damit entsteht ein ernsthaftes Hindernis für die Harmoni- 
sierungsbestrebungen im Rahmen der EG. Die Bundesregierung 
ist bemüht, bei den Verhandlungen über die Richtlinie ein Ver- 
fahren zur wettbewerbsneutralen Ausgestaltung dieser Gebühren 
zu erreichen. 


186. Abgeordneter Bis wann kann mit der Entscheidung über die 
Josten Linienführung der geplanten B 9 in Bad Breisig 

gerechnet werden, nachdem die Untersuchungs- 
ergebnisse für die beiden Entwürfe der Umge- 
hungsstraße Bad Breisig vorliegen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. September 1972 

Bei den bisher durchgeführten Untersuchungen einer technisch 
und wirtschaftlich vertretbaren Linienführung der B9 auf dem 
Abschnitt Bad Breisig - Brohl sind eine Reihe von Problemen 
aufgetreten, die kurzfristig nicht zu beheben sind. Die Prüfung 
der verschiedenen Vorschläge wird noch eine gewisse Zeit in 
Anspruch nehmen. Soweit es sich im Augenblick übersehen läßt, 
wird eine Entscheidung über die Trassenführung der verlegten 
B 9 noch im Laufe d. J. getroffen werden können. 


187. Abgeordneter Wie soll nach den jetzigen Plänen die B412 

Josten bei Brohl am Rhein eine Anbindung an die B9 

erhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. September 1972 

Die B412 soll kreuzungsfrei an die B9 angeschlossen werden. 
Voraussetzung dafür ist die Stillegung der Brohltaleisenbahn. 
Die Planung wird im Zusammenhang mit der Aufstellung der 
Entwürfe für die Verlegung der B9 auf dem Abschnitt Bad 
Breisig - Brohl bearbeitet. 


188. Abgeordneter Darf aus der Antwort des Parlamentarischen 
Dr. Kempfier Staatssekretärs Haar vom 2. August 1972 
(Drucksache VI/3722, S. 107) auf meine beiden 
Ferienfragen vom 13. Juli 1972 geschlossen 
werden, daß die beiden Straßenbaumaßnah- 
men, nämlich B 12, Verlegung bei Ruhstorf 
(1. Fünf-Jahresplan Seite 40 Nr. 1 13) und B 388, 
Ausbau und Verlegung bei Velden (1. Fünf- 
Jahresplan Seite 42 Nr. 123), dort mit je einer 
Million anfinanziert, im Jahre 1973 begonnen 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 31. August 1972 

Entsprechend der Frage vom 13. Juli 1972 wurde in der Antwort 
vom 2. August 1972 die Anzahl der Maßnahmen genannt, die in 
den Regierungsbezirken Oberpfalz und Niederbayern im Jahre 
1973 nach den vorläufigen Überlegungen finanziert werden sol- 
len. Darin waren die beiden genannten Maßnahmen, nämlich die 
B 12-Verlegung bei Ruhstorf und die B 388-Verlegung bei Velden 
nicht enthalten. 


189. Abgeordneter Welche sonstigen im 1. Fünf-Jahresplan erst- 
Dr. Kempfier mals für 1973 anfinanzierten Straßenbaumaß- 
nahmen in Niederbayern und in der Oberpfalz 
werden tatsächlich im Jahr 1973 begonnen 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 31. August 1972 

Die Arbeiten zur Aufstellung des Straßenbauhaushaltes 1973 sind 
noch nicht abgeschlossen. Es ist daher zur Zeit auch noch nicht 
zu übersehen, welche neuen Maßnahmen im Einzelnen in den 
Haushalt 1973 aufgenommen werden können. 
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190. Abgeordneter Welche Ergebnisse hat die Prüfung des Be- 

Blumenfeld richts und der Dokumentation „Die deutsche 

Seeschiffahrt 1971/1972" des Verbands deut- 
scher Reeder seitens der Bundesregierung er- 
bracht, und welche der in der Drucksache 
VI/3241 angekündigten Maßnahmen hat die 
Bundesregierung inzwischen ergriffen, um die 
Initiativen der Reeder zur Verbesserung der 
Entwicklung ihrer Unternehmen zu fördern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 31. August 1972 

Die im Februar 1972 vorgelegte umfassende Dokumentation des 
Verbandes deutscher Reeder „Die deutsche Seeschiffahrt 1971/72" 
enthält eine große Zahl von wirtschaftlichen, finanziellen, steuer- 
lichen, schiffahrtspolitischen und personalpolitischen Problemen 
mit zum Teil erheblichen Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 
und die Gesetzgebung. Die Prüfung der Einzelfragen durch die 
beteiligten Ressorts ist im Gange, so daß z. Z. auch keine ab- 
schließende Stellungnahme zu den in der Dokumentation vorge- 
schlagenen und teilweise bereits in der Drucksache VI/3241 be- 
handelten Maßnahmen möglich ist. Hinzuweisen ist jedoch auf 
die bereits Ende des vergangenen Jahres geschaffene und in- 
zwischen praktizierte Möglichkeit zur Gewährung von Bundes- 
bürgschaften bei Liquiditätsschwierigkeiten der Schiffahrtsunter- 
nehmen. Außerdem wurde die im Haushaltsentwurf 1972 ent- 
haltene Verpflichtungsermächtigung für Schiffbauzuschüsse von 
ursprünglich 60 Mio DM auf 100 Mio DM erhöht und das darauf 
gestützte Schiffahrtsförderungsprogramm 1972/73 vor^ kurzem 
verabschiedet. Es umfaßt 21 Schiffe mit rd. 780 000 BRT und Bau- 
kosten von rd. 1 Milliarde DM. Ein kleineres Förderungs- 
programm mit Hilfe von ERP-Krediten wird z. Z. vorbereitet. 

191. Abgeordneter Bis wann rechnet die Bundesregierung mit der 

Dr. Wagner Fertigstellung des Teilstücks Reichweiler - 

(Trier) Freisen und bis wann mit der Fertigstellung 

des Abschnitts Freisen - Hermeskeil der Auto- 
bahn Trier - Landstuhl? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 31. August 1972 

Mit der Fertigstellung der Teilstrecke Reichweiler - Freisen der 
Bundesautobahn Trier - Landstuhl - Pirmasens ist im Jahre 1973 
zu rechnen. Es ist beabsichtigt, die Teilstrecke Nonnweiler - Her- 
meskeil gleichzeitig mit der Inbetriebnahme der Gesamtstrecke 
Saarbrücken - Nonnweiler der Bundesautobahn Trier -Saar- 
brücken 1974 75 in Verkehr zu nehmen. Die noch verbleibende 
Lücke zwischen Freisen und Nonnweiler wird voraussichtlich in 
der zweiten Hälfte des 2. Fünfjahresplanes 1976 bis 1980 ver- 
kehrsbereit sein. 

192. Abgeordneter Zu welchem Zeitpunkt ist mit der Fertigstel- 

Dr. Gölter hing der Autobahnbrücke Speyer zu rechnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 31. August 1972 

Mit der Fertigstellung der Autobahnbrücke Speyer einschließ- 
lich der beidseitigen Straßenanschlüsse ist gegen Ende des 
Jahres 1974 zu rechnen. 

Der Rohbau der Brücke wird im Sommer 1974 fertiggestellt sein. 
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193. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Überzeugung 
Biediele der Verkehrsexperten und der Kommunalpoli- 

tiker am Bodensee, daß nach Fertigstellung 
der Autobahn Stuttgart-westlicher Bodensee 
der zu erwartende enorme Verkehrsstrom nach 
Süden vom geplanten Bodensee-Schnellweg 
abgenommen werden muß, und ist die Bun- 
desregierung deswegen bereit, um das dro- 
hende Verkehrschaos in den Gemeinden an 
der B 33 südlich und südöstlich von Singen, 
vor allem in Radolfzell, zu vermeiden, den 
1. Fünfjahresplan für den Ausbau der Bundes- 
fernstraßen in den Haushaltsjahren 1971 bis 
1975 im Sinn dieser Notwendigkeiten zu über- 
arbeiten und fortzuschreiben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 1972 

Nach Fertigstellung und Inbetriebnahme der Teilstrecke Herren- 
berg -Singen der Bundesautobahn Stuttgart - westlicher Boden- 
see mit Anschluß an die B 33 östlich Singen etwa 1977/78 wird 
der ankommende Verkehr sich sowohl in Richtung Konstanz 
wie auch hauptsächlich in Richtung Überlingen - Lindau verteilen. 
Der nach Konstanz zielende Verkehr muß zunächst von der B 33 
aufgenommen werden. Die Bauarbeiten an der Teilstrecke Sin- 
gen — Konstanz können aus heutiger Sicht jedoch erst ab 1976 
voll anlaufen und etwa 1980 beendet sein. Ein Vorziehen der 
Bauarbeiten an dieser Strecke ist sowohl aus finanziellen wie 
auch aus planerischen und rechtlichen Gründen nicht möglich. 


194. Abgeordneter Welche Ursachen hat der bis jetzt völlig unbe- 
Dr. Abelein friedigende Stand des Autobahnbaus Ulm- 

Würzburg, Teilabschnitt Oberelchingen-Aalen, 
und welche Maßnahmen der Beschleunigung 
gedenkt die Bundesregierung, besonders auch 
im Hinblick auf die zu erwartenden weiteren 
Kostensteigerungen im Straßenbau zu unter- 
nehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 1972 

Entsprechend der vom Bundesminister für Verkehr vertretenen 
und wiederholt bestätigten Zielsetzung soll mit den Bauarbeiten 
auf dem Abschnitt Oberelchingen-Aalen im Zuge der Bundes- 
autobahn-Neubaustrecke Ulm-Würzburg noch im 1. Fünfjahres- 
plan (1971 bis 1975) begonnen werden. Im Autobahn-Baupro- 
gramm ist der Baubeginn im Jahre 1973 vorgesehen. Voraus- 
setzung dafür ist allerdings, daß das gesetzlich vorgeschriebene 
Planfeststellungsverfahren rechtzeitig abgeschlossen werden 
kann. Die Bundesregierung wird dafür Sorge tragen, daß die 
Neubaustrecke mit den für einen zügigen Baufortschritt erfor- 
derlichen Mitteln ausgestattet wird. 


195. Abgeordneter Kann die Bundesregierung in Aussicht stellen, 
Hussing daß mit dem Ausbau der Bundesautobahn A 80 

im Streckenabschnitt Frankfurt/Hanau vor En- 
de 1975 begonnen werden kann, nachdem im 
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jährlichen Bericht über den Fortgang des Bun- 
desfernstraßenbaus - Drucksache VI/3512 - zu 
erkennen ist, daß die Autobahn A 80 zwischen 
Frankfurt und Schlüchtern in ihren wesentli- 
chen Teilen sich bis Ende 1975 im Bau befin- 
det? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 31. August 1972 

Der Baubeginn im Streckenabschnitt der Bundesautobahn Frank - 
furt/M.-Hanau (A 80) hängt in entscheidendem Maße davon ab, 
bis wann das zur Zeit laufende Planfeststellungsverfahren zu 
einem rechtskräftigen Abschluß gebracht werden kann. Daran 
anschließend ist noch der erforderliche Grunderwerb durchzu- 
führen. Die Bundesregierung hofft jedoch, daß mit den Bau- 
arbeiten vor 1975 begonnen werden kann. 


196. Abgeordneter Kann für den Fall, daß die von Bischofsheim 
Hussing im Landkreis Hanau geforderte Nordtrasse der 

A 80 nicht verwirklicht werden kann, die 
Bundesregierung besondere Maßnahmen des 
Umweltschutzes für die betroffenen Bürger 
zusichern, auch im Verein mit dem Land Hes- 
sen, und kann die Bundesregierung angeben, 
welche Maßnahmen geplant sind, und wer die 
Kosten besonderer Maßnahmen tragen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 31. August 1972 

Wenn die von der Straße ausgehenden Beeinträchtigungen be- 
sonders schwer sind und das zumutbare Maß übersteigen, kann 
nach der derzeitigen Rechtsprechung in ganz besonderen und 
begründeten Einzelfällen der Forderung von Ausgleichsansprü- 
chen stattgegeben werden. Sofern diese berechtigt und es tech- 
nisch und wirtschaftlich vertretbar ist, ist die Bundesregierung 
auch bereit, sich im Rahmen ihrer Verpflichtungen an besonderen 
Maßnahmen des Umweltschutzes zu beteiligen. 


197. Abgeordneter Da Mitglieder der Bundesregierung mehrfach 

Dr. Jobst betont haben, daß 1972 die Tarife der Deut- 

schen Bundesbahn nicht erhöht werden, frage 
ich die Bundesregierung, ob beabsichtigt ist, 
die Tarife von Bundesbahn und Bundespost 
1973 anzuheben, und mit welcher Erhöhung 
gegebenenfalls zu rechnen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 31. August 1972 

Die Deutsche Bundespost beabsichtigt im Jahre 1973 keine Ge- 
bührenanhebungen. 
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Die Deutsche Bundesbahn, bei der die Initiative für die Bildung 
der Eisenbahntarife liegt, hat mir zu Ihrer Anfrage mitgeteilt: 
Gegenwärtig ist noch nicht zu sagen, ob und in welcher Weise die 
Frachtsätze und Fahrgelder erhöht werden. Dies hängt von der 
Entwicklung der Wettbewerbs- und Kostensituation ab, die sich 
gegenwärtig noch nicht voll übersehen läßt. 


198. Abgeordneter Welche Vorstellungen - insbesondere zeit- 

Roser lieber Art - hat die Bundesregierung zum Aus- 

bau der Autobahn Nürnberg-Heilbronn im 
Bereich Ansbach, insbesondere zur Fertigstel- 
lung des Abschnitts Nürnberg — Ansbach-Ost 
und die Fortsetzung der Arbeiten zur Auto- 
bahnabfahrt Ansbach-Süd sowie zur Ingang- 
bringung der Arbeiten bis wenigstens zur 
Autobahnabfahrt Ansbach-West? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 1972 

Die BAB-Neubaustrecke Nürnberg-Ansbach/West soll voraus- 
sichtlich in folgenden Teilstrecken fertiggestellt werden: 

a) Schwabach - Ansbach/Ost 1973 

b) Ansbach/Ost - Ansbach/Süd 1974/1975 

In diesen beiden Teilstrecken sind die Arbeiten voll im Gange. 

c) Ansbach/Süd - Ansbach/West 1976 

Für diese Teilstrecke wurden die finanziellen Dispositionen jetzt 
so getroffen, daß noch in diesem Jahr mit den Arbeiten begonnen 
werden kann. 

199. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 

Dr. Haack rung, die Geschwindigkeit bei Autobahnen, die 

durch ein Stadtgebiet führen (z. B. Franken- 
schnellweg Nürnberg-Fürth-Erlangen) so zu 
begrenzen, daß die Lärmbelästigung der An- 
wohner in den angrenzenden Wohngebieten 
möglichst verringert wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 30. August 1972 

Die Straßenverkehrsbehörden der Länder können die Benut- 
zung bestimmter Straßen oder Straßenstrecken u. a. zum Schutz 
der Nachtruhe in Wohngebieten beschränken (§ 45 Abs. 1 der 
Straßenverkehrs-Ordnung). Dies gilt grundsätzlich auch hinsicht- 
lich Geschwindigkeitsbeschränkungen auf Autobahnen. In der 
Regel dürfte allerdings durch eine Geschwindigkeitsbeschrän- 
kung keine wesentliche Abnahme der Lärmbelästigung zu er- 
reichen sein. 

200. Abgeordneter 
Seefeld 


Treffen Meldungen zu, daß in Oberitalien mehr 
als 15 000 Güterwagen aus der Bundesrepublik 
Deutschland zum Teil seit Monaten auf ihre 
Abfertigung oder Weiterleitung zu den Ziel- 
bahnhöfen warten, und welche Möglichkeiten 
zur Verbesserung dieses den Güterverkehr 
erheblich belastenden Zustandes hat die Bun- 
desregierung, und was gedenkt sie zu unter- 
nehmen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 23. August 1972 

Die Deutsche Bundesbahn kann nicht bestätigen, daß in Ober- 
italien 15 000 Güterwagen aus der Bundesrepublik Deutschland 
auf Abfertigung oder Weiterleitung warten. Es trifft aber zu, 
daß durch Streiks des Personals der Italienischen Staatsbahnen 
die Durchführung des Güterverkehrs von der Bundesrepublik 
Deutschland nach Italien wiederholt für Tage oder Wochen be- 
einträchtigt wurde und aller Voraussicht nach auch in den kom- 
menden Monaten behindert sein wird. Von Vorstellungen der 
Bundesregierung bei der Regierung Italiens ist eine Änderung 
der Zustände nicht zu erwarten. Einen gewissen Erfolg verspre- 
chen dagegen die intensiven Verhandlungen, die der Vorstand 
und die Zentrale Transportleitung der Bundesbahn mit dem 
Generaldirektor und der Generaldirektion der Italienischen 
Staatsbahnen führen. So konnte der zeitweilig erhebliche Rück- 
stau an den Übergängen nach Italien vorübergehend fast völlig 
aufgelöst werden. 


201. Abgeordneter Besteht die Absicht, trotz der weitbekannten, 
Krampe massiven Proteste der betroffenen Bürger und 

Anlieger, die Autobahn B 63 n durch Hamm 
zu bauen und zwar auch dann, wenn der Rat 
der Stadt Hamm zu dem Vorhaben eine ab- 
lehnende Stellung bezieht? 


202. Abgeordneter Besteht die Bereitschaft, einen eventuellen 
Krampe Alternativvorschlag der Stadt Hamm zur Auto- 

bahntrasse, der die vorhandene Strecke bei 
Werl aufgreift und im Bogen östlich um die 
Wohngebiete von Rhynern, Hamm, Untrop 
und Heesen verläuft, ernsthaft zu prüfen und 
ggf. durchzuführen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 1. September 1972 

Die Planung der 2-bahnigen B 63 n im Bereich Hamm beruht 
auf einer seit Jahren festliegenden und mit der Stadt Hamm 
abgestimmten Konzeption. Durch entsprechende Berücksichti- 
gung bei der Bauleitplanung der Stadt wurde die vorgesehene 
Trasse weitsichtig mit dem Ziel gesichert, das Baufeld für eine 
spätere Verwirklichung freizuhalten. 

Bevor die oberste Straßenbaubehörde des Landes Nordrhein- 
Westfalen dem Bundesminister für Verkehr 1965 die Linie zur 
Bestimmung im raumordnerischen Verfahren nach § 16 FStrG 
vorschlug, hatte die Stadt Hamm der Trasse ausdrücklich zuge- 
stimmt. Bei dieser Sachlage mußte davon ausgegangen werden, 
daß die städtebaulichen Belange berücksichtigt waren. 

Sollte der Rat der Stadt Hamm im Gegensatz zu seinen früheren 
Beschlüssen eine ablehnende Stellung gegen die vom Bundes- 
minister für Verkehr bestimmte Linie beziehen, wäre zunächst 
die neue Situation, insbesondere im Hinblick auf die sich daraus 
ergebenden verkehrlichen Konsequenzen, zu prüfen. 

Zu einer solchen Überprüfung gehört auch die Untersuchung 
von Alternativvorschlägen. Erst dann kann der Bundesminister 
für Verkehr eine Entscheidung treffen, die sich auch auf die 
Frage der Bauwürdigkeit und Dringlichkeit einer ggf. veränder- 
ten Linie beziehen wird. 
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203. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung ein Bedürfnis für 

Dr. Schmude die durch EWG-Verordnung Nr. 543/69 vom 

25. März 1969 in Verbindung mit der Durch- 
führungsverordnung der Bundesregierung vom 
22. August 1969 (BGBl. I S. 1307) vorgeschrie- 
bene Führung von Kontrollbüchern bzw. Ver- 
wendung von Fahrtschreibern auch hinsichtlich 
solcher Lastkraftwagen zwischen 3,5 und 7,5 t 
Gesamtgewicht, die nur in engster Umgebung 
des Standorts verkehren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. September 1972 

Die Bundesregierung sieht kein Bedürfnis hierzu. Aus Gründen 
der Sicherheit im Straßenverkehr hält es die Bundesregierung 
für geboten, die Einhaltung der Sozialvorschrift im Straßenver- 
kehr auch im Bereich des Güternahverkehrs wirksam zu kon- 
trollieren. Hierzu sind die zuständigen Behörden durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 543/69 auch rechtlich gehalten. 

Während § 57 a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung be- 
stimmt, daß Kraftfahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht 
von 7,5 t und darüber mit einem eichfähigen Fahrtschreiber aus- 
zurüsten sind, hat die Verordnung (EWG) Nr. 543/69 in Artikel 14 
in Verbindung mit Artikel 4 geregelt, daß die Mitglieder des 
Fahrpersonals eines Fahrzeugs, das zur Güterbeförderung dient 
und dessen höchstzulässiges Gesamtgewicht einschließlich der 
Anhänger oder der Sattelanhänger 3,5 t übersteigt, ein persön- 
liches Kontrollbuch mit sich führen müssen. Nach der Verordnung 
(EWG) Nr. 1463/70 sind ab 1. Januar 1975 der Einbau und die 
Benutzung eines neuartigen Kontrollgeräts bei Inbetriebnahme 
der von diesem Zeitpunkt an erstmals zugelassenen Fahrzeuge 
und bei den Fahrzeugen zur Beförderung gefährlicher Güter und 
ab 1. Januar 1978 für die anderen Fahrzeuge obligatorisch. Von 
diesen Zeitpunkten an entfällt die Führung eines persönlichen 
Konti ollbuchs. 

Im Bereich des Güternahverkehrs läßt lediglich Artikel 14 a 
Abs. 1 Buchstabe b Erleichterungen für innerstaatliche Güter- 
beförderungen im Umkreis von 50 km vom Standort des Fahr- 
zeuges aus zu. Durch Erlaß vom 28. Juli 1972 hat der Bundes- 
minister für Verkehr derartige Erleichterungen bereits getroffen, 
um den Belangen des Fahrpersonals Rechnung zu tragen. Danach 
kann bei Fahrzeugen des Nahverkehrs auf Kontrollbücher ver- 
zichtet werden, wenn auf dem Fahrzeug ein Fahrtschreiber wäh- 
rend der ganzen Dauer der Schicht in Betrieb ist und Beginn und 
Ende der Schicht und der Ruhepausen für jeden Kraftfahrer und 
Beifahrer auf dem Schaublatt besonders vermerkt werden. 

204. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bei Verneinung der 
Dr. Schmude vorstehenden Frage bereit, sich um die Frei- 
stellung solcher Fahrzeughalter von den ge- 
nannten Pflichten zu bemühen, die sich hin- 
sichtlich ihres Lastkraftwagens einer Ein- 
schränkung des Bewegungsradius unterwer- 
fen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. September 1972 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine Freistellung 
von den genannten Pflichten aus Gründen der Sicherheit im 
Straßenverkehr nicht vertretbar ist; die verbleibenden Kontroll- 
möglichkeiten wären zu gering. 
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205. Abgeordneter Gibt es Vorschläge der EWG-Kommission für 

Dr. Arnold die Einführung eines einheitlichen europä- 

ischen Führerscheins in allen Ländern der er- 
weiterten Gemeinschaft, die vorsehen, daß für 
Anfänger im ersten Führerscheinjahr die zu- 
lässige Höchstgeschwindigkeit auf 50 bzw. 70 
Stundenkilometer und bei Autobahnfahrten 
auf 100 Stundenkilometer beschränkt werden 
soll? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 6. September 1972 

Es ist richtig, daß die EWG-Kommission dem Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften entsprechende Vorschläge unterbreitet 
hat. Der Rat hat sie jedoch noch nicht an die Mitgliedstaaten 
weitergeleitet; sie konnten deshalb noch nicht geprüft werden. 


206. Abgeordneter Begegnet der Ausbau der Autobahn Frank- 
Dr. Freiwald furt/M.-West bis Frankfurter Kreuz auf acht 
Spuren und zwei Standspuren nach Osten so 
unüberwindlichen Schwierigkeiten, daß sich 
die Planung über die verständlichen Ein- 
sprüche von über 1000 Einwohnern des Stadt- 
teils Griesheim hinwegsetzen muß? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 1. September 1972 

Eine Verbreiterung der Autobahn nach Osten ist in dem in Frage 
stehenden Bereich, insbesondere südlich des Mains, aus wirt- 
schaftlichen Gründen nicht vertretbar. Da die bestehende Main- 
brücke erhalten bleiben muß, kann die neue Mainbrücke nur 
westlich davon gebaut werden. Damit ist auch nördlich des 
Mains, in Frankfurt/M. -Griesheim, die Verbreiterung der Auto- 
bahn nach Westen vorgesehen. Ein Verschwenken der Fahrbah- 
nen nördlich des Mains wäre unter Aufrechterhaltung des Ver- 
kehrs bei der hohen Verkehrsbelastung dieser Autobahn kaum 
durchführbar. Außerdem würde sich nur eine unwesentliche Ver- 
schiebung der Trasse ergeben. Für die Bewohner des an der 
Autobahn angrenzenden Stadtteils Griesheim würde damit keine 
Verbesserung geschalten werden. 


207. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß, falls die Erweiterung 
Dr. Freiwald trotz der erwähnten Einsprüche nach Westen 
erfolgen muß, unmittelbar mit dem Erweite- 
rungsbau selbst ausreichende, dem Stand der 
heutigen Technik entsprechende Schallschutz- 
einrichtungen im Interesse der betroffenen An- 
wohner erstellt werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 1. September 1972 

Es ist sichergestellt, daß in dem besonderen und begründeten 
Fall Griesheim bei einer Verbreiterung der Autobahn nach 
Westen die Errichtung einer Lärmschutzwand, soweit im Inter- 
esse der betroffenen Anwohner erforderlich, zu Lasten des Bun- 
des erstellt wird. 
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Die Kosten für die Lärmschutzmaßnahmen, die durch die An- 
schlußstelle der nördlichen Mainuferstraße bedingt sind, sind 
jedoch von der Stadt Frankfurt/M. zu übernehmen, weil die 
Kosten dieser Anschlußstelle entsprechend dem FStrG von der 
Stadt Frankfurt/M. zu tragen sind. 


208, Abgeordneter Sind die zur Zeit geplanten Auf- und Abfahr- 
Dr. Freiwald ten, die getrennt auf beiden Seiten des Mains 
vorgesehen sind, nur eine Notlösung, und 
wäre nicht vielmehr eine Bündelung der Auf- 
und Abfahrten in einem Punkt verkehrsgerech- 
ter? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 1. September 1972 

Das Planungskonzept für zwei Teilanschlüsse nördlich und süd- 
lich des Mains ist von der Stadt Frankfurt/M. aufgestellt worden, 
wie es auch im Gesamtverkehrsplan Frankfurt/M. enthalten ist. 
Eine Bündelung der Auf- und Abfahrten in einem Punkt wird 
von der Stadt Frankfurt/M. abgelehnt, weil sie die Funktion der 
Anschlußstelle vor allem in einer Bedienung des inneren Stadt- 
gebietes auf dem Wege über die beiden Mainuferstraßen sieht. 

Ein Übergang zwischen beiden Mainuferstraßen ist ca. 3 km 
weiter westlich an der bestehenden Schwanheimer Brücke mög- 
lich und wird später nach dem Bau des Frankfurter Stadtrings 
auch etwa 2 km östlich der geplanten Anschlußstellen am Main- 
ufer über die Knoten des Stadtringes mit den Mainuferstraßen 
unter Benutzung der Mainbrücke im Zuge des Stadtringes mög- 
lich sein. 


209. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, sobald als mög- 
Sdimidt lieh die für die Umgehung der Städte Grafing 

(Kempten) und Ebersberg im Rahmen der B 304 vorge- 

sehene Neutrasse so endgültig festzulegen, 
daß die Konzipierung der Flächennutzungs- 
und Baupläne beider Städte nicht mehr weiter- 
hin erheblich behindert oder blockiert wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 1. September 1972 

Für die neue vierspurige B 304 Buch-Ebersberg-Steinhöring- 
Wasserburg wird zur Zeit das in Bayern gesetzlich vorgeschrie- 
bene Raumordnungsverfahren vorbereitet. Eine Festlegung der 
Trasse gern. § 16 des Bundesfernstraßengesetzes kann erst nach 
Abschluß dieses Verfahrens erfolgen. Die Durchführung des 
Raumordnungsverfahrens obliegt dem Lande Bayern. 


210. Abgeordneter 

Schmidt 

(Kempten) 


Ist die Bundesregierung bereit zu überprüfen, 
ob es nach Festlegung der Neutrasse möglich 
ist, den für 1978 vorgesehenen Neubau durch 
Änderung der Prioritäten vorzuziehen, da sich 
insbesondere der Schwerlastverkehr auf der 
B 304 wesentlich stärker als vorgesehen ver- 
mehrt hat und so zu einer nicht mehr bis 
1978 ertragbaren innerstädtischen Verkehrs- 
situation geführt hat? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 1. September 1972 

Der Neubau der B 304 im Raum Ebersberg/Grafing wurde in 
die 1. Dringlichkeitsstufe des Bedarfplanes für die Bundesfern- 
straßen eingestuft. Eine Aufnahme in den 1. Fünf jahresplan 
(1971 bis 1975) konnte nicht erfolgen. Ein Termin für den Beginn 
des Projektes liegt daher noch nicht fest. Ob die Verlegung der 
B 304 im Raum Ebersberg im 2. Fünf jahresplan (1976 bis 1980) 
berücksichtigt werden kann, wird von dem Stand der Planungen 
und dem finanziellen Umfang des 2. Fünfjahresplanes abhängen. 
Dies läßt sich zur Zeit noch nicht übersehen. 


211. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß durch zu 
Gewandt schleppend geführte Grundstücksverhandlun- 

gen ein knapp 8 km langer Abschnitt der Auto- 
bahn zwischen Hamburg Landesgrenze und 
dem Hörster Dreieck nicht bis zur Eröffnung 
des neuen Elbtunnels fertig gestellt sein wird? 


212. Abgeordneter Wer trägt für derartige Fehlplanungen die 

Gewandt Verantwortung, und durch welche Maßnahmen 

will die Bundesregierung verhindern, daß nach 
der Eröffnung des Elbtunnels auf der west- 
lichen Autobahnumgehung kein Verkehrschaos 
entsteht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. September 1972 

Derartige Pressemeldungen treffen nicht zu. Die Planung für die 
BAB-Neubaustrecke „Westliche Umgehung Hamburg" wurde wie 
für alle neuen Bundesfernstraßen in Niedersachsen entsprechend 
§ 15 des Niedersächsischen Gesetzes über Raumordnung und 
Landesplanung vom 30. März 1966 (NROG) mit allen an der 
Planung beteiligten Behörden abgestimmt und die Linienführung 
im Einvernehmen mit den an der Raumordnung beteiligten Bun- 
desministern nach § 16 des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) 
bestimmt. Nachdem diese gesetzlich vorgeschriebenen Verfahren 
ordungsgemäß durchgeführt und zum Abschluß gekommen sind, 
haben sich Betroffene und Interessenten aus dem Ortsteil Flee- 
stedt der neu gebildeten Gemeinde Seevetal gegen diese BAB- 
Planung gewandt, mit dem Ziel, die Folgen des BAB-Baues von 
sich fern zu halten. Die rechtliche Sicherung der Planung im 
Planfeststellungsverfahren gern. §§ 17/18 FStrG konnte noch nicht 
abgeschlossen werden, weil einige Interessenten gegen den Plan- 
feststellungsbeschluß Widerspruch erhoben haben. 

Für die Durchführung des Grunderwerbs ist aber das Bestehen 
eines rechtsgültigen Planes der Baumaßnahme vorauszusetzen. 
Solange ein rechtsgültiger Plan nicht besteht, kann der Grund- 
erwerb nur in Vorverhandlungen vorbereitet werden. Dies ist 
auch bereits geschehen. Sobald rechtskräftige Pläne vorliegen — 
und es wird erwartet, daß dies in den nächsten Wochen erreicht 
wird — wird die Niedersächsische Straßenbauverwaltung den 
Grunderwerb mit Nachdruck betreiben. Die dann zur Verfügung 
stehende Zeit bis zur Fertigstellung der auf Hamburger Gebiet 
liegenden Streckenabschnitte insbesondere des Elbtunnels reicht 
aus, die in Rede stehende niedersächsische Teilstrecke verkehrs- 
bereit herzustellen. 
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Bei den gegebenen Verhältnissen vermag die Bundesregierung 
keine Fehlplanung festzustellen. Auch erscheinen andere Maß- 
nahmen im Zusammenhang mit der Eröffnung des Elbtunnels 
nicht erforderlich. 


213. Abgeordneter Welchen Stand hat das Verkehrsaufkommen 
Dr. Schmitt- auf der Autobahn München-Salzburg inzwi- 

Vockenhausen sehen erreicht, und welche Konsequenzen er- 

geben sich daraus im Hinblick auf einen 
schnellen mehrspurigen Ausbau dieser Auto- 
bahnstrecke? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. September 1972 

Nach der letzten Verkehrszählung im Jahre 1971 betrug der 
durchschnittliche tägliche Verkehr auf der Autobahn München- 
Salzburg im Abschnitt München-Holzkirchen 40 588 Kfz/24 Std. 
Die höchste Tagesbelastung im Jahre 1971 betrug 83 658 Kfz/24 
Std. Dieser Spitzenwert trat während der Osterfeiertage 1971 auf. 

Der Bedarfsplan für den Ausbau der Bundesfernstraßen sieht für 
den BAB-Abschnitt München-Holzkirchen eine Erweiterung der 
Strecke auf sechs Fahrspuren vor. Dieser Ausbau wurde zwischen 
der Stadtgrenze München und dem Äußeren Fernstraßenring in 
die 1. Dringlichkeitsstufe und bis zur Anschlußstelle Holzkirchen 
in die 2. Dringlichkeitsstufe eingereiht. Darüber hinaus soll der 
überlastete Autobahnabschnitt München-Holzkirchen durch die 
BAB-Neubaustrecke München-Rosenheim entlastet werden. Die- 
ses Projekt ist vordringlich und erhielt deshalb die 1. Dringlich- 
keit. Die ersten Beträge für diese Neubaustrecke sollen bereit- 
gestellt werden, sobald die gesamte Strecke baureif ist. Mit der 
Fertigstellung der Neubaustrecke München-Rosenheim kann 
etwa in der Mitte des 2. Fünf jahresplanes (1976 bis 1980) ge- 
rechnet werden. 

Wegen der außerordentlich hohen Verkehrsbelastung der Auto- 
bahnstrecke München-Holzkirchen kann ein Ausbau auf sechs 
Spuren im Hinblick auf die damit verbundenen Verkehrsstörun- 
gen erst dann erfolgen, wenn ein Teil des Verkehrs auf die neue 
Strecke München-Rosenheim verlagert werden kann. 


214. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, welche Bau- 
Dasch maßnahmen sie hinsichtlich des Baus der Bun- 

desautobahn Regensburg-Landshut-T raunstein 
insbesondere im Landkreis Mühldorf a. Inn bis 
1985 durchzuführen gedenkt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. September 1972 

Die BAB-Neubaustrecke Regensburg-Landshut-Traunstein wurde 
in den Abschnitten Grabenstätt-Garching a. d. Alz und Vilsbi- 
burg (B 388)-Geisenhausen (B 299) in die 1./3. Dringlichkeitsstufe 
und in den übrigen Abschnitten in die 3. Dringlichkeitsstufe ein- 
gereiht. Nur die Abschnitte in der 1. Dringlichkeit haben Aus- 
sicht, bis 1985 (voraussichtlich zunächst einbahnig) gebaut zu 
werden. 

Für die gesamte Strecke zwischen Regensburg und Traunstein 
wird zur Zeit das Raumordnungsverfahren durchgeführt. 
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215. Abgeordneter Wird sich die Bundesregierung im Minister- 
Dr. Apel rat der Europäischen Gemeinschaft bei der 

Festlegung des Mandats der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft zum Abschluß 
eines Handelsabkommens mit Brasilien mit 
Nachdruck dafür einsetzen, daß in diese Ver- 
handlungen auch der Abbau des brasilia- 
nischen Flaggenprotektionismus gegenüber 
den Reedereien der EWG-Länder mit einbezo- 
gen wird? 


216. Abgeordneter Wird die Bundesregierung entsprechend ihrer 
Dr. Apel Antwort zur Entschließung des Deutschen Bun- 

destages vom 18. Juni 1971 in Drucksache VI/ 
3620 ihre Partner in der Europäischen Gemein- 
schaft bei dieser Gelegenheit darauf aufmerk- 
sam machen, daß die gemeinsame Aktion der 
Europäischen Gemeinschaft bei Handelsver- 
tragsverhandlungen zur Abwehr gegen sie 
gerichteter Flaggendiskriminierungen für die 
Zukunft unserer Reedereien von großer Bedeu- 
tung ist? 


217. Abgeordneter Hat die Bundesregierung die in der Druck - 
Dr. Apel Sache VI/3620 Nummer 6 b angekündigte Prü- 

fung eines etwaigen Genehmigungsvorbehalts 
bei der Beteiligung deutscher Linienreedereien 
an Schiffahrtskonferenzen und Ladungsauf- 
teilungsabkommen als Instrument der Verstär- 
kung der Verhandlungsposition unserer Reeder 
gegenüber den Staatsreedereien und etwaigen 
unfairen Praktiken des Flaggenprotektionismus 
abgeschlossen, und ist sie dabei zu einem posi- 
tiven Ergebnis gekommen? 


218. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung aus einem 
Dr. Apel etwaigen positiven Ergebnis die entsprechen- 

den politischen Konsequenzen ziehen? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrode 
vom 15. September 1972 

1. Zu den beiden Fragen wegen eines Abschlusses eines Han- 
delsabkommens mit Brasilien und der Einbeziehung des bra- 
silianischen Flaggenprotektionismus in das Mandat der Kom- 
mission der EG sowie wegen der Aktionen der EG bei Handels- 
vertragsverhandlungen zur Abwehr gegen Flaggendiskrimi- 
nierungen: 

Ja, die Bundesregierung verweist auf ihre Stellungnahme zur 
Entschließung des Deutschen Bundestages vom 18. Juni 1971 
(Drucksache VI/3620 Nummer 6 a). 

Den Regierungen der anderen EG-Mitgliedsländer sind die 
Anstrengungen der Bundesregierung in dieser Hinsicht bekannt. 
Die Bundesregierung wird dabei auch künftig die große Bedeu- 
tung dieser Fragen für die Zukunft unserer Reedereien nicht 
außer acht lassen. 
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Dieser Haltung der Bundesregierung entspricht, daß sie sich auch 
bei den Vorbereitungen für den Abschluß eines Handelsabkom- 
mens EG/Brasilien mit Nachdruck dafür einsetzt, Fragen des 
brasilianischen Flaggenprotektionismus in das Verhandlungs- 
mandat der EG-Kommission aufnehmen zu lassen. 

2. Zu den beiden Fragen über den Genehmigungsvorbehalt 
bei Beteiligung deutscher Linienreedereien an Schiffahrtskonfe- 
renzen und Ladungsaufteilungsabkommen: 

Die in der Drucksache VI/3620 Nummer 6 b erwähnte Prüfung 
der Frage der Einführung eines Genehmigungsvorbehalts für die 
Beteiligung deutscher Linienreedereien an Schiffahrtskonferen- 
zen und Ladungsaufteilungsabkommen durch eine Arbeitsgrup- 
pe aus Vertretern des Bundesministeriums für Verkehr, des 
Auswärtigen Amtes und des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Finanzen ist inzwischen abgeschlossen worden und hat 
ergeben, daß eine derartige Regelung im Rahmen des Außen- 
wirtschaftsgesetzes möglich ist. Die Bundesregierung bereitet 
nunmehr eine entsprechende Rechtsvorschrift vor. 

219. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesrepublik Deutsch- 

Dr. Evers land für den Bau des Autobahnzubringers Frei- 

burg-Mitte Gelände erworben hat, das zum 
Teil infolge einer Trassenverschiebung später 
nicht benötigt wurde und bis heute nicht end- 
gültig vermessen werden konnte, so daß ein 
Teil der früheren Grundstückseigentümer für 
die teilweise zwangsweise abgetretenen Ge- 
ländeflächen bis heute keine Entschädigung 
erhalten hat, obwohl diese Grundstückseigen- 
tümer in den vergangenen Jahren die steuer- 
lichen Lasten für die gesamten früher vermes- 
senen Flächen aufzubringen hatten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. September 1972 

Auf der fertiggestellten Teilstrecke des Autobahnzubringers 
Freiburg-Mitte wird zur Zeit die Schlußvermessung durchgeführt. 
Die amtlichen Vermessungsergebnisse werden voraussichtlich 
Ende 1973 vorliegen. 

Soweit festgestellt werden konnte, haben die Grundstückseigen- 
tümer, die Flächen für den Autobahnzubringer abgeben mußten, 
eine vorläufige Entschädigung erhalten. Sobald die genaue 
Größe der jeweils in Anspruch genommenen Flächen auf Grund 
des Vermessungsergebnisses feststeht, wird die für die Durch- 
führung des Grunderwerbs zuständige Straßenverwaltung des 
Landes Baden-Württemberg die Endabrechnung mit den Grund- 
stückseigentümern vornehmen. Etwa dann noch zu zahlende 
Restkaufpreise werden vom Tage der Inbesitznahme der Flächen 
an verzinst. Steuerliche Belastungen des Grundbesitzes sind nach 
den Kaufverträgen von dem auf den Vertragsabschluß folgenden 
Steuerjahr an auf die Bundesrepublik Deutschland übergegangen. 

220. Abgeordneter Ist der Bundesminister für Verkehr bereit, 

Baier durch geeignete Maßnahmen dafür zu sorgen, 

damit die Vielzahl von Autounfällen auf der 
Autobahnstrecke Walldorf-Sinsheim, die als 
Folge des „Aquaplaning“ -Effekts nach Regen- 
fällen stattfinden, so weit wie möglich be- 
grenzt wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. September 1972 

Selbstverständlich ist der Bundesminister für Verkehr hierzu in 
Übereinstimmung mit der für die Unterhaltung und Verkehrs- 
sicherung zuständigen Landesverwaltung bereit. 

Der Bundesminister für Verkehr ist davon unterrichtet, daß die 
Landesstraßenbauverwaltung Baden-Württemberg beabsichtigt, 
auf der Autobahn Walldorf-Heilbronn im Raum Sinsheim eine 
Fahrbahndeckenerneuerung vorzunehmen. Die Arbeiten können 
insbesondere aus verkehrlichen und bautechnischen Gründen 
(Sommerreiseverkehr, Witterung) jedoch frühestens im Frühjahr 
1973 ausgeführt werden. 

Als Sofortmaßnahme zur Bewahrung der Verkehrsteilnehmer 
vor Regenunfällen wurden bereits verkehrspolizeiliche Maßnah- 
men vorgenommen, wobei durch entsprechende Beschilderung 
auf die Gefahren bei Nässe ausdrücklich hingewiesen wird. Be- 
sondere Gefahren können nämlich gerade auch hier von Uneben- 
heiten in der Fahrbahndecke ausgehen, die weitgehend durch den 
vorzeitigen Verschleiß infolge der Einwirkung von Spikes-Reifen 
hervorgerufen werden. 


221. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung die Gefahr, daß die 
von Thadden durch die Verzögerung in der Entscheidung 
zum Wasserstraßenanschluß für das Saarland 
der von der Bundesregierung bereits beschlos- 
sene Ausbau der Strecke Saarbrücken-Völk- 
lingen-Dillingen angelaufenen Maßnahmen 
nicht sinnvoll weitergeführt werden können 
und vor allem Planungen in der Linienführung 
der B 406 behindert werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 12. September 1972 

Nein, diese Gefahr sieht die Bundesregierung nicht. Im Bereich 
der Ausbaustrecke der Saar von Saarbrücken bis Dillingen wer- 
den die Saardurchstiche Saarbrücken/ St. Arnual und Saarlouis 
demnächst fertiggestellt sein. Vor Einleitung weiterer Bauvor- 
haben ist es notwendig, die Veränderungen der Hochwasser- 
abflußverhältnisse an der Saar auf der Strecke Dillingen/Konz 
durch Modellversuche zu prüfen. Die Aufträge hierfür sind ver- 
geben. Das Ergebnis der Untersuchung wird voraussichtlich Ende 
1973 vorliegen. 

Planungen von Maßnahmen im Zuge der Bundesautobahn Saar- 
brücken/Richtung Luxemburg (früher B 406) würden durch einen 
Ausbau der Saar berührt, aber nicht behindert. Die Planungs- 
arbeiten für die BAB-Neubaustrecke werden wie bisher so be- 
trieben, daß der Saarausbau möglich bleibt und die Bundesauto- 
bahn unabhängig davon gebaut werden kann. 


222. Abgeordneter Ich frage die Bundesregierung, warum nach 
Dr. Unland dem ersten 5-Jahres-Plan des Bundesverkehrs- 

ministers für die Jahre 1971 bis 1975 der 
Autobahnbau Emden/Ruhrgebiet (113) auf dem 
Teilstück vom Ruhrgebiet bis zur Kreuzung 
mit der Bundesstraße 54 im Raume Gronau 
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aus der ersten Dringlichkeitsstufe herausge- 
nommen wurde und ein Ausbau bis 1975 daher 
nicht mehr zu erwarten ist bzw. wann mit dem 
Ausbau der genannten Autobahnstrecke an- 
gesichts der Tatsache zu rechnen ist, daß diese 
nunmehr unter der Rubrik „weiterer Bedarf" 
aufgeführt ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 18. September 1972 

Die Einordnung einer Maßnahme in die 1. Dringlichkeit bedeutet 
nicht, daß diese Maßnahme auch im Rahmen des 1. Fünfjahres- 
plans (1971 bis 1975) begonnen bzw. fertiggestellt wird. Der 
Bedarfsplan und die drei Dringlichkeitsstufen sind losgelöst 
von einer zeitlichen Festlegung entwickelt worden. Nach dem 
vorausgeschätzten für die Bundesfernstraßen zweckgebundenen 
Anteil aus der Mineralölsteuer, der die Grundlage für die 
Realisierung des Bedarfsplanes bildet, ist damit zu rechnen, 
daß die in 1. Dringlichkeit eingestuften Maßnahmen bis 1985 
erfüllt sein werden. Dies trifft auch für die angesprochene 
Strecke zu. 


223. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß im 
Dr. Hubrig ersten Halbjahr 1972 häufig Geschenkpakete 

in die DDR trotz Einhaltung der Versand- 
bestimmungen kommentarlos an die Absender 
zurückgeschickt wurden? 

Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 18. August 1972 

Nach den Beobachtungen der Postämter wurden im Durchschnitt 
des ersten Halbjahres 1972 etwas mehr als ein Prozent der in die 
DDR gesandten Geschenkpakete an die Absender zurückgesandt. 
Diese Pakete trugen fast ausnahmslos den Vermerk: „Zurück. 
Sendung wird wegen Nichteinhaltung der Geschenkordnung vom 
5. 8. 1954 zurückgewiesen." Neben diesem Rücksendungsvermerk 
war der Kontrollstempel des zuständigen Zollamtes der DDR mit 
Datumsangabe abgedruckt. 

Ob bei den zurückgesandten Paketen die Versandbestimmungen 
der DDR beachtet worden sind oder nicht, können die Postämter 
nicht beurteilen, weil der Inhalt der Geschenkpakete dem Post- 
geheimnis unterliegt. 


224. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, daß nach der 
Vogt Gebührenerhöhung der Deutschen Bundespost 

vom 1. September 1971 in einigen Bereichen 
nicht die erwarteten Mehreinnahmen, sondern 
beträchtliche Einnahmeausfälle - so soll etwa 
im ersten Quartal 1972 das Aufkommen an 
Massendrucksachen um rund 10% gesunken 
sein - eingetreten sind, und ist die Bundes- 
regierung bereit, die tatsächliche mit der er- 
warteten Einnahmeentwicklung, aufgeschlüs- 
selt nach einzelnen Leistungsbereichen, für den 
Zeitraum von 1. September 1971 bis 30. Juni 
1972 bekanntzugeben? 
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Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 5. September 1972 

Gebührenvorlagen an den Postverwaltungsrat fügt die Deutsche 
Bundespost jeweils detaillierte Unterlagen bei, aus denen u. a. 
auch die vermuteten Verkehrsrüdegänge infolge einer Gebühren- 
anhebung zu ersehen sind. Die wahrscheinliche Elastizität der 
Nachfrage nach Postdienstleistungen - einschließlich der Inter- 
dependenz des Gebührengefüges - stellt eine der wirtschaftlich 
relevanten Rechengrößen dar, die der Ermittlung der Mehrein- 
nahmen anläßlich einer Gebührenerhöhung zugrundeliegen. 

Nach der Postgebührenerhöhung am 1. September 1971 sind in 
dem von Ihnen genannten Zeitraum 1. September 1971 bis 
30. Juni 1972 die von der Deutschen Bundespost veranschlagten 
Mehreinnahmen im vollen Umfang eingetreten. Die Verkehrs- 
rüdegänge bei den einzelnen Dienstleistungen hielten sich somit 
in dem vorausgeschätzten Rahmen. 

Bei der von Ihnen besonders angesprochenen Sendungsart „Mas- 
sendrucksachen" ist folgende Entwicklung eingetreten: Unter 
Berücksichtigung eines geschätzten Verkehrsrüdegangs von 9 v.H. 
wurden 88 Millionen DM jährliche Mehreinnahmen erwartet, das 
sind 22 Millionen DM im Vierteljahr. Tatsächlich aufgekommen 
sind an Mehreinnahmen im 4. Vierteljahr 1971 22,7 Millionen 
DM, im 1. Vierteljahr 1972 19,5 Millionen DM und im 2. Viertel- 
jahr 1972 22,8 Millionen DM. Es haben sich somit im 1. Viertel- 
jahr 1972 etwas weniger, im 2. Vierteljahr 1972 und im 4. Viertel- 
jahr 1971 etwas mehr an Einnahmen ergeben, als nach den Vor- 
ausberechnungen erwartet wurden. 


225. Abgeordneter Aus welchen Gründen hat die Deutsche Bun- 
Dr. Arndt despost die Versendungsart „Brieftelegramm" 

(Hamburg) im Inlandsverkehr abgeschafft, obwohl bei ihr 

gerade der personalintensive Zustellungsvor- 
gang nicht durchgeführt zu werden braucht? 

Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 8. September 1972 

Für Brieftelegramme wurden 50 v. H. der Wortgebühren er- 
hoben, die für gewöhnliche Telegramme zu bezahlen sind. Da- 
gegen betrugen die Kosten für die Bearbeitung von Brief- 
telegrammen fast 85 v. H. der Kosten, die im Durchschnitt für 
die Bearbeitung eines gewöhnlichen Telegramms aufzuwenden 
sind. Brieftelegramme wurden zwar in der Regel nicht durch 
Telegrammboten, sondern durch den Briefträger zugestellt. Die 
dadurch gegebene Senkung der Zustellkosten wurde jedoch zu 
einem erheblichen Teil von den Kosten für die Annahme und 
Übermittlung der gegenüber gewöhnlichen Telegrammen im 
Durchschnitt längeren Brieftelegramme aufgehoben. Die Tele- 
grammart Brieftelegramm ist nur noch verhältnismäßig gering 
in Anspruch genommen worden. Lediglich 10 v. H. aller im Jahre 
1971 aufgelieferten Telegramme sind Brieftelegramme gewesen. 
Die Postkunden hatten offensichtlich richtig erkannt, daß ein 
zur gleichen Zeit eingelieferter Brief den Empfänger gewöhnlich 
ebenso schnell erreicht wie ein Brieftelegramm. 

Es war nach meiner Auffassung daher auch ein Gebot der Fairneß 
gegenüber dem Kunden, einen Dienst aufzuheben, der im Bereich 
der Deutschen Bundespost für eine verhältnismäßig hohe Ge- 
bühr keine wesentlich bessere Leistung mehr bot als der normale, 
für den Kunden aber wesentlich billigere Briefdienst. 
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226. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die Versorgung der 
Zebisdi Bevölkerung im Zonenrandgebiet mit Dienst- 

leistungen auf dem Gebiet des Post- und Fern- 
meldewesens für ausreichend? 


227. Abgeordneter In welcher Höhe hat die Deutsche Bundespost 
Zebisdi Investitionen zur Deckung des Bedarfs an 

Leistungen im Fernmeldewesen im Zonenrand- 
gebiet in den Jahren 1969, 1970 und im Jahre 
1971 getätigt, und wie lauten die entsprechen- 
den Planungsdaten für die Jahre 1972 und 
1973? 


Antwort des Staatssekretärs Gsdieidle 
vom 14. September 1972 

Die Bundesregierung hält das Dienstleistungsangebot der Deut- 
schen Bundespost für die Bevölkerung im Zonenrandgebiet für 
voll ausreichend. Sie sieht hinsichtlich der Versorgung der 
Bevölkerung des Zonenrandgebietes und des übrigen Bundes- 
gebietes keine Unterschiede. 

Für den Ausbau der Fernmeldeanlagen in den Zonenrandgebieten 
sind nachstehende Beträge verausgabt worden bzw. Investitio- 
nen vorgesehen; 


Ausgaben bzw. Planungsdaten im Fernsprechdienst für: 


Rj. 

Vermittlungs- 

einrichtungen 

des 

Fernsprech- 

wesens 

Mio DM 

Einrichtungen 

der 

Verstärker- 

stellen 

Mio DM 

Ortsleitungs- 
netz und 
Fernkabel- 
anlagen 

Mio DM 

Summe 

Sp. 2 bis 4 

Mio DM 

1 

2 

3 

4 

5 

1969 

54,162 

12,069 

103,978 

170,209 

1970 

58,433 

12,779 

136,915 

208,127 

1971 

99,624 

18,691 

134,784 

253,099 

1972 

140,171 

29,257 

185,778 

355,206 

1973 

151,775 

32,755 

194,053 

378,583 


Die Ausgaben beziehen sich auf folgende Gebiete: 
Obeipostdiiektion Regensburg 

Roding, Cham, Kotzing, Mitterfels, Regen, Deggendorf, Wald- 
kirchen, Passau, Freyung, Obernzell, Tirschenreuth, Windisch- 
eschenbach, Weiden-Vohenstrauß, Oberviechtach. 

Oberpostdirektion Nürnberg 

Bad Kissingen, Schweinfurt, Mellrichstadt, Bad Neustadt (Saale), 
Bad Brückenau, Königshofen/Grabfeld, Hassfut, Ebern, Coburg, 
Hof (Saale), Kulmbach, Marktredwitz, Bayreuth, Bamberg, Lieh- 
tenfels, Kronach, Münchberg. 
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Oberpostdiiektion Frankfurt am Main 

Kassel, Eschwege, Melsungen, Hofgeismar, Fulda, Bad Hersfeld, 
Lauterbach, Schlüchtern, Hilders. 

Oberpostdirektion Braunschweig 

Braunschweig, Wolfenbüttel, Salzgitter, Helmstedt, Goslar, See- 
sen, Göttingen, Herzberg am Harz, Hann.-Münden, Northeim, 
Einbeck, Uslar. 

Oberpostdirektion Hannover 

Dahlenburg, Dannenberg, Luechow, Uelzen, Wittingen, Gifhorn, 
Wolfsburg, Peine, Hildesheim, Essenrode, Meine. 

Oberpostdirektion Hamburg 

Lübeck, Bad Oldesloe, Ratzeburg, Schwarzenbeck, Lüneburg. 


228. Abgeordneter Ist die Deutsche Bundespost angesichts der 
Dr. Dübber steigenden Buchungsgebühren bei den Banken 

und vor dem Hintergrund der Tatsache, daß 
die einmal jährliche Einziehung der Rundfunk- 
gebühren die Verwaltungskosten um 54 Pro- 
zent senken könnte - und somit auch für die 
Teilnehmer ein Rabett denkbar wäre nun- 
mehr mit den Ministerpräsidenten der Länder 
in Verhandlungen eingetreten, den Gebühren- 
Staatsvertrag zu ändern? 

Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 8. September 1972 

Die Deutsche Bundespost zieht die Rundfunkgebühren im Auf- 
trag und für Rechnung der Rundfunkanstalten gemäß landes- 
rechtlicher Rundfunkgebührenvorschriften ein. Nach entsprechen- 
den vorhergegangenen Untersuchungen hat die Deutsche Bun- 
despost im Jahre 1967 der ARD die Höhe der Verwaltungskosten 
für einen längeren als einmonatigen Zeitraum mitgeteilt. 

Die Rundfunkanstalten als Gläubiger der Rundfunkgebühren 
haben bei den für das Rundfunkgebührenwesen zuständigen 
Bundesländern eine Änderung der Fälligkeit oder die Gewäh- 
rung eines Gebührennachlasses bei längerfristiger Zahlungsweise 
der Rundfunkgebühr nicht erreicht. 

Der Deutschen Bundespost steht hinsichtlich des Rundfunkgebüh- 
renwesens kein Initiativrecht zur Änderung der Länder-Staats- 
verträge und der landesrechtlichen Regelungen über das Rund- 
funkgebührenwesen zu. Dennoch ist die Deutsche Bundespost, 
die beim Rundfunkgebühreninkasso als Auftragnehmerin nach 
den Weisungen der Rundfunkanstalten tätig wird, an einer 
kostengünstigen Abwicklung des Rundfunkgebühreneinzugs in- 
teressiert. 

Am 3. Juli 1972 fand in der Staatskanzlei des Landes Rheinland- 
Pfalz in Mainz ein rundfunkpolitisches Grundsatzgespräch zum 
Rechtsverhältnis Bundespost/Rundfunkanstalten statt, an dem 
u. a. der Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz - als Vorsitzen- 
der der Rundfunkkommission der Länder -, der Intendant des Süd- 
westfunks - als Vorsitzender der ARD - und der Bundesminister 
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für das Post- und Fernmeldewesen teilgenommen haben. Bei die- 
sem Spitzengespräch wurden auch Fragen des Rundfunkgebüh- 
reneinzugs erörtert. Es bestand Einverständnis darüber, daß die 
wirtschaftlichste Methode des Einzugsverfahrens gewählt werden 
müsse. Expertengespräche über Einzelheiten eines neuen Verfah- 
rens sind im Gange. 


229. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, ob und in 
Wuttke welchem Umfang die Deutsche Bundespost 

ihrer Verpflichtung, die Wirtschaft in Berlin 
(West) und in den Zonenrandgebieten zu för- 
dern, nachgekommen ist? 


Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 8. September 1972 

Die Förderung der Wirtschaft in Berlin (West) und in den Zonen- 
randgebieten gehört zu den besonderen Anliegen der Deutschen 
Bundespost. Der Umfang der regionalen Förderungen konnte in 
letzter Zeit weiter ausgebaut werden. 

Die Deutsche Bundespost hat Aufträge auf Lieferungen und Lei- 
stungen an die Westberliner Wirtschaft in Höhe von 

663,8 Mio DM im Rechnungsjahr 1969, 

785.5 Mio DM im Rechnungsjahr 1970 und 

864.6 Mio DM im Rechnungsjahr 1971 

und 

an die Wirtschaft in den Zonenrandgebieten in Höhe von 

347.0 Mio DM im Rechnungsjahr 1969, 

377.6 Mio DM im Rechnungsjahr 1970 und 

438.1 Mio DM im Rechnungsjahr 1971 
erteilt. 

Damit betrugen die Förderungsmaßnahmen in den letzten drei 
Jahren einschließlich der Vergaben an „Sonstige bevorzugte 
Bewerber" - Vertriebene, Flüchtlinge, Entschädigungsberechtigte, 
Evakuierte und Schwerbeschädigte - (141,6 Mio DM) insgesamt 

3.6 Mrd DM. Das sind rd. 20 v. H. des Gesamtauftragsvolumens 
der Deutschen Bundespost (1969 bis 1971 18,6 Mrd DM). 

Die Deutsche Bundespost kommt damit ihrer Verpflichtung, die 
Wirtschaft in Berlin (West) und in den Zonenrandgebieten zu 
fördern, voll nach. 


230. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Wuttke Deutschen Bundespost, deren Geschäftsbericht 

1971 einen Verlust von rund eineinhalb Mil- 
liarden DM ausweist, vorgeworfen wird, einen 
Teil dieses Verlustes durch Rationalisierungs- 
versäumnisse selbst verschuldet zu haben, und 
welche Anstrengungen sind unternommen wor- 
den, um diesen Vorwurf zu entkräften? 
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Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 8. September 1972 

Der angesprochene Vorwurf, ein Teil des im Geschäftsbericht 
1971 der Deutschen Bundespost ausgewiesenen Verlustes sei 
durch Rationalisierungsversäumnisse selbst verschuldet worden, 
ist der Bundesregierung bekannt. Er ist jedoch völlig unzutref- 
fend. Im Durchschnitt der letzten Jahre nahm der Post- und 
Fernmeldeverkehr im Verhältnis zur Personalvermehrung um 
etwa 11:1 zu. Durch Rationalisierungsmaßnahmen hat die Post 
dadurch jährlich rund 5000 Arbeitsplätze eingespart. Vergleicht 
man die Produktivitätszunahme pro Kopf bei der Deutschen 
Bundespost mit der in der gewerblichen Wirtschaft, so läßt sich 
seit einigen Jahren beobachten, daß die Produktivitätszunahme 
pro Kopf bei der Post um einiges höher liegt als in der gewerb- 
lichen Wirtschaft. (Zum Vergleich: 1962 bis 1970 Produktivitäts- 
zunahme pro Kopf bei der Deutschen Bundespost 54,5 v. H., in 
der gewerblichen Wirtschaft 51,9 v. H.) 

Durch Steigerung ihrer Rationalisierungsmaßnahmen im organi- 
satorischen, technischen und sozialen Bereich ist es 1971 gelun- 
gen, das tatsächliche wirtschaftliche Ergebnis, gemessen am Vor- 
anschlag, um 165 Mio DM zu verbessern. 

Die Rationalisierungsbemühungen sind im Jahre 1972 verstärkt 
fortgesetzt worden. Mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlich- 
keit wird ein entsprechender Erfolg deshalb auch in diesem Jahr 
zu erwarten sein. 


231. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß immer 
Matthes noch einige hunderttausend Antragsteller län- 

ger als vier Wochen auf die Herstellung ihres 
Fernsprechanschlusses warten müssen, und 
welche Anstrengungen hat die Deutsche Bun- 
despost unternommen, um diese unerfreuliche 
Entwicklung zu stoppen? 


232. Abgeordneter Da in den Vereinbarungen zwischen dem Bun- 
Matthes despostministerium und dem Ministerium für 

Post- und Fernmeldewesen der DDR beide 
Verwaltungen sich bereit erklärt haben, ihre 
Verkehrsbeziehungen zu verbessern, frage ich, 
was hat sich davon bisher realisieren lassen? 

Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 8. September 1972 

Die Zahl der Fernsprechhauptanschlüsse, die innerhalb von vier 
Wochen nicht betriebsfertig hergestellt werden können, betrug 
Ende Juli dieses Jahres 479 229; davon 168 878 Hauptanschlüsse, 
weil die Vermittlungsstellen nicht aufnahmefähig waren (feh- 
lende technische Einrichtungen, Gebäude, Räume oder Grund- 
stücke), 182 303 Hauptanschlüsse wegen Fehlens der Anschluß- 
leitung, 122 969 Hauptanschlüsse, weil beide genannten Voraus- 
setzungen gleichzeitig fehlten und 2079 aus sonstigen Gründen. 

Der jährliche Nettozugang an Hauptanschlüssen, der in den Jah- 
ren 1970 und 1971 über der Millionengrenze lag, wird auch im 
Jahr 1972 etwa 1 Million betragen. Mit den jährlichen Zuwachs- 
raten von 14,3% im Jahr 1970, 12,4% im Jahr 1971 und voraus- 
sichtlich 10,6% im laufenden Jahr liegt die Bundesrepublik 
Deutschland an der Spitze aller Staaten Europas. 
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Nachstehende Tabelle zeigt, wie sehr die Deutsche Bundespost 
bemüht bleibt, dieser überaus starken Nachträge der letzten 
Jahre mit verstärktem Investitionsaufwand nachzukommen: 


Rj. 

Investitionen für 
Fernmelde- 
anlagen 
(Sachausgaben) 
Mio DM 

davc 

Fernsprech- 
ortsverkehr 
Mio DM 

m für 

Fernsprech- 
fernverkehr 
Mio DM 

1970 

3567,9 

2707,6 

611,4 

1971 

4522,6 +26,8% 

3217,8 +18,8% 

954,9 +56,2% 

1972 

5606,0 +24,0 % 

3730,0 + 15,9% 

1385,0 +45,0% 

1973 

(geschätzt) 

6150,0 + 9,7% 

3902,0 + 4,6% 

1750,0 +26,4% 


Die auffallende aber dringend notwendig gewordene starke Stei- 
gerung der Investitionen für die Fernverkehrsebene zur Besei- 
tigung der Engpässe in den Knotenvermittlungsstellen, den Ver- 
stärkerstellen und den Fernleitungsnetzen ging dabei zu Lasten 
der Ortsebene. Dennoch konnte die „Warteliste" von 610 940 
Antragstellern am Anfang dieses Jahres auf zur Zeit rd. 476 000 
verringert werden. 

Nach den Vereinbarungen vom 29. April 1970 und 30. September 
1971 zwischen dem Bundesministerium für das Post- und Fern- 
meldewesen und dem Postministerium der DDR wurden für den 
Fernsprechverkehr zwischen den Netzen der beiden Verwaltun- 
gen insgesamt 349 Fernsprechleitungen neu geschaltet. Dadurch 
wurde die Aufnahme des halbautomatischen Fernsprechverkehrs 
zwischen dem Bundesgebiet und der DDR mit Berlin (Ost) in bei- 
den Richtungen sowie von Berlin (West) nach der DDR möglich. 
(Beim halbautomatischen Fernsprechverkehr wählt die Vermitt- 
lungskraft des Abgangsamtes den gewünschten fernen Fern- 
sprechanschluß ohne Beteiligung einer zweiten Vermittlungs- 
kraft im Zielbereich selbst an.) Aus Berlin (West) können die 
Fernsprechkunden nun auch ihre Gesprächspartner im gesamten 
Bereich Potsdam selbst anwählen. Die Verwaltung der DDR hat 
aus dem Bereich Potsdam und aus Berlin (Ost) die Selbstwahl 
durch den Teilnehmer nach Berlin (West) zugelassen. Aus dem 
übrigen Teil der DDR werden die Fernsprechanschlüsse in Berlin 
(West) ebenfalls halbautomatisch erreicht. 

Auch wurde das Verfahren zur Übermittlung von Telegrammen 
zwischen dem Bundesgebiet und Berlin (West) einerseits und der 
DDR und Berlin (Ost) andererseits in beiden Richtungen erfolg- 
reich auf Wählverkehr umgestellt. 

Ebenso sind , für den Telexverkehr zwischen den Telexnetzen 
der beiden Verwaltungen 2 X 22 bzw. 2X18 Telexleitungen neu 
geschaltet. 

Die bisher bestehenden Tonleitungen, die zwischen den beiden 
Gebieten bestanden, wurden umgeschaltet und ihre Übertra- 
gungsqualität für den Programmaustausch dem Stand der heu- 
tigen Technik angepaßt. 

Zwischen Dequede und Gartow ist eine Richtfunkverbindung 
eingerichtet, die den Programmaustausch von Fernsehsendungen 
in Farbe ermöglicht. 

Für den Postdienst haben Expertengruppen der Deutschen Bun- 
despost und der Deutschen Post der DDR in mehreren Verhand- 
lungsrunden Vereinbarungen getroffen, die sowohl eine Be- 
schleunigung als auch eine betriebliche Vereinfachung der Brief-, 
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Pädcchen- und Paketbeförderung in beiden Richtungen zum Ziel 

haben. Im einzelnen ist folgendes erreicht worden: 

1. Die Bahnpostverbindungen wurden mit Wirkung vom 28. Mai 
1972 (Sommerfahrplanwechsel) im Interesse einer Beschleuni- 
gung zweckmäßiger gestaltet; die Bahnpostwagen werden 
nunmehr vorwiegend in Reisezügen geführt. Der Wagenein- 
satz wurde gestrafft, der Bedarf an Bahnpostwagen um rd. 
25 °/o gesenkt. Auch eine bessere Auslastung der Wagen durch 
Beiladung gewöhnlicher Pakete wurde vereinbart. 

2. Die gegenseitige Zuarbeit wurde verbessert. Die Sendungen 
aus der DDR werden jetzt feiner bearbeitet und zweckmäßiger 
und zügiger nach dem Bundesgebiet abgeleitet. Dadurch wer- 
den im Bereich der Deutschen Bundespost zeitaufwendige 
Verteil-, Umschlag- und Beförderungsleistungen eingespart. 
Die Deutsche Bundespost konzentriert die Bearbeitung der 
Sendungen nach der DDR und Berlin (Ost) auf wenige ver- 
kehrsgeographisch günstig gelegene Schwerpunktämter. Da- 
durch erreicht sie dort einen Stoffanfall, der die Feinsortie- 
rung der Briefe und Päckchen auf die 224 Leitbereiche der 
Deutschen Post und die Leitung der Pakete in direkten Ver- 
bindungen auf die sieben Paket-Eingangsknoten der Deut- 
schen Post gestattet. Entsprechende Maßnahmen wurden auch 
für den Verkehr zwischen den beiden Teilen von Berlin ab- 
gesprochen. Im Briefdienst gilt die neue Regelung bereits 
seit dem Sommerfahrplanwechsel, der Päckchen- und Paket- 
dienst wird mit Wirkung vom 1. Oktober 1972 (Winterfahr- 
planwechsel) auf die neuen Abreden umgestellt. 

3. Ortsverzeichnisse, Postleitzahlen-Verzeichnisse, Leitkarten, 
Postkursbücher und dergleichen werden regelmäßig gegen- 
seitig ausgetauscht. 

4. Sowohl auf Ämter- wie auf zentraler Ebene besteht jetzt stän- 
diger Kontakt. Ein Erfahrungsaustausch ist für Januar 1973 
vorgesehen. 

5. Laufzeitprüfungen haben ergeben, daß im allgemeinen eine 
Beschleunigung der Postbeförderung eingetreten ist; noch un- 
befriedigenden Ergebnissen wird zur Zeit nachgegangen. 


233. Abgeordneter Da aus dem Geschäftsbericht 1971 der Deut- 
Wende sehen Bundespost erkennbar ist, daß einer Ver- 

kehrssteigerung von 76,6 v. H. (seit 1962) nur 
eine Personalvermehrung von 10,6 v. H. ge- 
genüber gestanden hat und da das vermuten 
läßt, daß diese Verkehrszunahme nur mit Hilfe 
von rigorosen Rationalisierungsmaßnahmen zu 
bewältigen gewesen ist, frage ich, was getan 
worden ist, um das Personal vor unbilligen 
Härten, die im Gefolge solcher Maßnahmen 
unausbleiblich sind, zu schützen? 


234. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die kom- 
Wende munale Neugliederung zum Teil mit großen 

Härten für Fernsprechteilnehmer verbunden 
ist, weil trotz der Eingemeindung die alten 
Ortsnetze bestehen bleiben und die Fern- 
sprechteilnehmer Gebühren für Ferngespräche 
entrichten müssen, obwohl sie nur innerhalb 
der Gemeinde telefonieren, und was tut die 
Deutsche Bundespost, um ihre Ortsnetze der 
kommunalen Neuordnung anzupassen? 
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Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 8. September 1972 

Die Verkehrssteigerungen sowie der Personalfehlbestand waren 
ursächlich dafür, daß für das von Rationalisierungsmaßnahmen 
betroffene Personal andere zumutbare Beschäftigungsmöglichkei- 
ten gefunden werden konnten. Auch die erhebliche Personal- 
fluktuation - bei der Deutschen Bundespost scheiden pro Jahr 
etwa 30 000 Kräfte infolge altersmäßig bedingten Abgangs sowie 
eigene Kündigung aus - begünstigt den Einsatz auf anderen 
Arbeitsplätzen. 

Seit Mitte dieses Jahres sind schon bestehende Schutzregelungen 
durch den Abschluß von Rationalisierungsschutzverträgen für 
Arbeiter und Angestellte sowie entsprechende Regelungen für 
Beamte und Posthalter in so umfassender und vorbildlicher 
Weise geregelt worden, daß nunmehr, nach diesen Maßnahmen, 
unbillige Härten für das Personal nicht mehr auftielen können. 

Die Auswirkungen der unterschiedlichen Abgrenzung von kom- 
munalen Gebietseinheiten und Fernsprechortsnetzen sind der 
Bundesregierung bekannt. Forderungen, die Fernsprechortsnetze 
den Bereichen der durch die kommunale Neugliederung gebilde- 
ten Groß- bzw. Verbandsgemeinden anzupassen, sind jedoch - so 
verständlich sie auf den ersten Blick erscheinen - leider schon 
aus praktischen Gründen nicht erfüllbar, weil die Leitungen des 
Fernsprechnetzes in der Erde fest verlegt und auf bestimmte Zen- 
tralpunkte - die Vermittlungsstellen - ausgerichtet sind. Wollte 
man etwa das bestehende, in jahrzehntelanger Entwicklung ent- 
standene Kabelnetz, das zur Zeit bei der Deutschen Bundespost 
mit rd. 6 Mrd DM als Anlagevermögen zu Buche steht, allgemein 
umstrukturieren, so wären unübersehbare Investitionsanstren- 
gungen nötig, die sich zwangsläufig auch in der Höhe der Fern- 
sprechgebühren niederschlagen müßten. Ein solcher Effekt läge 
weder im Interesse der Deutschen Bundespost und ihrer Kunden 
noch in dem unserer gesamten Volkswirtschaft. Das öffentliche 
Fernsprechnetz wird zwar entsprechend der fortschreitenden Be- 
siedelung weiter ausgebaut, wobei neben den technischen, wirt- 
schaftlichen und tariflichen Gesichtspunkten nach Möglichkeit 
auch die örtliche Entwicklung des betreffenden Gebiets berück- 
sichtigt wird, aber es kann in seiner Struktur und Gliederung 
nicht beliebig geändert werden. 

Nicht zuletzt wegen der Schwierigkeiten, die eine allgemeine 
Umstrukturierung des Fernmeldenetzes verhindern, ist mit dem 
Inkrafttreten der neuen Fernmeldeordnung am 1. Juli 1971 die 
Einführung eines neuen, großraumorientierten Gesprächstarifs 
beschlossen worden, durch den die Tarifgrenzen von den Orts- 
netzgrenzen gelöst und die Ortsgebührenbereiche (Nahverkehrs- 
bereiche) von derzeit etwa 70 qkm auf künftig ca. 2000 qkm er- 
weitert werden. Der Nahverkehrsbereich wird sich künftig nicht 
mehr nur auf den eigenen Ortsnetzbereidi, sondern auch auf alle 
umliegenden, bis zu 25 km entfernten Ortsnetze erstrecken. Jedes 
einzelne Ortsnetz ist Zentrum eines solchen Nahverkehrsbereichs. 
Deshalb können von jedem Ortsnetz aus im Durchschnitt 30 an- 
dere Ortsnetze zur Ortsgesprächsgebühr erreicht werden. 

Die Umstellung auf den neuen Tarif, die in der Öffentlichkeit 
zu Recht als raumordnungsfreundlich Zustimmung gefunden hat, 
wird nach umfangreichen technischen Vorbereitungsmaßnahmen 
1975 beginnen und soll möglichst bis 1984 im gesamten Bundes- 
gebiet durchgeführt sein. 
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235. Abgeordneter Welche Entwicklung hat der innerdeutsche 
Dr. Geßner Telefonverkehr seit dem Abschluß des Proto- 

kolls vom 30. September 1971 genommen, und 
wie lang sind die durchschnittlichen Warte- 
zeiten? 


236. Abgeordneter 

Dr. Geßner 


Welche Erfahrungen sind mit dem Selbstwähl- 
verkehr von Westberlin aus gemacht worden? 


Antwort des Staatssekretärs Gscheidle 
vom 8. September 1972 

Im innerdeutschen Fernsprechverkehr werden jetzt gegenüber 
dem Jahre 1971 täglich etwa 75 v. H. mehr Gespräche hergestellt. 
Die durchschnittlichen Wartezeiten betrugen im August 1972 für 
die Fernsprechverkehrsbeziehungen aus dem Bundesgebiet nach 
der DDR und Berlin (Ost) 

für Ziele, die seit Ende Dezember 1971 halbautomatisch erreich- 
bar sind (die Vermittlungskraft im Bundesgebiet wählt den Teil- 
nehmer in der DDR selbst an), nur noch zwischen 0 und 9 Minu- 
ten, 

für Verbindungen, die nur unter Mitwirkung einer zweiten Ver- 
mittlungskraft (in Leipzig, Magdeburg oder Schwerin) bereit- 
gestellt werden konnten, etwa 1 Stunde für Leipzig und Magde- 
burg und etwa 2 bis 3 Stunden für Schwerin. 

1971 konnten zu einer vergleichbaren Tageszeit die Gesprächs- 
verbindungen erst nach einer durchschnittlichen Wartezeit von 
2 bis 4 Stunden bereitgestellt werden. Von kurzzeitig wirksamen 
Ausnahmen abgesehen, die auch nur auf einzelne Verkehrs- 
beziehungen über Schwerin beschränkt sind, wird die Gesprächs- 
zeit nicht mehr beschränkt. 

Seit 1971 ging der Anteil der Anmeldungen, für die der Fern- 
sprechkunde einen Vorrang verlangte, bei dringenden Gesprä- 
chen (doppelte Gebühr) von 45 v. H. auf 6 v. H. und bei Blitz- 
gesprächen (lOfache Gebühr) von etwa 1,8 v. H. auf 0,15 v. H. 
zurück. 

Bei den Fernsprechbeziehungen aus Berlin (West) nach der DDR 
ohne Berlin (Ost) zu Zielen, die seit Mitte Dezember 1971 halb- 
automatisch erreichbar sind, betragen die Wartezeiten jetzt nur 
noch etwa Ve bis V 12 gegenüber Anfang des Jahres 1972, bei 
den Verbindungen, die nur unter Mitwirkung einer 2. Vermitt- 
lungskraft (in Potsdam) bereitgestellt werden, nur noch etwa Vs. 
Auch hier ist der Anteil der Blitzgespräche von 12 v. H. auf etwa 
2 v. H. zurückgegangen. 

Von Berlin (West) in den Bereich Potsdam werden jetzt täglich 
mehr als doppelt so viele Gespräche von den Fernsprechkunden 
selbst gewählt, als 1971 täglich nach der gesamten DDR ohne 
Berlin (Ost) vermittelt wurden. Insgesamt werden jetzt täglich 
etwa viermal so viele Gesprächsverbindungen in die DDR ohne 
Berlin (Ost) hergestellt als 1971. 

Für die selbstgewählten Gesprächsverbindungen treten selbst in 
den Spitzenzeiten keine Wartezeiten auf, auch gibt es dafür 
keine Gesprächszeitbegrenzung mehr. 
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Wenn das Verkehrsangebot für die bereits zugelassenen Ziele 
im Selbstwählferndienst nach der Ferienzeit nicht stärker zu- 
nimmt, so werden in naher Zukunft weitere Ziele für den Selbst- 
wählferndienst zugelassen. 

Von Berlin (West) nach Berlin (Ost) können jetzt täglich etwa 
zehnmal so viel Ortsgesprächsverbindungen bereitgestellt wer- 
den als zu Anfang 1971, und zwar jeweils mit einer Sprechzeit 
von 6 statt bisher 3 Minuten. Mit den für diese Verkehrsbezie- 
hungen zur Verfügung stehenden 65 Fernsprechleitungen ist es 
noch nicht möglich, die Selbstwahl durch den Teilnehmer zuzulas- 
sen, weil das Verkehrsangebot die Leistungsfähigkeit dieser Lei- 
tungen für den Selbstwählferndienst bei weitem übersteigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Städtebau und Wohnungswesen 


237. Abgeordneter Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung 
Dr. Slotta dem wünschenswerten forcierten Bau von Ser- 

vice-Häusern bei, in denen Wohnanlagen mit 
Dienstleistungseinrichtungen, vor allem für be- 
rufstätige Mütter — ohne daß privilegierte 
Gruppen bevorzugt werden — , verbunden 
sind (Kindertagesstätte, kleine Krankenstation 
für unpäßliche Kinder, Putzdienst, Einkaufs- 
läden, Spielflur, Babysitter-Dienst u. a.), wel- 
che Zuständigkeiten im Beantragungsverfah- 
ren hat die Bundesregierung, in welchem Um- 
fang kann die Bundesregierung bei Modell- 
bauten über die Zuschüsse des Landes hinaus- 
gehen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Storck 
vom 18. August 1972 

Die Bundesregierung begrüßt alle Maßnahmen, die vor allem 
den alleinstehenden Frauen mit Kindern die Eingliederung in 
das Berufsleben ermöglichen und erleichtern. Die Einrichtung 
sogenannter Service-Häuser, die das Wohnen mit einem viel- 
fältigen Dienstleistungsangebot verbinden, kann dabei eine 
wirksame Hilfe bedeuten. Ich habe deshalb im Jahre 1970 gut- 
achtliche Empfehlungen für die Einrichtung eines Service-Hau- 
ses durch eine Arbeitsgruppe erarbeiten lassen; dabei kam es 
insbesondere auch auf die Ermittlung der mit der Errichtung 
eines Service-Hauses verbundenen wirtschaftlichen Belastung an. 

Der Arbeitsgruppe gehörten an, 

Frau Dorothea Asmussen, Kiel, 

Frau Hilde Kratz, Saarbrücken, und 

Frau Dr. Helga Stödter, Hamburg. 
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Das Ergebnis der Untersuchungen ist in Band 27 der Schriften- 
reihe des Bundesministeriums für Städtebau und Wohnungs- 
wesen veröffentlicht. Diese Veröffentlichung hat in den interes- 
sierten Kreisen ein lebhaftes Interesse gefunden. Ein Exemplar 
der Broschüre füge ich bei. Im Vorwort habe ich meine Bereit- 
schaft bekräftigt, Objekte dieser Art zu fördern, sofern sie im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaues zu wirtschaftlich tragba- 
ren Bedingungen erstellt werden können. 

Im Rahmen der aus meinem Haushalt geförderten Versuchs-, 
Vergleichs- und Demonstrativbauvorhaben können Projekte 
dieser Art durchgeführt werden, wenn ihre finanzielle Förderung 
von den zuständigen Ministerien der Länder befürwortet wird. 

Bei den bis jetzt mit Mitteln meines Hauses geförderten Woh- 
nungsbaumaßnahmen dieser Art sind die Wohnungsgrößen und 
ihre Ausstattung mit arbeitserleichternden Einrichtungen auf die 
Erfüllung der Bedürfnisse insbesondere berufstätiger Mütter ab- 
gestimmt worden. Den Wohnungen soll in der Regel eine Kinder- 
tagesstätte unmittelbar zugeordnet sein, wenn nicht im Fußweg- 
nahbereich zu den Wohnungen eine Kindertagesstätte zur Ver- 
fügung steht. Lage und Anordnung dieser Projekte ist jeweils 
so vorgesehen, daß sich Einkaufsmöglichkeiten und Dienstlei- 
stungseinrichtungen im Fußwegnahbereich befinden. In diesem 
Zusammenhang darf an die Antwort auf die Mündliche Anfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Arndt (Hamburg) vom 23. Juni 1972 
(Niederschrift der 196. Sitzung des Deutschen Bundestages) er- 
innert werden. 

In einem Demonstrativbauvorhaben in Nordrhein-Westfalen 
(Porz) ist eine erste Planungsmaßnahme dieser Art mit zunächst 
21 Wohnungen versuchsweise durchgeführt worden und fand 
eine positive Beurteilung. Ein weiteres Vorhaben dieser Art mit 
40 Wohnungen für alleinstehende Frauen bzw. Mütter mit unmit- 
telbar dem Wohnblock zugeordneter Kindertagesstätte ist in 
Bremen-Huchting durchgeführt worden. 

Ein Vorhaben in Bremen-Osterholz-Tenever mit 227 Wohnungen, 
von denen rund 140 Wohnungen für alleinstehende berufstätige 
Frauen bzw. Mütter bestimmt sind und die übrigen Wohnungen 
für berufstätige Ehepaare mit Kindern, sieht neben der Aus- 
stattung mit arbeitserleichternden Einrichtungen für Berufstätige 
und einer dem Wohnblock unmittelbar zugeordneten Kinder- 
tagesstätte auch einen Selbstbedienungsladen, zwei Arztpraxen, 
ein Friseur-Geschäft und eine Gaststätte innerhalb des Wohn- 
blocks vor; darüber hinaus wird die Stadt eine große Kinder- 
tagesstätte und eine Schule in unmittelbarem Fußwegnahbereich 
errichten. 

In planerischer Vorbereitung befindet sich eine ähnliche, aber 
dem Umfang nach kleinere Wohnanlage im Nordwesten Nieder- 
sachsens (Achim) mit rund 100 Wohnungen, die ebenfalls zu weit 
überwiegendem Teil berufstätigen Alleinstehenden mit Kindern 
zur Verfügung gestellt werden sollen. 

Bei der Förderung der Projekte werden die Bundessondermittel 
zur Förderung von Versuchs-, Vergleichs- und Demonstrativbau- 
vorhaben grundsätzlich zusätzlich zu den nach den jeweilig gel- 
tenden Wohnungsbauförderungsbestimmungen der Länder be- 
reitzustellenden Landesmittelhöchstsätzen gewährt. 

Die Höhe der Förderung mit Bundesmitteln hängt von der Wirt- 
schaftlichkeit des jeweiligen Objektes und der sich daraus er- 
gebenden finanziellen Belastung für die künftigen Bewohner ab. 
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Erscheint es der Bundesregierung gerechtfer- 
tigt, gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
die Verwaltung fremder Wohnungen weiter- 
hin mit einer Ausnahmebewilligung nur zu 
erteilen, soweit im Höchstfall die Verwaltung 
fremder Wohnungen 10% des gesamten Woh- 
nungsbestands des betreffenden Unternehmens 
nicht überschreitet, obwohl nach § 10 Abs. 1 c 
der Durchführungsverordnung zum Wohnungs- 
gemeinnützigkeitsgesetz eine solche Aus- 
nahmegenehmigung lediglich an die allge- 
meine Voraussetzung geknüpft ist, daß durch 
die Fremdverwaltung die Gemeinnützigkeit 
des Wohnungsunternehmens nicht beeinträch- 
tigt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 24. August 1972 

Für die Erteilung der Ausnahmebewilligung gemäß § 10 Abs. 1 
Buchstabe c der Verordnung zur Durchführung des Wohnungs- 
gemeinnützigkeitsgesetzes (WGGDV) sind ausschließlich die 
obersten Landesbehörden zuständig, und zwar im Einvernehmen 
mit den obersten Finanzbehörden. Sie haben nach pflichtgemä- 
ßem Ermessen darüber zu entscheiden, in welchem Ausmaß die 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen auch Geschäfte betrei- 
ben dürfen, die für sie sonst nicht grundsätzlich zugelassen sind, 
wozu insbesondere die Verwaltung fremder Wohnungen in 
fremdem Namen und auf fremde Rechnung gehört, soweit nicht 
die Voraussetzungen gemäß § 7 Abs. 2 der Verordnung vor- 
liegen. Die Begrenzung des Ausmaßes, in dem diese Geschäfte 
betrieben werden dürfen, kann „nach Objekt, Zeit oder Summe" 
erfolgen. 


238. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbadi) 


239. Abgeordneter Ist es nicht geboten, bei der in Frage 238 
Dr. Hauser angesprochenen Ausnahmegenehmigung zur 

(Sasbadi) Verwaltung fremder Wohnungen durch ge- 

meinnützige Wohnungsunternehmen, sofern 
überhaupt eine prozentuale Begrenzung hin- 
genommen werden muß, zumindest als Maß- 
stab der Berechnung nicht nur den Wohnungs- 
bestand des betreffenden Unternehmens, son- 
dern sämtliche von diesem Unternehmen er- 
stellten aber zwischenzeitlich * veräußerten 
Wohnungen zugrunde zu legen, nachdem viele 
gemeinnützige Wohnungsunternehmen in den 
rückliegenden Jahren weithin Eigenheime und 
Eigentumswohnungen erstellt haben, die den 
Bauherren später zum Eigentum übertragen 
worden sind? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 24. August 1972 

Bei der Erteilung der Ausnahmebewilligung gemäß § 10 Abs. 1 
Buchstabe c WGGDV ist der Gesichtspunkt maßgebend, daß die 
Gemeinnützigkeit des Wohnungsunternehmens nicht beeinträch- 
tigt wird, d. h. daß durch die der Ausnahmebewilligung unter- 
liegenden Geschäfte nicht zu viele persönliche und sachliche 
Kräfte des Unternehmens gebunden werden und hierdurch die 
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Erfüllung der Aufgaben im Rahmen der Gemeinnützigkeit er- 
schwert wird. Bei der Begrenzung des Ausmaßes der nicht grund- 
sätzlich zugelassenen Geschäfte nach Objekt, Zeit oder Summe 
erscheint es gerechtfertigt, die Zahl der vom Unternehmen zu 
verwaltenden fremden Wohnungen in ein bestimmtes prozentua- 
les Verhältnis zur Zahl der zum gesamten gegenwärtigen Woh- 
nungsbestand des Unternehmens gehörenden Wohnungen zu 
setzen. Die Einbeziehung der von dem Unternehmen jemals 
erstellten, aber inzwischen veräußerten Wohnungen in das Ver- 
hältnis würde zu einer Erweiterung des Ausmaßes dieser Ge- 
schäfte führen, die mit dem Ziele, die Gemeinnützigkeit des 
Unternehmens zu erhalten, kaum im Einklang stehen würde. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


240. Abgeordneter Trifft es zu, daß - im Gegensatz zu früher ab- 
Wohlrabe gegebenen Erklärungen - nunmehr doch Refe- 

rate der Abteilung III des Bundesministeriums 
für innerdeutsche Beziehungen dem gegen- 
wärtigen Persönlichen Referenten des Bundes- 
ministers für innerdeutsche Beziehungen (Lei- 
ter Abteilung M) unterstellt und damit aus 
Berlin verlegt worden sind, und wie sieht die 
angeordnete Umorganisation aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 17. August 1972 

Es trifft nicht zu, daß Referate meines Hauses aus Berlin verlegt 
worden sind. Ich habe auch nicht die Absicht, eine Verlegung 
vorzunehmen. Richtig ist, daß bei zwei Referaten das Unterstel- 
lungsverhältnis teilweise geändert worden ist. Die Änderung 
des Unterstellungsverhältnisses entspricht dem besonderen In- 
teresse, das die Leitung des Hauses an der Aufgabenstellung 
gerade dieser Referate hat. Im übrigen ist es das selbstverständ- 
liche Recht jedes Ministers, die ihm zur Erfüllung seiner Auf- 
gaben notwendig und zweckmäßig erscheinenden Maßnahmen 
zur Organisation seines Ministeriums zu treffen. 


241. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, aus dieser 
Wohlrabe Umorganisation und Erweiterung der Abteilung 

M personelle haushaltswirksame Konsequen- 
zen zu ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 17. August 1972 

Es ist nicht beabsichtigt, in der Leitung der Abteilung M eine 
Änderung vorzunehmen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


242. Abgeordnete Welche Gründe haben die Bundesregierung, 
Frau Dr. Walz die bei Amtsantritt „ein Gesamtsystem der 
Forschungsplanung und Förderung mit einem 
verbesserten Instrumentarium für die Priori- 
tätensetzung zu entwickeln" versprach, dazu 
veranlaßt, das integrierte Informationssystem 
für die Forschungsförderung der VW-Stiftung, 
das nach Meinung von Fachleuten das Fort- 
schrittlichste seiner Art war, nicht zu unter- 
stützen? 


Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 29. August 1972 

Herr Kollege Dr. Hubrig hat am 13. Juli 1972 eine recht ähnliche 
Frage gestellt. Diese Frage habe ich am 14. August 1972 beant- 
wortet und dabei die von Ihnen angesprochenen Punkte be- 
handelt (vgl. Drucksache VI/3722, S. 130). 

Ich darf Sie daher auf diese Antwort verweisen und hier nur die 
wichtigsten Punkte noch einmal zusammenfassend erwähnen. 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft hat bereits 
Anfang 1971 einen Erfahrungsaustausch mit der Stiftung Volks- 
wagenwerk gesucht. Dabei hat sich ergeben, daß das im Ministe- 
rium entstehende Informationssystem bei grundsätzlich gleicher 
Leistungsfähigkeit verspricht, viel weniger aufwendig zu sein. 

Unter diesen Umständen erschien es mir auch nicht vertretbar, 
das Vorhaben der VW-Stiftung in der bisherigen Form finanziell 
zu fördern. Die Stiftung hat insoweit auch keinen Antrag gestellt. 


243. Abgeordnete Welche Ergebnisse erbrachte das Mitte Juni ge- 
Frau Dr. Walz führte Gespräch zwischen Regierungsvertre- 
tern der europäischen Raumfahrtkonferenz und 
den zuständigen amerikanischen Stellen be- 
züglich der Vorstellungen zur Beteiligung am 
Post- Apollo-Programm? 


Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 31. August 1972 

Die Mitte Juni 1972 in den USA geführten Gespräche zwischen 
Regierungsvertretern der Europäischen Weltraumkonferenz und 
den zuständigen amerikanischen Stellen haben zur weiteren 
Klärung der Möglichkeiten einer europäischen Beteiligung am 
amerikanischen Post-Apollo-Programm beigetragen. Als Ergeb- 
nis ist festzuhalten, daß die USA nach wie vor an einer euro- 
päisch-amerikanischen Zusammenarbeit beim Post-Apollo-Pro- 
gramm interessiert sind. 
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Im Mittelpunkt des Interesses steht nunmehr das Orbital- 
system, vor allem die Entwicklung eines oder mehrerer For- 
schungs- und Anwendungsmodule durch die europäischen 
Staaten. Die Arbeiten am Space Shuttle sind inzwischen so weit 
fortgeschritten, daß eine Beteiligung der Europäer nicht mehr 
sinnvoll erscheinen kann. Die Definition des Raumschleppers 
(Tug) ist noch so unklar, daß die Frage der Übernahme durch 
Europa nicht aktuell ist. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig die politischen, finan- 
ziellen, wirtschaftlichen und technologischen Konsequenzen, die 
die Übernahme der Modulentwicklung für Europa haben würde. 
Auf der Grundlage der im Juni in den USA geführten Gespräche 
ist die Bundesregierung dabei, die deutsche Haltung zu der 
Frage einer künftigen europäischen Weltraumpolitik zu formu- 
lieren und sie mit unseren europäischen Partnern abzustimmen. 
Eine Entscheidung wird auf der für Oktober vorgesehenen Welt- 
raumkonferenz zu fällen sein. 


244. Abgeordneter Weiche Konsequenzen wird die Bundesregie- 
Hansen rung aus dem Prüfungsbericht des Bundes- 

rechnungshofs über die Gesellschaft für Mathe- 
matik und Datenverarbeitung (GMD), Birling- 
hoven, ziehen, in dem es u. a. heißt, daß die 
GMD sich im wesentlichen nicht an die von 
der Bundesregierung gesetzten Prioritäten ge- 
halten habe und daß „ohne eine grundlegende 
Änderung von Struktur, Organisation und 
Arbeitsweise der Gesellschaft“ die ordnungs- 
gemäße Verwendung der Steuermittel auch in 
Zukunft nicht sichergestellt sei? 


Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 31. August 1972 

Die Gesellschaft für Mathematik und Datenverarbeitung war 
1968 gegründet worden, um Mathematik und Datenverarbeitung 
gleichrangig nebeneinander zu pflegen. Dies war eine Maßnahme 
des 1. DV-Programmes. Das 2. DV-Programm der Bundesregie- 
rung vom Oktober 1971 hat das Schwergewicht der Förderung 
ganz eindeutig auf die Schaffung der wissenschaftlich-technischen 
Voraussetzungen für eine stärkere und breitere Anwendung der 
Datenverarbeitung in Wirtschaft, Wissenschaft und öffentlichen 
Dienstleistungen verlegt. Bereits Anfang 1970 hat die Bundes- 
regierung dementsprechend im Zuge der Neuorientierung ihrer 
Forschungspolitik gemeinsam mit dem Land Nordrhein-Westfalen 
die Prioritäten für die Arbeit der GMD auf eine wesentlich stär- 
kere Betonung der Praxis verändert. Ein Verhältnis von 1 : 2 zwi- 
schen Grundlagenforschung in Mathematik und Datenverarbei- 
tung einerseits und praxisbezogener Forschung und Entwicklung 
andererseits wird angestrebt. Dies geschah lange, bevor der Be- 
richt des Bundesrechnungshofes vorlag. Der Bereich der behörd- 
lichen DV-Systeme, der einen Teil der praxisbezogenen For- 
schung und Entwicklung in der GMD darstellt, ist damit zwar ein 
Wesentliches Arbeitsfeld der GMD, aber keineswegs das einzige. 

Äußeres Zeichen für die Umorientierung ist auch die Berufung 
eines den neuen Erfordernissen aufgeschlossenen wissenschaft- 
lich-technischen Geschäftsführers mit Industrieerfahrung im Sep- 
tember 1970, nachdem seit einer Ausschreibung im April 1968 
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wegen Streichung der Stellenanmeldung keine Entscheidung 
über die Anstellung eines technischen Geschäftsführers gefällt 
worden war. 

Der Strukturwandel schlägt sich sichtbar in der Verteilung per- 
soneller Zuwachsraten nieder. Von 1968 bis 1971 nahmen die 
Stellen in der mathematischen Grundlagenforschung von 35 auf 
45 zu (+ 30%), im DV-Bereich (ohne interne Dienstleistungen) 
hingegen von 99 auf 219 (+ 120%). 

Der Strukturwandel ist noch nicht abgeschlossen. Wir sind mit 
der Geschäftsführung der Auffassung, daß die in der Abteilung 
für behördliche Datenverarbeitung begonnene Projektstruktur 
stärker als bisher auch auf die anderen Forschungs- und Entwick- 
lungsbereiche Anwendung finden muß. 

Die Veränderung in Zielrichtung und Arbeitsweise können erst 
nach einer gewissen Reaktionszeit wirksam und in den Ergeb- 
nissen sichtbar werden. Die Prüfer des Bundesrechnungshofes 
haben die GMD im Frühjahr 1971 wieder verlassen. Zu diesem 
Zeitpunkt war die neue Geschäftsführung etwa V 2 Jahr im Amt, 
und es liefen gerade die ersten Behördenprojekte an. 

Die Zielsetzung und die Prioritätenverteilung muß und wird 
immer einen zeitlichen Vorlauf vor der Realität haben, wenn sie 
gestaltend wirken soll. Daraus kann aber nicht gefolgert werden, 
daß sich die GMD im wesentlichen nicht an die Prioritäten der 
Bundesregierung gehalten hätte. Auch die Bundesregierung wür- 
de es begrüßen, wenn sich der Strukturwandel beschleunigen 
ließe. 

Dies aber ist nicht so sehr eine Frage des Wollens und der ein- 
vernehmlichen Auffassung über die Prioritäten. Die den Prozeß 
hemmende Schwierigkeit besteht vielmehr darin, in dem erforder- 
lichen Ausmaß Personal mit hinreichendem Erfahrungspotential 
aus Verwaltung oder Wirtschaft zu gewinnen. Dies wird wie- 
derum an einigen Zahlen deutlich. Die Abteilung für behördliche 
DV-Systeme war 1968 bei der Gründung der GMD mit 12 Stellen 
ausgestattet, von denen keine einzige besetzt werden konnte. 
Im Jahre 1971 waren 54 Stellen vorgesehen und 43 besetzt. Die 
große Zahl der vorhandenen und die relativ geringere der besetz- 
ten Stellen in diesem Bereich macht deutlich, daß sehr wohl den 
gesetzten Prioritäten gefolgt wurde, und das gleichzeitig wegen 
der Bedeutung der zu lösenden Aufgabe der Versuchung wieder- 
standen wurde, diese Stellen mit hierfür weniger geeigneten Be- 
werbern zu besetzen. 

Die Bundesregierung hat dem Bundesrechnungshof eine Stellung- 
nahme zu seinem Bericht zugehen lassen, aus der hervorgeht, 
daß einige seiner kritischen Anmerkungen gegenüber einer GMD, 
wie sie durch die Aufgaben der jährlichen Forschungs- und Ent- 
wicklungspläne definiert ist, nicht zutreffend sind, andere sich 
bei genauer Betrachtung als weniger gravierend erweisen und 
eine ganze Reihe von Mängeln, die auch die Bundesregierung ge- 
sehen hatte, bereits in der auch vom BRH gewünschten Weise 
abgestellt wurden, bevor sein Bericht erschienen war. 


245. Abgeordneter Welche Empfehlungen sprach der Fachausschuß 
Dr. Hubrig „Weltraumforschung und Weltraumtechnik 11 

beim Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft im Hinblick auf die Entwicklung 
einer europäischen Trägerkapazität aus? 
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Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnany i 
vom 5. September 1972 

Der Fachausschuß „Weltraumforschung und Weltraumtechnik" 
hatte in mehreren Sitzungen über die Möglichkeit einer euro- 
päischen Beteiligung am Apollo-Nachfolge-Programm beraten. 
Hierbei bearbeitete der Fachausschuß einen Fragenkatalog des 
Bundesministeriums für Bildung und Wissenschaft, wobei Pro- 
grammalternativen und ihre Konsequenzen untersucht wurden. 
Die Frage der Entwicklung einer europäischen Trägerkapazität 
war ein Parameter bei diesen Untersuchungen. 

Empfehlungen hat der Fachausschuß bisher noch nicht verabschie- 
det. Der von einem Mitglied des Ausschusses ausgearbeitete 
Entwurf wird auf der nächsten Sitzung des Ausschusses behandelt 
werden, die im Oktober stattfinden soll. 


246. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung, die Emp- 

Dr. Hubrig fehlungen des Fachausschusses zu veröffent- 

lichen? 

Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 5. September 1972 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft wird die Emp- 
fehlungen veröffentlichen. 


247. Abgeordneter Da die Bundesregierung in ihrer Antwort vom 

Springorum 17. Juli 1972 (Drucksache VI/3662) auf die 

Kleine Anfrage vom 4. Juli 1972 (Drucksache 
VI/3632) als Grund für die falsche Antwort 
angibt, daß diese Antwort auf die Frage des 
Abgeordneten Werner vom 28. April 1972 
nach dem Verhandlungsstand vor der Mini- 
sterkonferenz vom 23. November 1972 erfolgt 
sei, frage ich, ob es die Bundesregierung trotz 
der Kürze der Zeit nicht für flüchtig hält, wenn 
nach einem Informationsstand, der mehr als 
fünf Monate zurückliegt, geantwortet wird? 

Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 8. September 1972 

In der Beantwortung Ihrer Frage hatte ich das Versehen bereits 
zugegeben. Verzeihen Sie also bitte diesmal eine ironische 
Wendung: 

Alle Irrtümer eines Ministeriums fallen in die Verantwortung 
des Ministers. Der Minister aber ist nicht flüchtig, sondern in 
seinem Amt. 


248. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzu- 
Dr. Probst stellen, daß die gesamten Investitionen der 

vom Bund geförderten Forschungszentren und 
Forschungsinstitute, vor allem im Baubereich, 
stärker koordiniert werden, um Fehl- und 
Doppelinvestitionen zu vermeiden? 
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Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 15. September 1972 


Die vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft im Rah- 
men seiner Fachprogramme geförderten Forschungszentren und 
Forschungsinstitute arbeiten auf den Gebieten der Kernforschung 
und Kerntechnik, der Weltraum- und Luftfahrtforschung, der 
Strahlen- und Umweltforschung sowie der Mathematik und 
Datenverarbeitung. Die jährlichen Investitionsaufwendungen 
liegen bei 350 Millionen DM, davon etwa je 50% für Bauinvesti- 
tionen und Ersatz- oder Geräteanschaffungen. 

Investitionsentscheidungen erfolgen auf Grund der Forschungs- 
programme der Einrichtungen. Bei Investitionsvorschlägen ist 
daher einmal der Nachweis der Einordnung in das Forschungs- 
programm zu führen. Bereits hierdurch wird - da die Forschungs- 
programme der Einrichtungen eng koordiniert sind - die Gefahr 
von Doppelinvestitionen vermindert. 

Die erste Einzelprüfung der Investitionsvorschläge findet bei 
den jährlichen Wirtschaftsplanbesprechungen statt. Sie ist die 
Vorbereitung für die grundsätzliche Verabschiedung in den 
Aufsichtsgremien der Einrichtungen, jedoch noch nicht ausrei- 
chend für die Durchführung der Investitionsmaßnahmen. 

Hierzu wird zusätzlich - unter Einbeziehung der baufachlichen 
Beurteilung durch den Bundesminister für Wirtschaft und Finan- 
zen - in einem sogenannten „Grüne-Mappe-Verfahren" jede 
Einzelbaumaßnahme geprüft. 

Auch bestehen bei den Einrichtungen selbst im Rahmen des 
gegenseitigen Informationsaustausches Selbstkoordinierungs- 
ansätze, durch die bereits im Vorplanungsstadium Investitions- 
pläne abgestimmt werden. 


249. Abgeordneter Wie haben sich die Stellenpläne für das aka- 
Dr. Probst demisch ausgebildete Personal bei den vom 

Bund geförderten Forschungszentren und For- 
schungsinstituten (s. Gesamtübersicht im Haus- 
halt 31) in den letzten Jahren absolut und rela- 
tiv entwickelt? 


Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 13. September 1972 


Die Entwicklung der Stellenpläne in den Jahren 1968 bis 1972 
ergibt sich aus der als Anlage beigefügten Übersicht. Hierbei 
sind die von meinem Hause geförderten Forschungseinrich- 
tungen erfaßt worden. Die Fraunhofer-Gesellschaft ist dabei 
nicht berücksichtigt, da hier vergleichbare Zahlen erst ab 1971 
vorliegen. Wie Sie der Übersicht entnehmen können, haben 
sich nach überdurchschnittlich hohem Personalzuwachs in frühe- 
ren Jahren die Zuwachsraten in den letzten zwei Jahren ermäßigt. 
Dies ist vor allem darauf zurückzuführen, daß die personelle 
Aufbauphase der Forschungseinrichtungen praktisch abgeschlos- 
sen ist. 
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übersidit 


über die relative und die absolute Entwicklung der Stellenpläne für das akademisch ausgebildete Personal bei den vom BMBW geförderten 

Forschungszentren und Forschungsinstituten von 1968 bis 1972 


1. Personalstellen insgesamt 



1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

a) •) 

11 914 

12 709 

13 775 

14 589 (davon 174 neu f. GSI) 

14 997 

b) 

5 377 

5 508 

5 854 

6 346 

6 582 

c) 

432 

461 

534 (davon 42 neu f. WZB) 

1 028 (davon 443 neu f. ILL u. Biol. Anst. Helgoland) 

1 058 

zus.: 

17 723 

18 678 

20 163 

21 963 

22 637 

2. davon Akademiker-Stellen: 




a) 

2 752 

3 046 

3 482 

3 785 (davon 66 neu f. GSI) 

3 950 

b) 

1 439 

1 488 

1 573 

1 714 

1 753 

c) 

166 

173 

210 (davon 19 neu f. WZB) 

377 (davon 138 neu f. ILL u. Biol. Anst. Helgoland) 

415 

zus.: 

4 357 

4 707 

5 265 

5 876 

6 118 

3. Der Anteil der Akademiker-Stellen an den gesamten Personalstellen betrug: 


a) 

23°/o 

24% 

25% 

26% 

26°/» 

b) 

28% 

27% 

27% 

27% 

27% 

c) 

38% 

38°/« 

39% 

37% 

39% 

0 

25% 

25°/# 

26% 

27% 

27% 

4. Der Zuwachs an 

Akademiker-Stellen betrug gegenüber dem jewei 

ligen Vorjahr (neue FE sind erst im 2. Jahr berücksichtigt) 


a ) 


n% 

14% 

7% 

4% 

b) 


3°/» 

6% 

9% 

2% 

c) 


4% 

10% 

14% 

10% 

0 


8% 

11% 

8% 

4% 

5. Der Zuwachs an 

Planstellen (ohne Akademiker) betrug gegenüber dem jeweiligen Vorjahr (neue FE sind erst im 2. Jahr berücksichtigt) 


a) 


5% 

7% 

4% 

2% 

b) 


2% 

6% 

8% 

4% 

c) 


8% 

5% * 

7% 

— 1% 

0 


5% 

6% 

5% 

3°/» 


*) a) Forschungszentren 

b) MPG 

c) andere FE 
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250, Abgeordneter In welcher Hinsicht hat die Bundesregierung 
Dr. Probst die unterschiedlichen Auswirkungen von Haus- 

haltskürzungen im Bereich von Bildungs- und 
Hochschulfinanzierung sowie im Bereich der 
Technologiefinanzierung, besonders im Hin- 
blick auf Auswirkungen für den Arbeitsmarkt 
für qualifizierte Arbeitskräfte (Akademiker), 
untersucht? 

Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 13. September 1972 

Die Bundesregierung berücksichtigt bei Haushaltskürzungen 
u. a. auch mögliche Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt. Auf 
Grund der für das Haushaltsjahr 1972 beschlossenen Ausgabe- 
kürzungen im Bildungs-, Hochschul- und Technologiebereich 
sind jedoch keine negativen Auswirkungen auf dem Arbeits- 
markt für qualifizierte Arbeitskräfte zu erwarten, weil die 
Kürzungen grundsätzlich nicht zu Lasten laufender Vorhaben 
gehen und damit im allgemeinen vorhandene Arbeitsplätze nicht 
berühren, sondern lediglich die vorgesehene Erweiterung der 
Förderungsaktivität etwas eingeschränkt wird. 


251. Abgeordneter In welchem Ausmaß und in welchen konkreten 
Dr. Probst Fällen hat das Bundesministerium für Bildung 

und Wissenschaft Simulationsmodelle unter 
Verwendung von EDV bei der Entscheidung 
über Haushaltsprobleme und verschiedene 
politische Alternativen verwendet? 

Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 14. September 1972 

Das Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft hat bis- 
her im Aufgabenbereich Bildungsplanung folgende Simulations- 
modelle verwendet: 

1 . Standardkostenmodell, 

2. dynamisches Strukturmodell für das Bildungswesen der Bun- 
desrepublik Deutschland, 

3. Netzplan zur Realisierung der Bildungsreform. 

Zu 1. Standardkostenmodell 

Im Rahmen der Aufgabenstellung der Arbeitsgruppe „Standard- 
kostenprogramm" der Bund-Länder-Kommission für Bildungs- 
planung wurde im Bundesministerium für Bildung und Wissen- 
schaft ein Standardkostenmodell entwickelt und programmiert. 
Dieses Modell berechnet auf Grund vorgegebener, von den 
Intensionen der Bildungsplanung abhängiger Eingabedaten 
(Schüler- und Studentenzahlen, Personalrichtwerte, Kostenricht- 
werte usw.) den Personalbedarf und die Kosten des Schul- und 
Hochschulbereichs. 

Auf Ergebnissen zahlreicher Rechengänge mit diesem Modell, 
die in den verschiedenen Gremien der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung intensiv diskutiert wurden, beruhen die 
Kostenschätzungen, die die Kommission in ihrem Zwischenbericht 
vom 18. Oktober 1971 vorgelegt hat. 
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Daneben ist das Modell mehrfach intern zu Alternativberechnun- 
gen herangezogen worden. Diese Rechnungen hatten insbeson- 
dere die Aufgabe, die Sensitivität der Kosten bei Variation der 
Eingabegrößen zu bestimmen. Sie haben die Stellungnahme der 
Bundesregierung in den Kommissionssitzungen vorbereitet. 

Das Modell ist in Fortran IV programmiert und wird auf der 
DVA Siemens 4004/46 der Gesellschaft für Mathematik und 
Datenverarbeitung in Birlinghoven gerechnet. Die Bedienung 
kann über ein Terminal im Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft erfolgen. 

Zu 2. Dynamisches Strukturmodell 

Im Herbst 1970 beauftragte der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft eine Arbeitsgemeinschaft unter Verantwortung 
der Prognos AG, Basel, unter Mitwirkung der Fides-Treuhand- 
vereinigung, Zürich, und der Arbeitsgruppe für empirische 
Bildungsforschung, Heidelberg, ein Simulationsmodell für das 
Bildungswesen zu erstellen. 

Von dem Auftrag nahm die Bund-Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung am 20. Oktober 1970 zustimmend Kenntnis. Dieses 
Modell unterscheidet sich von dem Standardkostenmodell ins- 
besondere darin, daß es ein Schüler/Studentenverlaufsmodell 
für Schüler/Studentenprognosen auf der Basis von Ubergangs- 
quoten beinhaltet. Außerdem weist es neben dem Lehrer- und 
Raumbedarf auch Lehrer- und Raumangebot aus und erlaubt so 
die Berechnung von Kapazitätssalden. 

Mit dem Modell wurden bisher elf Alternativrechnungen durch- 
geführt, deren Ergebnisse wichtige Hinweise zu zentralen bil- 
dungspolitischen Entscheidungsfragen (Hochschulzugang, Lehrer- 
mangel u. a. m.) gegeben haben. 

Das Modell ist in Fortran IV programmiert. Die bisherigen Rech- 
nungen wurden auf einer CDC 6500 der Fides in Zürich durch- 
geführt. In Kürze steht das Modell für weitere Rechnungen auch 
auf einer DVA IBM 370/165 der Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung in Birlinghoven zur Verfügung. 


Zu 3. Netzplan 

Im Herbst 1971 beauftragte der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft die Prognos AG, Basel, damit, auf der Basis des 
Zwischenberichtes der Bund-Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung einen Netzplan zur Realisierung der Bildungsreform zu 
entwickeln. Auch dieser Auftrag ist inzwischen abgeschlossen. 
Es liegen ein Gutachten und ein Computerprogramm für den 
Netzplan vor. Mit Hilfe dieses Programms lassen sich die Aus- 
wirkungen unterschiedlicher Annahmen über den Zeitbedarf 
einzelner Reformschritte auf den Gesamtablauf der geplanten 
Veränderungen simulieren. Zur Zeit wird das Programm, das 
auf dem Standardprogramm PCS (Project Control System) der 
IBM basiert, für weitere Rechnungen auf einer DVA der Gesell- 
schaft für Mathematik und Datenverarbeitung in Birlinghoven 
umgearbeitet. 

Daneben wird im Ministerium eine hausinterne Datenbank für 
Haushalt und Finanzplanung aufgebaut und auch schon benutzt. 
Dabei handelt es sich hier nicht bzw. noch nicht um Simulations- 
verfahren. 


146 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3816 


252. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die 1t. 

Lenzer Nachrichtenmagazin „Der Spiegel" vom 

7. August 1972, S. 54/55, durch den Bundesrech- 
nungshof gegenüber der Gesellschaft für Ma- 
thematik und Datenverarbeitung getroffene 
Feststellung, öffentliche Mittel unsachgemäß 
verwendet zu haben, so daß, „ohne eine grund- 
legende Änderung von Struktur, Organisation 
und Arbeitsweise der Gesellschaft . . . eine 
ordnungsgemäße Verwendung der Mittel auch 
für die Zukunft nicht gesichert erscheint", und 
welche Konsequenzen gedenkt sie aus diesem 
Tatbestand zu ziehen? 


Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 13. September 1972 

Sinngemäß die gleiche Frage hat mir vor wenigen Tagen Herr 
Kollege Hansen vorgelegt. Ich darf daher auf meine Antwort vom 
31. August 1972 (abgedruckt zu Frage 244) verweisen. 

Ich möchte betonen, daß die Bundesregierung die erforderlichen 
Maßnahmen für eine Änderung von Struktur, Arbeitsweise und 
Organisation bereits vor einiger Zeit eingeleitet hat, um eine 
effiziente Verwendung der Förderungsmittel sicherzustellen. 
Der Wandel von einem hochschulartigen Institut zu einer Groß- 
forschungseinrichtung ist aber ein Prozeß, der Zeit in Anspruch 
nimmt. Dies um so mehr, als die GMD Mitarbeiter mit einem 
besonderen Fähigkeits- und Erfahrungsspektrum benötigt, um 
ihren Beitrag zu den Zielen des 2. DV-Programms zu leisten. 

Der Bericht des Bundesrechnungshofes ist in seinen wesentlichen 
Teilen beantwortet worden. In der Stellungnahme wird zum 
Ausdruck gebracht, daß die Kritik des Bundesrechnungshofes in 
einigen Punkten nicht zutrifft und daß eine Reihe von Mängeln, 
die die Bundesregierung ebenfalls gesehen hatte, bereits vor 
dem Erscheinen des Prüfungsberichtes abgestellt wurde. 


253. Abgeordnete Nachdem der numerus clausus für Studien- 
Frau Dr. Walz anfänger immer bedrohlicher wird, obwohl 
Bund und Länder erhebliche Mittel zum Hoch- 
schulausbau zur Verfügung gestellt haben, 
frage ich, wie der gegenwärtige Sachstand der 
Bund-Länder-Verhandlungen über das Fern- 
studium im Medienverbund aussieht, das 
einem Teil der Abgewiesenen Starthilfe und 
überfüllten Fächern Entlastung verschaffen 
könnte? 


Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 19. September 1972 

Nachdem die Ministerpräsidentenkonferenz am 23. März 1972 
beschlossen hatte, mit dem Bund Verhandlungen über das Fern- 
studium im Medienverbund aufzunehmen, haben ihre Beauf- 
tragten dem Bund Entwürfe eines entsprechenden Staatsver- 
trags der Länder und eines Verwaltungsabkommens mit dem 
Bund übermittelt. Auf Grund eines Beschlusses des zuständigen 
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Kabinettausschusses der Bundesregierung haben Vertreter des 
Bundeskanzleramts und des Bundesministeriums für Bildung und 
Wissenschaft am 22. Juni 1972 ein erstes Gespräch mit den Beauf- 
tragten der Ministerpräsidenten geführt. Dabei wurden u. a. 
Fragen der zweckmäßigen Organisation eines von den Ländern 
zu errichtenden Verbundes (Staatsvertrag) und der finanziellen 
Beteiligung des Bundes an der Förderung bestimmter Aufgaben 
dieses Verbundes (Verwaltungsabkommen) erörtert. 

Die Vertreter der Bundesregierung haben deutlich gemacht, daß 
ein Verwaltungsabkommen mit dem Bund die Funktionsfähigkeit 
des Verbundes im Hinblick auf die Produktion und die Über- 
nahme von Fernstudieneinheiten voraussetze. Von Bundesseite 
wurde ferner eine präzisere Formulierung des Verwaltungsab- 
kommens gewünscht, die die Bereiche einer finanziellen Beteili- 
gung des Bundes deutlicher macht. Mit Rücksicht auf diese kurz- 
fristig nicht zu klärenden Sachfragen und wegen neuer Ände- 
rungsvorschläge, die die Hochschulvereinigung für das Fern- 
studium (WRK) den Ländern in parallel geführten Gesprächen 
gemacht hatte, hat die Länderseite um Aufschub für ein in Aus- 
sicht genommenes Chefgespräch gebeten. Die Beauftragten der 
Länder haben zunächst eine länderinterne Beratung der aufge- 
worfenen Fragen für notwendig gehalten. 

ln Ihrer Frage, sehr geehrte Frau Kollegin, klingt der Zusam- 
menhang von Fernstudium und Kapazitätsproblem an. In allen 
bisherigen Überlegungen zu einem Fernstudienverbund hat 
neben didaktischen Überlegungen auch das Motiv eine Rolle 
gespielt, die Hochschulen zu entlasten. Bei aller Aktualität der 
Kapazitätsfrage und entschiedenen Suche nach Abhilfe darf 
jedoch nicht übersehen werden, daß auch für einen bundesweit 
operierenden Fernstudienverbund die Kapazitätsauswirkungen 
nicht abzuschätzen sind. Inwieweit Fernstudiengänge zu einer 
Entlastung des Personals und zur Verkürzung der Studienzeiten 
beitragen und damit auf die Studentenzahl Einfluß nehmen kön- 
nen, läßt sich gegenwärtig noch nicht übersehen. Sicher ist, daß 
in jedem Fall eine längere Erprobungsphase notwendig ist, so 
daß die Lösung zumindest aktueller Kapazitätsprobleme durch 
das Fernstudium nicht erwartet werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


254. Abgeordneter Hält die Bundesregierung in ihrer auswär- 

Gottesleben tigen Kulturpolitik und im Rahmen der regio- 

nalen Entwicklungsplanung auch die großen 
Missionsgesellschaften beider christlichen Be- 
kenntnisse, die in den zurückliegenden mehr 
als 100 Jahren überall in der Dritten Welt mit 
anerkanntem Erfolg auf allen Gebieten 
menschlichen Fortschritts tätig gewesen sind, 
für förderungswürdig, und ist sie bereit, den 
bewährten kulturellen und humanitären Ein- 
richtungen dieser Gesellschaften, ihren ele- 
mentaren und berufsbildenden Schulen, ihren 
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Ausbildungsstätten und Stätten der Kranken- 
pflege und der sozialen Fürsorge bis hin zu 
den von diesen Gesellschaften unterhaltenen 
und wegen ihrer wissenschaftlichen Leistung 
allseitig geachteten Universitäten und For- 
schungsanstalten in angemessener Weise ide- 
elle und finanzielle Hilfe zukommen zu las- 
sen? 


Antwort des Bundesministers Dr. Eppler 
vom 7. September 1972 

Die Bundesregierung unterstützt die kulturelle und entwicklungs- 
politische Arbeit der großen Missionsgesellschaften in vielfältiger 
Weise. 

Den wichtigsten finanziellen Beitrag hierzu leistet sie im Rah- 
men ihrer Entwicklungshilfeprogramme. Im Vordergrund stehen 
dabei die Mittel, die für die Förderung entwicklungswichtiger 
Vorhaben der Kirchen bereitgestellt werden (Einzelplan 23, Titel 
686 05). Von 1962 bis Ende 1971 waren dies insgesamt 697,5 Mil- 
lionen DM, von denen etwa 440 Millionen DM oder gut 63 °/o auf 
entwicklungspolitische Maßnahmen von christlichen Missionsge- 
sellschaften entfallen. Im Rahmen dieser Zuschüsse werden nicht 
nur deutsche, sondern auch ausländische Missionen berücksich- 
tigt. 

Die geförderten Maßnahmen umfassen ein weites Spektrum 
von Projekttypen. Sie liegen in erster Linie auf den Gebieten der 
schulischen und außerschulischen Bildung, des Sozial- und des 
Gesundheitswesens, der Landwirtschaft und der Gewerbeförde- 
rung. Alle geförderten Maßnahmen dienen ausschließlich Ent- 
wicklungsaufgaben. Vorhaben mit pastoraler oder spezifisch 
missionarischer Zielsetzung werden nach den mit beiden großen 
Kirchen getroffenen Grundsatzvereinbarungen nicht gefördert, 
über die Einzelheiten ihrer Zusammenarbeit mit den christlichen 
Kirchen auf dem Gebiet der Entwicklungshilfe im Rahmen des 
Titels 686 05 hat die Bundesregierung dem Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit des Deutschen Bundestages im Juni 
1971 einen ausführlichen Bericht vorgelegt, auf den ich Sie inso- 
weit verweise. 

In bestimmten Fällen fördert die Bundesregierung Entwicklungs- 
vorhaben von Missionsgesellschaften auch außerhalb des Titels 
686 05. So sind zahlreiche Entwicklungshelfer des Deutschen Ent- 
wicklungsdienstes (DED) in solchen Projekten tätig. Unter be- 
stimmten Voraussetzungen werden an sogenannte freie Fach- 
kräfte in Entwicklungsvorhaben von Missionsgesellschaften Ge- 
halts- und Versicherungszuschüsse geleistet. 

Im Rahmen ihrer Bildungshilfeprogramme fördert die Bundes- 
regierung außerdem mehrere kirchliche Universitäten in Ent- 
wicklungsländern durch die Entsendung von deutschen Wissen- 
schaftlern, durch Stipendienprogramme und Materialspenden. 
Als Beispiel kann die Universität eines deutschen Missionsor- 
dens in Cebu-City auf den Philippinen genannt werden, an der 
seit mehreren Jahren deutsche Wissenschaftler arbeiten. 

Auch auf dem Sektor der staatlichen Landwirtschaftshilfe arbeitet 
die Bundesregierung teilweise mit Missionsgesellschaften zu- 
sammen. So wird seit vier Jahren ein Zuschuß von jährlich 150000 
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DM zu einem landwirtschaftlichen Siedlungs- und Beratungspro- 
jekt einer norddeutschen Missionsgesellschaft in Marokko gelei- 
stet. Ein weiteres Beispiel ist das Genossenschaftsförderungs- 
vorhaben eines kanadischen Missionsgeistlichen in Peru, das die 
Bundesregierung mit etwa einer Million DM aus Mitteln der 
Technischen Hilfe sowie durch die Finanzierung von Entwick- 
lungshelfern des DED unterstützt hat. 

Die entwicklungspolitische Arbeit der Missionsgesellschaften 
hat sich in der Vergangenheit ebenso wie diejenige anderer 
kirchlicher Institutionen als außerordentlich wirksam erwiesen. 
Die Missionen verfügen in den meisten Entwicklungsländern 
über Ansatzpunkte an der Basis, die der staatlichen Entwicklungs- 
hilfe kaum offenstehen, insbesondere über Personal, das die ört- 
lichen Verhältnisse kennt, eine Vertrauensbasis in der einhei- 
mischen Bevölkerung besitzt und das an sparsames und realisti- 
sches Planen gewöhnt ist. Die Bundesregierung wird sich daher 
auch in Zukunft bemühen, ihre entwicklungspolitische Zusam- 
menarbeit mit den Kirchen einschließlich der Missionsgesell- 
schaften weiter zu verstärken. 


Außerhalb des Entwicklungshilfebereichs werden Missionsgesell- 
schaften von der Bundesregierung noch im Rahmen der auswär- 
tigen Kulturpolitik gefördert. Dies geschieht einmal durch globale 
Zuschüsse an bestimmte Missions-Organisationen. 


Für 1972 sind vorgesehen 

Katholischer Missionsrat 
Evangelischer Missionsrat 
Kath. missionsärztliches Institut 
Evang. Institut für ärztliche Mission 


1 800 000 DM 
1 200 000 DM 
60 000 DM 
60 000 DM 


Aus dem Schulfonds des Auswärtigen Amtes werden darüber hin- 
aus zur Förderung des Deutschunterrichts an Missionsschulen 
und sonstigen kirchlichen Bildungseinrichtungen in Entwicklungs- 
ländern Lehrmittel und in bestimmten Fällen auch Lehrkräfte 
oder kleinere Betriebsmittelzuwendungen finanziert. Diese Auf- 
wendungen betragen 1972 voraussichtlich insgesamt etwa 8,3 Mil- 
lionen DM. 


255. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
Gottesleben rung, die reichen Erfahrungen dieser Missions- 
gesellschaften für ihre eigenen Entwicklungs- 
dienste und -Vorhaben in Anspruch zu nehmen, 
um in anstehenden Fällen durch Koordinie- 
rung in Ausbildung und Praxis die von ihr an- 
gestrebten Ergebnisse zu sichern, zu steigern, 
und den bewährten Ausbildungsstätten dieser 
Missionsgesellschaften in der Heimat, d. i. den 
Missionsschulen, durch Zuweisung von Kompe- 
tenzen und von Mitteln die Förderung zukom- 
men zu lassen, die sie in die Lage setzt, eine 
noch größere Anzahl von Missionshelfern 
als bisher auszubilden und an ihre künftigen 
Wirkungsstätten zu entsenden? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Eppler 
vom 7. September 1972 

Die Bundesregierung steht in einem ständigen Gedankenaus- 
tausch mit den Kirchen über die beiderseitigen Erfahrungen auf 
dem Gebiet der Entwicklungsarbeit. Diesem Zweck dienen unter 
anderem monatliche Sitzungen mit den beiden kirchlichen Zen- 
tralstellen für Entwicklungshilfe sowie zahlreiche weitere, durch 
konkrete Anlässe bestimmte Kontakte. Die Ergebnisse dieses 
Erfahrungsaustausches werden für die staatliche Entwicklungs- 
hilfe unmittelbar nutzbar gemacht. Sie haben insbesondere auch 
die entwicklungspolitische Konzeption der Bundesregierung, die 
vom Bundeskabinett am 11. Februar 1971 verabschiedet wurde, 
wesentlich mit beeinflußt. 

Auch Vorfeldorganisationen der staatlichen Entwicklungshilfe 
wie der Deutsche Entwicklungsdienst und die Deutsche Stiftung 
für Entwicklungsländer stehen mit den kirchlichen Ililfswerken 
in ständiger Verbindung. 

Zwischen den kirchlichen Hilfswerken und der staatlichen Ent- 
wicklungshilfeverwaltung findet auch ein gewisser Personal- 
austausch statt. Zahlreiche ehemalige Mitarbeiter der kirchlichen 
Hilfswerke sind heute im Bereich des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit oder seiner Vorfeldorganisatio- 
nen tätig und bringen dort, oft an leitender Stelle, ihre Erfahrun- 
gen ein. Insbesondere haben auch manche frühere Entwicklungs- 
helfer in Kirchenprojekten heute eine Aufgabe als Experten im 
Rahmen der staatlichen Entwicklungshilfe übernommen. Durch 
alle genannten Umstände ist gewährleistet, daß die kirchlichen 
Erfahrungen für die staatliche Entwicklungshilfe nutzbar ge- 
macht werden. 

Für die Ausbildung von kirchlichen Entwicklungsfachleuten in 
Deutschland hat die Bundesregierung in der Vergangenheit im 
Rahmen des Titels 686 05 erhebliche Mittel bereitgestellt. Sie 
wird dies auch weiterhin tun. Die Vorbereitung von Personal 
für seelsorgerische und missionarische Aufgaben muß dagegen 
entsprechend den obenerwähnten Grundsatzvereinbarungen mit 
den Kirchen über die gegenseitige Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Entwicklungshilfe wie in der Vergangenheit den 
Kirchen selbst Vorbehalten bleiben. 


256. Abgeordneter Umgeht der Bundesminister für wirtschaftliche 
Roser Zusammenarbeit den Personalstopp für sein 

Ministerium, indem er ständig aus Projekt- 
mitteln bezahlte GAWI-Experten in seinem 
Ministerium beschäftigt - bejahendenfalls 
um wie viele Personen handelt es sich, und 
wie nimmt die Bundesregierung zu der Um- 
gehung eigener Beschlüsse zu der Zweckent- 
fremdung von Projektmitteln Stellung? 


Antwort des Bundesministers Dr. Eppler 
vom 7. September 1972 

Es trifft zu, daß das Ministerium in begrenzter Anzahl soge- 
nannte GAWI-Experten als Fachberater einsetzt. Der Einsatz 
läßt sich jedoch weder als „Umgehung des Personalstopps iJ noch 
als „Zweckentfremdung von Projektmitteln" qualifizieren. 
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Die Erläuterungen zu Titel 23 02/681 01 (Soziale Sicherung von 
deutschen Fachkräften der Entwicklungshilfe) sehen die Zahlung 
von Vergütungen nach Inlandssätzen an deutsche Fachkräfte für 
die Dauer etwaiger Übergangszeiten zwischen zwei Projektein- 
sätzen vor. Diese Möglichkeit ist ein wichtiges entwicklungs- 
politisches Instrument einer kontinuierlichen Personalwirtschaft. 
Sie dient nicht nur der sozialen Sicherung, sondern auch der 
langfristigen Bindung und der entwicklungspolitischen Fortbil- 
dung besonders bewährter und qualifizierter Fachkräfte. Die 
befristete Inlandstätigkeit von GAWI-Experten kommt daher in 
hohem Maße dem anschließenden Auslandseinsatz zugute. An- 
dererseits ist das Ministerium angesichts seiner fachlich viel- 
seitigen und nahezu weltweiten entwicklungspolitischen Auf- 
gaben auf einen ständigen Kontakt mit der Praxis angewiesen. 
Durch den vorübergehenden Einsatz von Fachberatern wird eine 
zusätzliche Möglichkeit geschaffen, praktische Erfahrungen in 
die entwicklungspolitische Planung einzubringen. 

Die Anzahl der im Ministerium eingesetzten Fachberater ist auf 
höchstens zwölf beschränkt und wechselt ständig. Auch aus 
diesem Grund bieten die GAWI-Experten keinen Ersatz für 
haushaltsrechtlich nicht bewilligte Stellen. Zur Zeit werden zehn 
Fachberater kurzfristig beschäftigt. Alle sehen einem weiteren 
Auslandseinsatz entgegen. 


Bonn, den 22. September 1972 
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